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IIl . Bauvorſchriften für beſondere Fälle .
A. Mit Rückſicht auf die Lage des Baues .

a) Bauten an öffentlichen Wegen .
1. Straßengeſetz vom 14 . Juni 1884 .

( Geſ . und VOBl . S. 285. )

§ 31 . Bauanlagen in der Nähe öffentlicher Wege . )
Auf dem längs der öffentlichen Wege befindlichen Privat⸗

eigentum dürfen , vorbehaltlich der für die Ortsſtraßen gel⸗
tenden beſonderen Beſtimmungen , bauliche Anlagen aller Art
bei Landſtraßen nur in einer Entfernung von 3,6 m, bei
Kreisſtraßen und Gemeindewegen nur in einer ſolchen von
2 mangebracht werden .

Die Entfernung iſt vom äußeren Rande des Grabens
an und , wo ein Wegegraben fehlt , vom äußeren Rande des
Wegekörpers an zu bemeſſen .

Für Kreisſtraßen oder einzelne Strecken derſelben kann
auf Antrag des Kreisausſchuſſes ) die zuläſſige Entfernung
baulicher Anlagen durch bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vor⸗
ſchrift bis auf 3,6 m erhöht werden .

Wenn nach den Umſtänden eine Benachteiligung der
öffentlichen Intereſſen nicht zu erwarten iſt , kann durch die
Verwaltungsbehörde ? ) nach Anhörung der Straßenbau⸗
behörde und bei Kreisſtraßen und Gemeindewegen außerdem

Das Straßengeſetz vom 14. Juni 1884 findet nur Anwendung ,
wenn Bauten außerhalb des Orts ( Ortsetters ) in Frage ſtehen .

2) Jetzt : Kreisrat .
) Bezirksrat bezw . Bezirksamt : § 118 Abſ . 2 Ziff . 3 der

Landesbauordnung .
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nach Anhörung des Kreisausſchuſſes ! ) beziehungsweiſe der

Gemeindebehörde von der Einhaltung dieſer Entfernung
Nachſicht erteilt werden .

Soweit es im öffentlichen Intereſſe einer geordneten
Wegeunterhaltung erforderlich erſcheint , kann von der

Straßenbaubehörde , bezw . bei Kreisſtraßen und Gemeinde⸗

wegen von dem Kreisausſchuſſe ! ) und der Gemeindebehörde
die Beſeitigung von Anlagen verlangt werden , welche vor

Inkrafttreten des Geſetzes in größerer Nähe , als nach Obigem
zuläſſig iſt , angebracht wurden . In dieſem Falle iſt Ent⸗

ſchädigung zu leiſten , ſofern nicht ſchon nach den früher gel⸗
tenden Beſtimmungen die Anlage vorſchriftswidrig erfolgt iſt .

Über die Notwendigkeit der Beſeitigung entſcheidet die

Verwaltungsbehörde , über Vorausſetzungen und Höhe der

Entſchädigung das Gericht .

2. Ortsſtraßengeſetz vom 15 . Oktober 1908 .

( Abgedruckt oben Seite z ff . ) .
In Betracht kommen die 88 6, 7, 9, 11, 12, 15 Abſ . 6, 28, 30 und 31.

b) Bauten in der Nähe von Waldungen .

Forſtgeſetz vom 15 . November 1833 .

( Regierungsblatt 1834 Seite 5. )

Vom Bauen in der Nähe von Waldungen .

§ 57 . In Waldungen oder in einer Nähe derſelben von

weniger als 400 Fuß ( 120 Meter ) dürfen keine Wohn⸗ oder
andere Gebäude angelegt werden .

Das Wiederherſtellen und Erweitern von erlaubter

Weiſe bereits beſtandenen Gebäuden iſt unter dieſem Verbote

nicht begriffen .
Beſchränkungen der Bauerlaubnis aus anderen als

forſtpolizeilichen Gründen bleiben vorbehalten .

§ 58 . ( Nach der durch das Geſetz vom 27 . April 1854

abgeänderten Faſſung . ) Die Vorſchrift des vorhergehenden
Paragraphen gilt nicht für die im Zuſammenhang mit einem
Orte errichteten Gebäude und Werke , die mit der Gemeinde

9 Jetzt: Kreisrat .
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oder dem Weiler , wozu ſie gehören , einen geſchloſſenen Ort
bilden . ) 2)

§ 59 . Eine Ausnahme von dem Verbote des § 57 kann
die Staatsforſtbehörde nur nach Vernehmung des Forſt⸗
amts und derjenigen bewilligen , welche innerhalb einer Ent⸗
fernung von ſvierhundert Fußl , von der Bauſtelle an ge⸗
rechnet , Waldungen beſitzen .

) Ob die Vorausſetzungen dieſer Ausnahmebeſtimmung gegebenſind , iſt rein nach den tatſächlichen Verhältniſſen zu beurteilen ; die
Eingemeindung eines Dorfes zur benachbarten Stadt an ſich ſchafftnoch nicht an Stelle der räumlich getrennten , geſchloſſenen Wohn⸗bezirke ( Ortsetter ) der beiden Gemeinden einen einzigen Ortsetter , ſodaß auf den zwiſchen beiden liegenden Gemarkungsteil ohne weiteres
8. 58 Forſtgeſetz Anwendung fände . Auch dadurch , daß die ſtädtiſche
Bauordnung jenen Gemarkungsteil als „ Baugebiet “ bezeichnet und
gewiſſe Vorſchriften über das Bauen daſelbſt aufſtellt , wird das
Verbot des § 57 Forſtgeſetz im Bereich dieſes Gebiets nicht außer
Kraft geſetzt , vielmehr können die Beſtimmungen einer örtlichen
Bauordnung über die Art der Bauausführung nur inſoweit An⸗
wendung finden , als nach den anderweit beſtehenden geſetzlichen Vor⸗
ſchriften überhaupt gebaut werden darf . Aus 8§ 57 Forſtgeſetz kann
aber ein Hindernis für die Baugenehmigung dann nicht mehr ab⸗
geleitet werden , wenn die Staatsforſtbehörde erklärt hat , ſie tragekein Bedenken , nach 8 59 Forſtgeſetz Ausnahmebewilligung zu er⸗
teilen ( Entſch . des VGH . vom 25. September 1907 , VZeitſchr . 1908
O. 42 ; vergl . auch Erl . des Min . des Innern vom 4. Dezember 1907
Nr. 50523 ) .

) Die Vorausſetzungen des 8 58 Forſtcgeſ . erſcheinen regel⸗
mäßig als gegeben , wenn die Bauſtelle in einem Gebiete liegt , für
welches auf Grund des Ortsſtraßengeſetzes Straßenzüge und Bau⸗
fluchten feſtgeſetzt worden ſind , ſofern nur dieſes Gebiet „ im Zu⸗
ſammenhang “ mit dem bereits beſtehenden Ort ſteht , d. h. ſeine natür⸗
liche Erweiterung bildet . In ſolchem Falle bedarf es nicht der nach
8 59 des Forſtgeſetzes vorgeſchriebenen Anhörung des Forſtamts ,
wenn ein Gebäude näher als 120 m an den Wald herangerückt
werden ſoll , da eine Ausnahmebewilligung von dem Verbot des
§ 57 nicht nötig fällt . Die Forſt⸗ und Domänendirektion hat nun
den Wunſch ausgeſprochen , es möchte vor der amtlichen Feſtſtellungvon Ortsbauplänen , die näher als 120 m an einen Wald heran⸗
tretende Straßenzüge vorſehen , dem zuſtändigen Forſtamt Gelegenheit
zur Außerung gegeben werden . Im Hinblick auf § 3 Abſatz 4 des
Ortsſtraßengeſetzes weiſen wir die Bezirksämter an, dieſem Wunſche
künftighin zu entſprechen . ( Erl . d. Min . d. Innern v. 16. Sept . 1914
Nr . 44382 ) .
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Wird ein ſolches Bauweſen ausnahmsweiſe erlaubt , ſo
darf darin gleichwohl , ſofern ſich die Bewilligung nicht aus⸗

drücklich hierauf erſtreckt , keine Werkſtätte zur Bearbeitung
von Holz und keine Niederlage zum Holzhandel errichtet
werden .

c) Bauten an und in Gewäſſern .

1. Auszug aus dem Waſſergeſetz vom 26 . Juni 1899

in der Faſſung der Bekanntmachung vom 12. April 1913
und des Geſetzes vom 8. Auguſt 1924

( Geſ. ⸗ und VOBl . 1913 Seite 250 und 1924 Seite 241) .

§ 27 . Geſtattung der Bauausführung auf den

Ufergrundſtücken . ( 1) Die Beſitzer der an einen Waſſerlauf
angrenzenden Grundſtücke ſind verpflichtet , zu geſtatten , daß
die zum Schutze der Ufergrundſtücke notwendigen Bauten an
und auf ihrem Eigentum vorgenommen und erhalten werden ,

daß die zu den Ufer⸗ und Waſſerbauten erforderlichen Ma⸗
terialien vorübergehend auf ihren Ufergrundſtücken gelagert ,
und daß die zum gleichen Zweck erforderlichen Materialien

an Sand , Lehm , Kies und Steinen aus ihren Ufergrund⸗
ſtücken entnommen werden .

( 2) Für erweislich hieraus entſtehenden Schaden können
die Beſitzer Vergütung beanſpruchen , ſoweit derſelbe nicht
durch den ihren Ufergrundſtücken aus den betreffenden Ufer⸗
und Waſſerbauten zugegangenen Vorteil ausgeglichen iſt .

§ 40 . Fälle der Verleihung von Waſſerbe⸗
nutzungsrechten . Der Verleihung bedarf :

1. wer ein öffentliches Gewäſſer ! ) oder einen natürlichen
nicht öffentlichen Waſſerlauf in einer über den Gemeinge⸗
brauch ( § 12) oder bei einem natürlichen nicht öffentlichen

) Sffentliche Gewäſſer ſind zur Zeit : der Bodenſee , der Rhein ,
der Main , der Neckar , die Tauber vom Wertheimer Mühlwehr an,
die Kinzig mit Nebenbächen , die Murg von der Einmündung des
Latſchigbachs bei Weißenbach an , die Enz , Nagold und die Würm ,
die Wutach vom Einfluß der Haslach an, der Titiſee ( vergl . §8 1
des Geſetzes ) .
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Waſſerlauf über die ihm nach § 17 Abſatz 1 zuſtehenden
Benutzungsrechte hinausgehenden Weiſe benutzen will , wenn

es ſich handelt :

a) um die Einleitung oder Abführung flüſſiger oder
feſter Stoffe in einen Waſſerlauf , wodurch die Eigen⸗
ſchaften des Waſſers geändert oder nachteilige Ein⸗
wirkungen auf den Waſſerabfluß und Waſſerſtand aus⸗
geübt werden können ,

b) um die Errichtung oder den Betrieb von Stauanlagen
zu Waſſertriebwerken und ihrer Zubehörden , wie Sam⸗
melbecken , Zu - und Ableitungskanäle nebſt den Trieb⸗
werksanlagen ,

c) um zur Entwäſſerung oder Bewäſſerung oder zur ſonſti⸗
gen Waſſerbenutzung dienende Veranſtaltungen , wo⸗
durch in einer Weiſe , die erhebliche Einwirkungen auf
die öffentlichen Intereſſen oder die Rechte Anderer
herbeiführen kann, der Waſſerlauf gehemmt , beſchleu⸗
nigt oder abgeändert oder ſeine Waſſermenge vermehrt
oder vermindert wird ;

2. wer ein öffentliches Gewäſſer außer zu den in Ziffer 1
bezeichneten Veranſtaltungen benutzen will , wenn es ſich
handelt :

a) um eine ſonſtige Waſſerbenutzung , die mittels beſon⸗
derer Anlagen in oder an dem Gewäſſer ausgeübt
werden ſoll ,

b) um eine Überfahrtsanſtalt ;
3. wer als Beſitzer einer Waſſerbenutzungsanlage der in

Ziffer 1 oder 2 bezeichneten Art durch weſentliche Anderung
der Anlage oder der Betriebsweiſe ſeine Waſſerbenutzungs⸗
rechte erweitern will .

§S 52 . Genehmigung von Waſſerbenutzungen
und Entwäſſerungen . ( 1) Die nach §88§ 16 und 25 der
Gewerbeordnung erforderliche Genehmigung von Stauan⸗
lagen für Waſſertriebwerke iſt mit der Verleihung des
Waſſerbenutzungsrechts zu verbinden .

E; Die Genehmigung der zuſtändigen Behörde iſt außer⸗
dem erforderlich :
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1. wenn eine Benutzungsanlage der in § 40 Ziffer 1a

bis c bezeichneten Art an einem künſtlichen Waſſerlauf
oder an einem See , Teich oder Weiher , die einen regel⸗
mäßigen ober⸗ oder unterirdiſchen Zu⸗ oder Abfluß
haben , ausgeführt werden ſoll ,

2. wenn ohne Erweiterung des Benutzungsrechts ( § 40

Ziffer 3) an einer verleihungs⸗ oder genehmigungs⸗
pflichtigen Waſſerbenutzungs⸗ oder Entwäſſerungsan⸗
lage eine weſentliche Anderung vorgenommen werden

ſoll . Als Anderung im Sinne dieſer Beſtimmung iſt
auch die Beſeitigung einer Anlage , insbeſondere eines

Stauwerkes zu behandeln , ſofern dieſe Beſeitigung er⸗

hebliche Einwirkungen auf öffentliche Intereſſen oder

6
die Rechte Anderer herbeiführen kann .

333

§ 94 . Offentlich rechtliche Pflicht zur In⸗

ſtandhaltung , Verbeſſerung oder Beſeitigung
künſtlicher Anlagen . ( 1) Die Beſitzer ſind verpflichtet , für
die durch die öffentlichen Intereſſen oder durch überwiegende
Intereſſen der Landeskultur oder der Induſtrie gebotene In⸗

ſtandhaltung von künſtlichen Waſſerläufen und ſonſtigen
künſtlichen der Waſſerbenutzung , der Entwäſſerung oder dem

Waſſerſchutz dienenden Anlagen , wie Wehre , Dämme , Ufer⸗
mauern , Leitungen , Gräben , ſowie für die durch die öffent⸗
lichen Intereſſen gebotene Inſtandhaltung der im Bereiche
eines Waſſerlaufs gelegenen Tief⸗ und Hochbauten , wie

Straßen , Brücken , Eiſenbahnen , Gebäude und ihrer an und
in dem Gewäſſer befindlichen Zubehörden zu ſorgen .

( 2) Wenn eine ſolche Anlage in dem zu Recht beſtehenden
Zuſtande weſentliche Benachteiligungen für die öffentlichen
Intereſſen oder für Grundſtücke Anderer verurſacht , kann der

Beſitzer der Anlage auf Antrag des zur Inſtandhaltung des

Gewäſſers Verpflichteten oder der beteiligten Grundeigen⸗
tümer durch die Verwaltungsbehörde als verpflichtet erklärt

werden , die Vornahme der zur Beſeitigung der Nachteile
erforderlichen Anderungen der Anlage zu geſtatten . Die An⸗

tragſteller haben den durch die Ausführung der Anderung



Bauten an und in Gewäſſern . 399

entſtehenden Schaden, abzüglich des Werts der dem Beſitzerinfolge der Anderung zugehenden Vorteile , zu erſetzen .
( ) Wenn eine der im erſten Abſatz bezeichneten Anlagen

ihrem Zwechk entzogen iſt oder tatſächlich ſeit mehr als drei
Jahren nicht mehr dient , kann dem Beſitzer , ſoweit es im
öffentlichen Intereſſe oder im überwiegenden Intereſſe der
Landeskultur oder Induſtrie gelegen iſt , durch die Verwal⸗
tungsbehörde die Pflicht auferlegt werden , die Anlage zu
beſeitigen und für die Herſtellung eines Zuſtandes zu ſorgen ,wobei die Unterhaltungslaſten Anderer nicht ſchwerer ſind ,als vor der Errichtung der Anlage.

§ 99 . Genehmigung von Bauten in und an
Gewäſſern . ( 1) Wer in einem öffentlichen Gewäſſer oder
an dem Ufer desſelben , ſoweit das Ufer unter dem Hochwaſſerliegt , zum Waſſerſchutze , zur Überbrückung oder zu anderen
Zwecken , ſoweit nicht ſchon nach §S 40 eine Verleihung oder
nach 8 52 eine Genehmigung erforderlich iſt , Bauten oder
ſonſtige Veranſtaltungen , welche auf den Waſſerabfluß oder
Eisgang ſowie überhaupt auf die öffentlichen Intereſſen oder
die Rechte Anderer eine ungünſtige Einwirkung ausüben
können , ausführen oder weſentlich ändern will , hat dazu die
vorgängige Genehmigung der zuſtändigen Behörde einzuholen .

(2) Durch die zuſtändige Behörde kann das Hochwaſſer⸗
gebiet im Sinne der vorſtehenden Beſtimmung näher begrenztoder beſtimmt werden , daß für näher begrenzte Abſchnitte
des Hochwaſſergebiets oder für beſtimmte Arten von Vauten
und ſonſtigen Veranſtaltungen eine Genehmigung nicht er⸗
forderlich oder die Erſtattung einer Anzeige vor der Aus⸗
führung oder Abänderung ausreichend ſei . Derartige Anord⸗

49 720 den Beteiligten in geeigneter Weiſe kundzugeben.

(4
( 5) Die Genehmigung kann auf Zeit erteilt werden .
(6) Im öffentlichen Intereſſe kann die Genehmigung

widerrufen werden . In dieſem Falle ſind , ſoweit es das öffent⸗
liche Intereſſe erfordert , die Bauten und Veranſtaltungen
von dem Eigentümer unter tunlichſter Wiederherſtellung des
früheren Zuſtandes zu beſeitigen und abzuändern ; dem Eigen⸗
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tümer iſt aber , ſofern der Genehmigung nicht ausdrücklich

der Vorbehalt des Widerrufs ohne Entſchädigung beigefügt
worden war , von dem zur Inſtandhaltung des Gewäſſers

Verpflichteten Entſchädigung zu gewähren .
( 7) Hinſichtlich des Erlöſchens der Genehmigung findet

§ 51 entſprechende Anwendung .
( 8) Waſſer⸗ und Uferbauten , welche die Verbeſſerung des

Waſſerabfluſſes oder den Uferſchutz bezwecken und unter Lei⸗

tung der techniſchen Staatsbehörde ausgeführt werden , be⸗

dürfen einer vorgängigen Genehmigung nicht , ſofern den

Beteiligten vorher Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer
Intereſſen gegeben worden iſt und die Pläne von der Zen⸗
tralbehörde gutgeheißen worden ſind .

( 9) Durch bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vorſchrift und

für die im Flußbauverband ſtehenden Gewäſſer ! ) auch durch
Verordnung können die vorſtehenden Beſtimmungen ganz

oder teilweiſe auf nicht öffentliche Gewäſſer oder beſtimmte
Strecken derſelben als anwendbar erklärt werden .

§ 100 . Unterſagung von Bauten in und an Ge⸗
wäſſern . ( 1) Wenn und ſoweit es im öffentlichen Intereſſe
des Waſſerſchutzes geboten iſt , kann durch die Verwaltungs⸗

behörde die Ausführung von nicht genehmigungspflichtigen
Bauten und ſonſtigen Veranſtaltungen , welche auf den Waſſer⸗

abfluß oder Landſchutz erheblich ſchädigend einwirken können ,

in und an einem Gewäſſer oder an dem Ufer des Gewäſſers ,

ſoweit es unter dem Hochwaſſer liegt , unterſagt werden .

( 2) Die Beſeitigung bereits ausgeführter Bauten iſt beim

Vorliegen dieſer Vorausſetzungen nur nach Maßgabe des

Enteignungsgeſetzes zuläſſig .

) Verzeichnis der im Staatsflußbauverband ſtehenden Gewäſſer
( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1913 S. 305 ) :

Der Rhein in den Gemarkungen Waldshut und Dogern , ſowie
von der ſchweizeriſchen Grenze unterhalb Baſel bis zur heſſiſchen
Grenze , der Neckar , der Main , die Wutach von der oberen Unter⸗

egginger Gemarkungsgrenze ab, die Schlücht in den Gemarkungen
Gurtweil und Tiengen , die Wieſe von der Hammerwerksbrücke bei

Hauſen bis zur ſchweizeriſchen Grenze , die Dreiſam von der oberen
Ebneter Gemarkungsgrenze ab, die Elz von Kollnau bis Riegel ,
der Leopoldskanal , die Kinzig , die Rench vom Zuſammenfluß des Gries⸗

bachs und der wilden Rench ab, die untere Murg von Gaggenau ab .
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2. Aus zug aus der Verordnung des Miniſteriumsdes Innern zum Vollzug des Waſſergeſetzes in

der Faſſung der Bekanntmachung vom
1 fud/ 12 . April 1913

vom 12. April 1913 ( Geſ . ⸗ u. VOBl . 1913 S. 31 ) .
§ 34. Inhalt des Antrags auf Verleihung oder Ge —

nehmigung . (1) Wer ein nach 88 40 oder 52 des Geſetzes der
Verleihung oder Genehmigung beduͤrfendes Unternehmen ausführenoder eine weſentliche Anderung der Anlage oder der Betriebsweiſeeines beſtehenden Unternehmens im Sinne der 89 40 Ziffer 3, 52
Abſatz 2 Ziffer 2 des Geſetzes vornehmen will , hat den Antrag aufVerleihung oder Genehmigung bei dem Bezirksamt einzureichen , in
deſſen Bezirk das Unternehmen ganz oder zum größeren Teil aus⸗
geführt werden ſoll .

ift und (2). Aus dem Antrag muß der Vor⸗ und Familienname , Beruf
durch und Wohnſitz des Unternehmers erſichtlich ſein . Juriſtiſche Perſonen33 und Handelsgeſellſchaften ſind nach Firma oder Namen und nachganz ihrem Sitz zu bezeichnen .

mmte ( 3) Dem Antrag ſind , ſoweit es zur Erläuterung erforderlich iſt ,beizufügen :
a) eine Beſchreibung des geplanten Unternehmens oder der aneinem ſchon beſtehenden Unternehmen beabſichtigten Anderungmit der rechneriſchen Begründung und den Nachweiſen überdie Einwirkung des Unternehmens auf den Zuſtand und das

Verhalten des Gewäſſers ( Stauwirkung , Waſſerentnahme ,
Waſſerzuleitung, Hochwaſſerabfluß , Eisgang und dergleichen),ſowie auf den Betrieb bereits vorhandener Waſſerbenutzungs⸗
anlagen und die Ausübung der Schiffahrt und Fiſcherei ;

b) ein Lageplan , welcher zu enthalten hat :
die Grundſtücke , auf denen die Anlage errichtet werden ſoll ;die Anlage , deren Anderung beabfichtigt iſt ;
die Gewäſſerſtrecken , Grundſtücke und Anlagen , auf welchedas Unternehmen vorausſichtlich eine Einwirkung aus⸗

üben kann .
Die Grundſtücke ſind mit den Lagerbuchnummern und den

Benift Namen der Eigentümer zu bezeichnen ; die beabſichtigte An⸗3
lage iſt unterſcheidbar mit roten Linien einzuzeichnen ;
Längenſchnitte der unter b bezeichneten Gewäſſerſtrecken und
der für das Unternehmen erforderlichen Sammelbecken , Zu⸗und Ableitungskanäle ;

d) Querſchnitte zu den unter e genannten Längenſchnitten mit
Einzeichnung der für die Beurteilung des Unternehmens wich⸗tigen Waſſerſtände ;

e) Bauzeichnungen über ſämtliche an und in dem Gewäſſer zu
errichtenden Anlagen und über die an beſtehenden Anlagen
beabſichtigten Anderungen ;

Schluſſer - Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 26

8
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) bei Waſſertriebwerken außerdem Bauzeichnungen über das

Triebwerk mit allen für die Verwendung des Waſſers wich⸗

tigen Zubehörden , wie Leerläufen , Abläſſen und dergleichen ;

g) Nachweiſe über die Standfeſtigkeit und Sicherheit der geplanten
Bauwerke ;

h) Angaben über das Bauvorgehen bei den an und in dem

Gewäſſer zu erſtellenden Anlagen ( Bauzeiten , Rüſtungen
und dergleichen ) ;

i) in den Fällen des § 40 Ziffer 1 Buchſtabe a des Geſetzes
ein genauer Nachweis über die Menge und Beſchaffenheit
der in den Waſſerlauf einzuleitenden oder abzuführenden

flüſſigen oder feſten Stoffe und die Zeiten der Einleitung oder

Abführung .

(4) Die vorbenannten Beilagen des Antrags müſſen ſo be⸗

ſchaffen ſein , daß aus ihnen das beabſichtigte Unternehmen in allen

weſentlichen Beſtandteilen und Einzelheiten , die Art der Ausführung
und des Betriebs , ſowie die vorausſichtliche Einwirkung des Unter⸗

nehmens auf die von ihm berührten Gewäſſer , Grundſtücke und be⸗

reits beſtehenden Anlagen klar zu erkennen iſt .

(5) Außer den erwähnten Unterlagen können von dem Antrag⸗

ſteller nähere Angaben über den Zweck und die Wirtſchaftlichkeit
des Unternehmens , über die zur Ausführung und zum Betrieb des⸗

ſelben vorhandenen Mittel uſw . verlangt werden ; bei Waſſerkraft⸗
anlagen zur Erzeugung elektriſcher Energie insbeſondere werden von
dem Unternehmer regelmäßig weitere Nachweiſungen techniſcher und

wirtſchaftlicher Art über die Anlagekoſten , die Jahreskoſten , die

vorausſichtlichen Koſten der Krafterzeugung , die Menge und Ver⸗
wertung der erzeugten Nutzwirkungen und dergleichen zu liefern ſein .

(6) Mitteilungen über Betriebseinrichtungen oder Betriebsweiſen ,
Pläne , Zeichnungen und dergleichen , deren Geheimhaltung der An⸗

tragſteller für erforderlich hält , ſind von den ſonſtigen Beilagen ge⸗
trennt vorzulegen .

§ 35. Form des Antrags und der techniſchen Unter⸗

lagen . (1) Der Antrag nebſt ſämtlichen Beilagen iſt in 4, bei
Waſſertriebwerken für große Überlandzentralen in 5 vollſtändig
übereinſtimmenden Fertigungen einzureichen . Der Antrag muß vom

Antragſteller , die Beſchreibung , der Lageplan und die Zeichnungen uſw .
müſſen ſowohl vom Antragſteller als auch vom Fertiger unterzeichnet
und mit Orts⸗ und Zeitangabe verſehen ſein . Die Pläne und ſon⸗
ſtigen Zeichnungen müſſen von dazu befähigten Perſonen auf dauer⸗

haftem Stoff unter Verwendung beſtändiger Linien⸗ und Farbentöne
hergeſtellt und in einem zur Beurteilung der Verhältniſſe geeigneten
Maßſtab gefertigt ſein ( vergleiche die Verordnung vom 17. Mai 1905 ,
die Beſchaffenheit der Pläne im Verfahren vor den Verwaltungs⸗
behörden betreffend , Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt Seite 306) .
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(2) In der Regel iſt für den Lageplan der Maßſtab 1: 1000 ,für die Längenſchnitte 1: 1000 für die Längen und 11 100 für die
Höhen , für die Querſchnitte 1 : 100, für die Bauzeichnung der Stau⸗
anlage und des Triebwerks 1: 100 oder 50 der natürlichen Größezu wählen . Der Maßſtab iſt auf dem Plan anzugeben ; alle Haupt⸗abmeſſungen ſind einzuſchreiben .

68) Mindeſtens drei Fertigungen der Pläne und ſonſtigen Zeich⸗nungen ſind zur Vereinigung mit den Akten in Aktengröße ( 33 emHöhe und 21 em Breite ) vorzulegen .
(4) Auf ſämtlichen eingereichten Plänen iſt die Zugehörigkeitzum Antrag durch einen entſprechenden Vermerk deutlich zum Aus⸗druck zu bringen .

§ 36. Vereinfachte Vorlage . ( ) Bei Vorhaben von ge⸗ringerer Bedeutung kann nach dem Ermeſſen des Bezirksamts vonder Vorlage der in 88 34 und 35 bezeichneten Beſchreibungenund Zeichnungen ganz oder teilweiſe abgeſehen werden , wenn ſieweder für die Beurteilung des Vorhabens vom Standpunkt der
öffentlichen Intereſſen oder der Rechte Anderer , noch für die dauernde
urkundliche Feſtlegung der Verleihung oder Genehmigung erforder⸗lich ſind .

(2) Bei Vorhaben von größerem Umfang , für welche die Be⸗
ſchaffung der Unterlagen nach 8§ 34 und 35 einen erheblichen Auf⸗wand an Arbeit und Koſten verurſachen würde , kann der Unter⸗
nehmer unter Vorlage der für die Beurteilung des Unternehmens
erforderlichen allgemeinen Unterlagen in Form von Entwurfsſkizzenund einer Beſchreibung um eine Außerung der zur Verleihung oder
Genehmigung zuſtändigen Behörde nachſuchen , ob vom Standpunktder durch die Behörden zu wahrenden öffentlichen Intereſſen aus
grundſätzliche Bedenken beſtehen . Die Abgabe dieſer Außerung ſtehtim freien Ermeſſen der Behörde ; die Außerung kann jedenfalls nur
unter dem ausdrücklichen Vorbehalt der Stellungnahme zu dem
ſpäter einzureichenden genauen Entwurf abgegeben werden . Inſoweitdie Verleihung nach § 117 Abſatz 2 Ziffer 2 des Geſetzes , §S 8 Ab⸗
ſatz 1, 3 und 4 dieſer Verordnung der Zuſtimmung des Miniſteriumsdes Innern bedarf , iſt vor Abgabe der Außerung Vorlage an das
Miniſterium des Innern zu machen .

§ 37. Baupolizeiliche Vorlage . Sollen bei Errichtungoder Veränderung einer Anlage zur Waſſerbenutzung oder Ent⸗
wäſſerung Bauherſtellungen vorgenommen werden , die nach den Be⸗
ſtimmungen der Landesbauordnung einer Genehmigung bedürfen , ſo
hat der Antragſteller mit dem Antrag auf Verleihung oder Ge⸗
nehmigung auch die für die Beurteilung des Bauvorhabens erforder⸗
lichen Pläne und Zeichnungen vorzulegen . Hievon kann abgeſehen
werden , wenn die Bauten nicht Beſtandteile der Waſſerbenutzungs⸗
anlage ſind oder erſt nach Herſtellung dieſer Anlage ausgeführtwerden ſollen . 5

5
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§ 46. Schutz der Fiſcherei . (1) Soll in oder an einem

Gewäſſer , in dem die Erhaltung des Fiſchbeſtandes wirtſchaftlich von

Bedeutung iſt , ein der Verleihung oder Genehmigung bedürfendes
Unternehmen ausgeführt werden , ſo hat das Bezirksamt unter Mit⸗

wirkung der ſtaatlichen Fiſchereiſachverſtändigen zu prüfen , ob das

beabſichtigte Unternehmen für den Fiſchbeſtand Nachteile herbei⸗
führen kann . Ergibt die Prüfung , daß ſolche zu befürchten ſind , ſo
ſind dem Unternehmer diejenigen Bedingungen und Verpflichtungen
aufzuerlegen , welche dieſe Schädigung verhüten oder auf ein geringes
Maß herabzuſetzen geeignet ſind .

( 2) Als ſolche Bedingungen und Auflagen kommen in Betracht :

a) bei Einleitung ſchädlicher Abgänge in den Waſſerlauf im Sinne
des 8 40 Ziffer 1 Buchſtabe a des Geſetzes die vorgängige
Reinigung , Verdünnung und Abflußregelung oder ſonſtige
Maßnahmen ( vergleiche das Geſetz , die Ausübung der

Fiſcherei betreffend , vom 3. März 1870 in der Faſſung vom
26. April 1886 Artikel 4 und § 22 der Landesfiſchereiordnung ) ;

b) bei der Errichtung von Stauwehren und anderen Anlagen ,
welche den Zug der Fiſche zu Berg verhindern oder erheblich
beeinträchtigen : die Anlage von Fiſchwegen ( Fiſchpäſſen ) und
die Regelung der Zeiten , an denen dieſe oder andere Teile
des Wehrs geöffnet ſein müſſen , und die Beſtimmung der
Waſſermengen , die ſtets durch das Wehr durchgelaſſen werden
müſſen ( vergleiche Artikel 13 obigen Fiſchereigeſetzes und 88 28
und 29 der Landesfiſchereiordnung ) ;

c) bei Anlage von Turbinen oder anderen Werkteilen , durch
welche die Fiſche verletzt werden können : die Herſtellung und
Unterhaltung von Schutzvorrichtungen ( Gittern und dergleichen ;
vergleiche Artikel 4 a obigen Fiſchereigeſetzes und § 25 der
Landesfiſchereiordnung ) ;

d) bei der Ableitung und Entnahme von Waſſer : die Verpflich⸗
tung , eine gewiſſe Waſſermenge ſtets im Bett zu belaſſen .

(3) Iſt nach dem Ergebnis der Prüfung ( Abſatz 1) zu er⸗
warten , daß das beabſichtigte Unternehmen die Ausübung der Fiſcherei
unmöglich machen oder erheblich beeinträchtigen wird , und iſt dieſe
Beeinträchtigung nach Anſicht der Sachverſtändigen auch durch ent⸗
ſprechende Vorkehrungen ohne unverhältnismäßige Koſten und Er⸗
ſchwerungen des Betriebs nicht abzuwenden , ſo hat das Bezirksamt
im Benehmen mit den ſtaatlichen Fiſchereiſachverſtändigen und , wenn
das Unternehmen ein öffentliches Gewäſſer betrifft , auch mit der zu⸗
ſtändigen Domänenverwaltungsbehörde weiter zu prüfen , ob der
Nachteil für die Fiſcherei von größerer gemeinwirtſchaftlicher Be⸗
deutung iſt , als der von dem geplanten Unternehmen zu erwartende
Nutzen . Wenn dies anzunehmen iſt , ſo hat der Bezirksrat die Ver⸗
leihung oder Genehmigung zu verſagen ; andernfalls iſt die Ver⸗
leihung oder Genehmigung zu erteilen , der Unternehmer hat aber
den Fiſchereiberechtigten für den ihnen dürch das Unternehmen er⸗
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wachſenden Schaden Erſatz zu leiſten ( §8 41 Ziffer 3 Satz 1 und 2,52 Abſatz 3 des Geſetzes ) . Über die Entſchädigungspflicht und dieHöhe der Entſchädigung entſcheiden in dieſen Fällen die bürgerlichenGerichte ( § 121 Abſatz ' 1 des Geſetzes ) ; die Bezirksratsentſchließunghat daher die Entſchädigungspflicht des Unternehmers nicht auszu⸗ſprechen , ſondern die Fiſchereiberechtigten hinſichtlich der Geltend⸗
machung ihrer Schadenerſatzanſprüche lediglich an die bürgerlichenGerichte zu verweiſen .

§ 56. Fälle der Verleihung . (1) Die Einleitung flüſſigeroder feſter Stoffe bedarf der Verleihung , wenn ſie nach Art und
Maß die gemeinübliche Abführung unſchädlicher Abwaſſer aus der
Hauswirtſchaft , der Landwirtſchaft und dem kleingewerblichen Be⸗trieb überſchreitet ; hiernach bedarf der Verleihung unter anderemdie Einleitung der in Kanälen zuſammengefaßten Abwaſſer aus Ort⸗
ſchaften , auch wenn ſie menſchliche Abgangsſtoffe nicht enthalten ,ferner die Ableitung menſchlicher Abgangsſtoffe auch aus einzelnenGebäuden und Anweſen und die Einleitung ſchädlicher Abwaſſer ausGewerbebetrieben .

(2) Zu den der ſonſtigen Waſſerbenutzung dienenden Veran⸗
ſtaltungen im Sinne von § 40 Ziffer 1 Buchſtabe e des Geſetzes ge⸗hören unter anderem die Verengerung , Erweiterung , Verlegung ,Vertiefung , Erhöhung des Bettes und des Hochwaſſerprofils von
Gewäſſern , die Abzweigung von Seitenarmen , ſofern dieſe Maß⸗nahmen Waſſerbenutzungszwecken dienen ſollen , ſowie auch Einrich⸗tungen zur Entnahme von Waſſer aus dem Untergrund der Ufer⸗grundſtücke in ſolcher Nähe des Gewäſſers , daß deſſen Waſſerführungerheblich beeinflußt wird .

63) An öffentlichen Gewäſſern bedürfen der Verleihung auch
Waſſerbenutzungen , die als Gemeingebrauch jedermann geſtattet ſind ,wenn ſie mittels beſonderer Anlagen ausgeübt werden ſollen ; als
ſolche beſonderen Anlagen ſind unter anderem hervorzuheben : Waſch⸗und Badeanſtalten , die Einführung von Dohlen zur Waſſerableitung ,die Einlegung von Tauen und Ketten in das Flußbett zum Betrieb
einer Tauerei oder Kettenſchleppſchiffahrt , die Herſtellung von Lande⸗
ſtellen und Häfen .

( J Weſentliche Anderungen der Benutzungsanlagen bedürfennur dann der Verleihung , wenn ſie eine Erweiterung der Waſſer⸗
benutzungsrechte des Beſitzers zur Folge haben . Als ſolche Ande⸗
rungen ſind insbeſondere diejenigen zu betrachten , die den Zuſtandund das Verhalten des zu benutzenden Waſſerlaufes , vornehmlich in
Hinſicht des Gefälles , der Stauhöhe und des Hochwaſſerabfluſſes ſo⸗wie der Art der Benutzung , des Verbrauches und der Beſchaffenheitdes Waſſers ungünſtiger beeinfluſſen , als die beſtehende Anlage .
Hierzu gehören Veränderungen der Stauanlagen und ihrer Zube⸗
hörden , durch welche größere Waſſermengen angeſammelt , ausgenutztoder abgeführt werden als bisher , ferner die Zuleitung oder Ab⸗
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leitung größerer Waſſermengen , die Einleitung von in höherem
Maße die Beſchaffenheit des Waſſers verändernden Abwaſſern uſw .

( Wegen weſentlicher Anderungen der Waſſerbenutzungs⸗ oder Ent⸗

wäſſerungsanlagen , die eine Erweiterung des Benutzungsrechts nicht

zur Folge haben , vergleiche 8 52 Abſatz 2 Ziffer 2 des Geſetzes und

§ 61 dieſer Verordnung . )
(5) Einer Verleihung bedürfen auch die Unternehmungen des

Staats ( Domänenärar , Fiskus ) und die von ſtaatlichen Behörden
im Namen und für Rechnung anderer Körperſchaften ( Kreis , Be⸗

zirksverbände , Gemeinden uſw . ) ausgeführten Unternehmungen .

§ 61. Beſondere Vorſchriften für die Genehmigung
von Waſſerbenutzungen und Entwäſſerungen in den Fällen
des 8 52 des Geſetzes . (1) Zu den künſtlichen Waſſerläufen im

Sinne von 8 52 Abſatz 2 Ziffer 1 des Geſetzes gehören unter anderem

künſtlich hergeſtellte Gewerbekanäle , offene und geſchloſſene Leitungen
zur Entwäſſerung , Bewäſſerung und Waſſerverſorgung . ( Beachte
jedoch § 3 Abſatz 2 des Geſetzes . )

(2) Als weſentliche Anderungen von beſtehenden Waſſerbe⸗
nutzungs⸗ oder Entwäſſerungsanlagen , welche ohne Erweiterung des

Benutzungsrechts auf den Zuſtand und das Verhalten des zu be⸗

nutzenden Waſſerlaufes , vornehmlich in Hinſicht des Gefälles , der

Stauhöhe und des Hochwaſſerabfluſſes , ferner auf die Benutzungsart ,
den Verbrauch und die Beſchaffenheit des Waſſers Einfluß haben
können ( § 52 Abſatz 2 Ziffer 2 des Geſetzes ) , ſind unter anderem

hervorzuheben : Anderungen in der Zuleitung und Ableitung , Ver⸗

änderung der Stauanlage und ihrer Zubehörden ſowie der Zu⸗ und

Ableitungskanäle , Anderung des Fachbaumes , der Leerläufe und

Abläſſe ſowie der Konſtruktion des Triebwerks , Vergrößerung des
Sammelweihers , Veränderung der Beſchaffenheit der in den Waſſer⸗
lauf gelangenden Abwaſſer .

§S 114 . Aufſicht über Erfüllung der Räumungs⸗ und

Schutzpflicht . (1) Das Bezirksamt überwacht im Benehmen mit
der techniſchen Behörde die Erfüllung der in den §8 90, 91, 93 und
94 des Geſetzes bezeichneten Verpflichtungen , erläßt erforderlichen
Falls die im öffentlichen Intereſſe ohne Verzug notwendigen An⸗

ordnungen und führt , im Falle die Verpflichtung beſtritten wird ,
eine Entſchließung des Bezirksrats nach § 118 Ziffer 7 des Geſetzes ,
§ 4 Ziffer 14 dieſer Verordnung herbei .

(2) Geeigneten Falls iſt die Vornahme der Räumungsarbeiten
und die Herſtellung und Inſtandhaltung der Schutzarbeiten im

Wege einer orts⸗ oder bezirkspolizeilichen Vorſchrift zu regeln ( § 98
des Geſetzes ) .

§ 125 . Fälle der Genehmigung von Bauten und ſon⸗
ſtigen Veranſtaltungen in und an Gewäſſern ( § 99 des

Geſetzes ) . ( 1) Zu den nach 8 99 des Geſetzes genehmigungspflich⸗
tigen Bauten und Veranſtaltungen gehören unter anderem in der Regel :
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a) Veranſtaltungen zur Regelung eines Waſſerlaufs durch Gerade⸗
legung , Durchſtiche , Erweiterungen , Verengungen , Vertiefungenoder Erhöhungen ( Auffüllungen ) des Bettes oder der Ufer ,ferner Ufermauern und Dämme auch im Zuſammenhang mit
Eiſenbahn⸗ oder Straßenbauten ;

b) Hochbauten , Brücken , Stege , feſte Einbauten in den Waſſerlauffür die Fiſcherei oder andere Zwecke .
( 2) Die Bauten oder Veranſtaltungen bedürfen auch dann der

Genehmigung , wenn ſie von techniſchen Staatsbehörden ausgeführt
werden , es ſei denn , daß es ſich um Waſſer⸗ oder Uferbauten handelt ,
welche die Verbeſſerung des Waſſerabfluſſes oder den Uferſchutz be⸗
zwecken ( § 99 Abſatz 8 des Geſetzes ) .

S 126 . Form des Antrags . Dem Antrag auf Genehmigungvon Bauten und ſonſtigen Veranſtaltungen nach 8 99 Abſatz 1 und 9
des Geſetzes oder der nach § 99 Abſatz 2 des Geſetzes zu erſtattenden
Anzeige ſind die erforderlichen Beſchreibungen , Pläne , Längenſchnitte ,
Querſchnitte , Zeichnungen und Berechnungen beizugeben , wobei die
88 34 und 35 dieſer Verordnung zu beachten ſind .

§ 128 . Verbindung des Verfahrens zur Genehmigungvon Bauten in und an Gewäſſern nach § 99 des Geſetzesmit dem Verfahren zur Verleihung oder Genehmigungvon Waſſerbenutzungen und Entwäſſerungen . Werden
Bauten oder ſonſtige Veranſtaltungen in und an Gewäſſern als
Zubehörden eines der Waſſerbenutzung oder Entwäſſerung dienenden
Unternehmens ausgeführt , welches nach 88§ 40, 52 und 53 des Ge⸗
ſetzes der Verleihung oder Genehmigung bedarf , ſo iſt das Verfahren
zur Genehmigung der Bauten nach § 99 Abſatz 1 und 9 des Ge⸗
ſetzes mit dem Verfahren zur Verleihung oder Genehmigung der
Waſſerbenutzung oder Entwäſſerung zu verbinden ; in dieſem Falle
ſind die für die Verleihung oder Genehmigung zuſtändigen Behörden
auch zur Genehmigung der Bauten nach § 99 Abſatz 1 und 9 des
Geſetzes zuſtändig .

§ 129 . Begrenzung des Hochwaſſergebiets und
ſonſtige Anordnungen nach § 99 Abſatz 2 des Geſetzes .
(1) Vor Erlaſſung einer Entſchließung nach § 99 Abſatz 2 des Ge⸗
ſetzes iſt die zuſtändige techniſche Bezirksbehörde zu hören , welche ,
falls es ſich um ein öffentliches Gewäſſer oder eine im Staatsfluß⸗bauverband befindliche Gewäſſerſtrecke handelt , der Oberdirektion
des Waſſer⸗ und Straßenbaues ! ) Vorlage macht .

(2) Die ergangene Entſchließung iſt der Gemeindebehörde , der
techniſchen Behörde und dem Miniſterium des Innern mitzuteilen ,
ſowie im amtlichen Verkündigungsblatt bekannt zu machen .

) Jetzt : Waſſer⸗ und Straßenbaudirektion .
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d) Anlagen , die der Fiſchzucht ſchädlich
werden können .

1. Badiſches Geſetz vom 3. März 1870 , die Aus⸗

übung und den Schutz der Fiſcherei betr .

( Geſ. ⸗ u. VOBl . S. 225) , in der durch Geſetz vom 26. April 1886

( Geſ. ⸗ u. VOBl . S. 189 ) bewirkten Faſſung .

Artikel 4. Es iſt verboten , in Fiſchwaſſer Stoffe von

ſolcher Beſchaffenheit und in ſolchen Mengen einzuwerfen ,

einzuleiten oder einfließen zu laſſen , daß dadurch die Fiſche

beſchädigt werden können .

Bei überwiegendem Intereſſe der Landwirtſchaft oder

der Induſtrie kann das Einwerfen oder Einleiten ſolcher Stoffe
in Fiſchwaſſer , unter Anordnung der geeigneten Maßregeln ,
welche den möglichen Schaden für Fiſche auf das tunlich kleine

Maß beſchränken , von der Verwaltungsbehörde geſtattet
werden .

Wenn bereits beſtehende Ableitungen aus landwirt⸗

ſchaftlichen oder gewerblichen Anlagen ſich in erheblichem
Maße für die Fiſche ſchädlich zeigen , ſo kann dem Inhaber
der Anlage im Verwaltungswege die Auflage gemacht werden,
ſolche Vorkehrungen zu treffen , welche geeignet ſind , den

Schaden zu heben , oder doch tunlichſt zu verringern , und zwar :

a) auf ſeine eigenen Koſten , wenn der Schaden lediglich
Folge ſeines Geſchäftsbetriebs iſt und der nötige Auf⸗
wand nicht außer billigem Verhältniſſe zur Einträg⸗
lichkeit des landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Un⸗

ternehmens ſteht ;
b) gegen vollen , von den Fiſchereiberechtigten zu leiſtenden

Erſatz , wenn der Schaden für die Fiſche infolge ſpäteren
Hinzutritts neuer , von dem Betriebe der Anlage un⸗

abhängiger äußerer Umſtände entſtanden iſt .
Artikel 4 a . Der Fiſchereiberechtigte iſt befugt , während

der Schonzeit in Gräben , deren Beſitzern ein Fiſchereirecht nicht
zuſteht , in deren Einmündung in die Fiſchwaſſer Rechen ein⸗

85 welche das Eintreten der Fiſche in die Gräben ver⸗

indern .

Zum Schutz der Fiſche gegen Beſchädigungen durch Tur⸗

binen kann bei jeder nach Inkrafttreten des Geſetzes erfol⸗
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genden Turbinenanlage dem Eigentümer der letzteren durchden Bezirksrat jederzeit die Herſtellung und Unterhaltungvon Vorrichtungen ( Gittern ꝛc. ), welche das Eindringen der
Fiſche in die Turbinen verhindern , auf ſeine Koſten auferlegtwerden .

Bei den zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes be⸗
reits vorhandenen Turbinenanlagen ſteht dem Fiſchereiberech —tigten die Befugnis zu , Vorrichtungen der vorbezeichnetenArt zum Schutz der Fiſche auf ſeine Koſten herzuſtellen und
zu unterhalten .

Beim Widerſpruch des Eigentümers des Grabens
( Abſatz 1) oder der Turbinenanlage ( Abſatz 2 und 3) ent⸗
ſcheidet auf Antrag des Fiſchereiberechtigten über Zuläſſigkeit
und Art der Vorrichtung der Bezirksrat .

2. Landesfiſchereiordnung vom 3. Februar 1888 .
( Geſ . ⸗ u. VOBl . S. 13) , in der durch die Verordnungen vom 22.
März 1894 , 21. Nov . 1913 und 15. Juli 1920 ( Geſ . ⸗u . VOBl . 1894S. 142, 1913 S. 572 , 1920 S. 423 ) bewirkten Faſſung . )

§ 22 . ( Einleitung fremder Stoffe in Fiſch —
waſſer . ) Wenn die Genehmigung bezw . Unterſagung der
Einleitung von fremden Stoffen in ein Fiſchwaſſer in
Frage ſteht ( Artikel 23 des Waſſergeſetzes ?) , Artikel 4 des

Seſetzes vom 3. März 1870 ) , ſo ſind bei der Beurteilung der
Frage , ob und in welcher Miſchung die betreffenden Stoffe
als für den Fiſchbeſtand ſchädlich zu erachten und welche
Maßregeln zur tunlichen Verhütung des Schadens anzuwenden
ſind , die nachſtehenden Grundſätze zu beachten :

J. Die Einleitung von ſchädlichen Abgängen irgend
welcher Zuſammenſetzung darf erſt dann geſtattet werden ,
wenn nachgewieſen iſt , daß deren Beſeitigung auf anderem
Weg oder daß eine Aufarbeitung derſelben nicht ohne unver⸗
hältnismäßigen Aufwand als durchführbar ſich erweiſt . Im

) Siehe auch den oben Seite 404 abgedruckten § 46 der Vollzugs⸗
verordnung zum Waſſergeſetz .

2) Jetzt §88 40 und 52 des Waſſergeſetzes in der Faſſung der
Belanntmachung vom 12. April 1913 (J.. oben Seite 396 u. 397) .
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Fall der Geſtattung der Einleitung iſt dieſelbe jedenfalls von

folgenden Vorausſetzungen abhängig zu machen :
a) Die Abgänge müſſen die im gegebenen Fall mögliche

chemiſche oder mechaniſche Reinigung und eine Ver⸗

dünnung mit den etwa vorhandenen reineren Abwaſſern
erfahren ;

b) die Einleitung der Abgänge hat in allen Fällen , in denen

von einer nur periodiſch erfolgenden Einleitung Gefahren

für den Fiſchbeſtand zu befürchten ſind , in allmäh⸗
licher , auf den ganzen Tag gleich mäßig verteilter

Weiſe zu erfolgen ;
c) die Ableitung ſoll , wo immer die Beſchaffenheit der

Waſſerläufe es geſtattet , in Röhren oder Kanälen er⸗

folgen , welche bis in den Strom des Waſſerlaufs reichen
und unter dem Niederwaſſer ausmünden , jedenfalls
aber derart zu legen ſind , daß eine Verunreinigung der

Ufer ausgeſchloſſen bleibt .

Il . Stoffe der nachſtehend verzeichneten Beſchaffenheit dür⸗

fen unter keinen Umſtänden in Fiſchwaſſer eingeleitet werden :

1. Flüſſigkeiten , in welchen mehr als 10 % ſuspendierte
und gelöſte Subſtanzen enthalten ſind ;

2. Flüſſigkeiten , in denen die nachverzeichneten Subſtanzen
in einem ſtärkeren Verhältnis als in demjenigen von

1 : 1000 ( beim Rhein von 1 : 200 ) enthalten ſind ,

nämlich : Säuren , Salze , ſchwere Metalle , alkaliſche Sub⸗

ſtanzen , Arſen , Schwefelwaſſerſtoff , Schwefelmetalle ,
ſchweflige Säure und Salze , welche ſchweflige Säure

bei ihrer Zerſetzung liefern ;
3. Abwaſſer aus Gewerben und Fabriken , welche feſte ,

faulnisfähige Subſtanzen enthalten , wenn dieſelben
nicht durch Sand - oder Bodenfiltration gereinigt wor⸗

den ſind
4. chlor⸗ und chlorkalkhaltige Waſſer und Abgänge der

Gasanſtalten und Teerdeſtillationen , ferner Rohpetro⸗
leum und Produkte der Petroleumdeſtillation ;

5. Dampf und Flüſſigkeiten , deren Temperatur 40 R

( 50 ) überſteigt .
Zuſtändig zu Entſcheidungen nach Artikel 4 des Geſetzes

iſt der Bezirksrat .
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e) Bauten an Eiſenbahnen .
Ortsſtraßengeſetz vom 15 . Oktober 1908 , § 29 . )

1. Bauten aller Art dürfennicht in geringerer Entfernung
von der Eiſenbahn als 7,5 m von der Kante des Bahnkörpers
oder von der Grenze eines Bahnhofs errichtet werden .

2. Bei Gebäuden , welche Wandbekleidungen oder Be⸗
dachungen von brennbaren Stoffen erhalten , oder in welchen
leicht entzündliche Stoffe zubereitet oder aufbewahrt werden
ſollen , muß die Entfernung mindeſtens 15 m betragen.

3. In beſonderen Fällen , welche keine Gefahr für die
Eiſenbahn und deren Betrieb beſorgen laſſen , können Aus⸗
nahmen von dieſen Vorſchriften nach Anhörung der beteiligten
Eiſenbahnverwaltung geſtattet werden .

Hierzu hat das bad . Arbeitsminiſterium folgenden Erlaß vom
23. Juni 1924 , Nr . 24546 an die Bezirksämter und Gemeindebe⸗
hörden ( Ortsbaukommiſſionen ) gerichtet :

„ Eine Anzahl von Fällen , in denen die für die Ausführung von
Bauten an Eiſenbahnen geltenden Vorſchriften nicht beachtet wurden ,
gibt Veranlaſſung , auf die einſchlägigen Beſtimmungen des Orts⸗
ſtraßengeſetzes und der Landesbauordnung beſonders hinzuweiſen .Die maßgebende Beſtimmung enthält der § 29 OStrG . , der
in Abſ . 1 vorſieht , daß Bauten aller Art in nicht geringerer Ent⸗
fernung von der Eiſenbahn als 7,5 m von der Kante des Bahn⸗
körpers oder von der Grenze eines Bahnhofs errichtet werden dürfen ,
während der Abſatz 2 bei Gebäuden , welche Wandbekleidungen oder
Bedachungen von brennbaren Stoffen erhalten , oder in welchen leicht
entzündliche Stoffe zubereitet oder aufbewahrt werden ſollen , die
Entfernung auf mindeſtens 15 m erweitert .

I. In materiell⸗rechtlicher Hinſicht iſt hierzu folgendes zu be⸗
merken :

I. Unter Bauten ſind , wie ſchon der Zuſatz „aller Art “ beſagt ,
ſämtliche Bauausführungen im Sinne des § 1 der Landesbauord⸗
nung zu verſtehen , insbeſondere alſo auch Stützmauern und feſte Ein⸗
friedigungen , ebenſo wie neben der Neuerrichtung von Bauwerken
und Bauveränderungen ( Umbau ) , Wiederaufbau und Bauausbeſſe⸗
rungen . Natürlich iſt bei der Beurteilung des Begriffs „ Bauten “
der Sinn und die Abſicht der Beſtimmung des Ortsſtraßengeſetzes zu
berückſichtigen , ſo daß z. B. Verputz⸗ , Anſtreicher⸗ , Inſtandſetzungs⸗
arbeiten im Innern des Gebäudes u. a. nicht in Frage kommen .

2. Als Eiſenbahnen im Sinne des § 29 Abſatz 1 Ostrck . ſind ,
wie Flad in den Erläuterungen zum Ortsſtraßengeſetz Anmerkung 3 zu
§ 29 ausführt , alle Bahnen anzuſehen , auf welche die Eiſenbahnbau⸗

) Siehe oben Seite 27.
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und Betriebsordnung vom 4. November 1904 Anwendung findet , je⸗
doch iſt erforderlich , daß ein ſelbſtändiger Bahnkörper vorhanden
iſt , während für Eiſenbahnen , die auf öffentlichen Wegen angelegt

ſind ( § 29 Ziff . 4 des OStrch . ) , nur die Vorſchriften des § 31 StrGh.
und der §8 9 ff. OStrög . hinſichtlich der bei Errichtung von Bau⸗
werken einzuhaltenden Entfernung in Betracht kommen .

3. Über den Begriff „ Bahnkörper “ gibt Flad in Anmerkung 4

zu § 29 und Walz , bad . Orts⸗Straßen⸗Geſetz , Seite 293 näheren
Aufſchluß .

4. Den äußeren Abſchluß des Bahnhofsgebiets bilden die Ein⸗

fahrtsſignale oder , wo ſolche nicht vorhanden ſind , die Stellen , an
denen ſie aufzuſtellen wären . Zu beachten iſt , daß zu dem Bahn⸗
hofsgebiet nach dem Ortsinnern zu, die Bahnſteige , die Empfangs⸗
und Nebengebäude , Güterſchuppen , Rampen , Ladeſtraßen , Freilade⸗
plätze , Nebengleiſe und wohl , wenigſtens bei engerer Zuſammenge⸗
hörigkeit mit dem Bahnhofsgebiet , auch die Zufahrtsſtraßen gehören ,
aber nicht mehr z. B. ſolche Gebäude , die bloßen Bahnverwaltungs⸗
zwecken dienen , wie Bürogebäude , Dienſtwohngebäude , an das Bahn⸗
gebiet unmittelbar angebaute Reſtaurationsräume , wenn auch die be⸗

treffenden Gebäude im Eigentum der Bahnverwaltung ſtehen und
wenn auch ihre Grundfläche grundbuchmäßig mit dem Bahnhofgebiet
eine einzige zuſammenhängende Liegenſchaft bildet .

II. Formell⸗rechtlich ſind die nachſtehenden Geſichtspunkte be⸗

ſonders zu beachten :
1. Bei eingehenden Baugeſuchen iſt darauf zu ſehen , daß die

vorzulegenden Lagepläne die in §S 126 Abſ . 1 Ziffer a LBO . be⸗
zeichneten Angaben über die angrenzenden und gegenüberliegen⸗
den Gebäude und Grundſtücke unter Bezeichnung der Eigentums⸗
grenzen ſowie der Namen der Eigentümer enthalten und daß die
im Abſ . 2 angegebenen Abſtände erſichtlich ſind . Sind dieſe Angaben
gewiſſenhaft gemacht , ſo iſt auch ohne weiteres feſtzuſtellen , ob die
Eiſenbahn als Angrenzer oder Gegenüberlieger in Betracht kommt
und ob die nach obigen Beſtimmungen des Orts⸗Straßen⸗Geſetzes vor⸗
geſchriebenen Entfernungen eingehalten ſind .

2. Ergibt die Prüfung der Entfernung von der Eiſenbahn zwar
keine Abweichung vom Geſetz , ſo darf doch nicht überſehen werden ,
daß trotzdem die Eiſenbahnverwaltung über das Bauvorhaben als
angrenzender oder gegenüberliegender Nachbar entſprechend dem 8 130
Abſ . 1 LB0 . gehört wird ( vergl . auch 8 131 Abſ . 3 LBO. ) .

3. Um ſpätere Rückfragen zu vermeiden und damit entſprechend
dem § 131 Abſ. 5 LB0 . jede Verzögerung des Verfahrens auszu⸗
ſchalten , erſcheint es geboten , daß alle am baupolizeilichen Verfahren
beteiligten Stellen , insbeſondere aber die Ortspolizeibehörden und die
Ortsbaukommiſſion die genannten Geſichtspunkte genau beachten .

4. Wie oben ausgeführt , ſind unter Bauten alle Bauaus⸗
führungen im Sinne des §S1 LB0 zu verſtehen , alſo auch ſolche , die
vorheriger Genehmigung des Bezirksamts nach § 123 Abſ. 2 ( in der
geänderten Faſſung der Verordnung vom 13. Januar 1913 , GWBl .

1013
gfer
Züun
führu
kübet
fernut
Whl.
Jeldh
Geb
nehm
ligen

gebot
daßd
051t

ſchift
fiht:f
Uihi
dieſem
ilun,
vorgeſ
Stund
bbetk
betſtn

hanit
uußtze
Duuge
Letdet
Veochl.

bom

id
de
ita

ſih

dus



Bauten an Friedhöfen . 413

1913 S. 66) an ſich nicht bedürfen , wie z. B. die unter den neuenZiffern f, g, K angeführten vorübergehenden Hilfsbauten , Ein⸗zäunungen , Einfriedigungen und Stützmauern . Bei ſolchen Bauaus⸗führungen wird es Pflicht gerade der Ortspolizeibehörde ſein , da⸗rüber zu wachen , daß die in § 29 des OStrch . vorgeſchriebenen Ent⸗fernungen eingehalten werden . Zu beachten iſt , daß die in 8 123Abſ . 2 unter den neuen Ziffern d und e bezeichneten Garten⸗ undFeldhäuschen , Geſchirrhütten, Hühnerſtälle und andere unbedeutende
Gebäulichkeiten diefer Art , ſowie Schuppen der baupolizeilichen Ge⸗nehmigung dann bedürfen , wenn ſie in der Nähe der Eiſenbahnliegen .

5. Bei Erteilung einer vorläufigen Bauerlaubnis iſt Vorſichtgeboten ; ſie ſoll jedenfalls erſt dann gegeben werden , wenn feſtſteht ,daß die Eiſenbahnverwaltung entweder als Nachbar oder nach § 29OStrG . nicht beteiligt oder aber ihre Anhörung erfolgt iſt .6. Nach § 29 Abſ . 3 OStrG . können Ausnahmen von den Vor⸗
ſchriften der Abſätze 1 und 2 in beſonderen Fällen , welche keine Ge⸗fahr für die Eiſenbahn und deren Betrieb beſorgen laſſen , nur nachAnhörung der beteiligten Eiſenbahnverwaltung geſtattet werden . In
dieſem Zuſammenhang ſei darauf hingewieſen , daß zur Nachſichter⸗teilung bezüglich der Einhaltung der nach § 29 Abſ . 1 und 2 SStrch .
vorgeſchriebenen Entfernungen gemäß 8 118 Abſ . 2 Ziffer 3b LB0 .
grundſätzlich der Bezirks rat und nur , wenn die Reichsbahndirektionoder die Betriebsleitung der in Betracht kommenden Eiſenbahn ein⸗
verſtanden ſind , das Bezirks amt zuſtändig iſt .

Ich erſuche , die vorerwähnten Geſichtspunkte genau zu beachten ,damit der Eiſenbahnverwaltung die Möglichkeit gegeben iſt , ihre Rechterechtzeitig wahren zu können , und wenn Bauten vor Erteilung der
Baugenehmigung oder ohne Einreichung eines Baugeſuchs begonnenwerden ſollten , gegen die Schuldigen unnachſichtlich und mit möglichſterBeſchleunigung einzuſchreiten . “

f) Bauten in der Nähe von Friedhöfen .
Verordnung des Miniſteriums des Innern

vom 20 . Juli 1882 , die Begräbnisplätze und die
Beerdigungen betr .

( Geſ. ⸗ und VOBl . Seite 202. )
§ 2. Die Begräbnisplätze ſind in einer Entfernung von

mindeſtens 100 Metern von den äußerſten Wohngebäuden
der Ortſchaften anzulegen . Bei Bemeſſung der Entfernung
iſt auf die vorausſichtliche Ausdehnung der Ortſchaften Rück⸗
ſicht zu nehmen .

Bei der Wahl des Begräbnisplatzes iſt einem Boden
aus Sand oder Kies der Vorzug zu geben ; er ſoll keiner
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Überſchwemmung ausgeſetzt und ſo trocken ſein , daß er zu

jeder Jahreszeit bis zu einer Tiefe von 2 Metern ausge⸗

graben werden kann , ohne daß man auf Waſſer ſtößt .

Nötigenfalls iſt der Boden aufzufüllen oder zu ent⸗

wäſſern . Das von oder unter dem Begräbnisplatze ab⸗

fließende Waſſer ſoll ſeine Richtung nicht gegen Ortſchaften
oder Brunnen nehmen .

§ 3. Neue Wohngebäude dürfen in der nächſten Nähe
des Begräbnisplatzes nicht errichtet werden . Nähere Be⸗

ſtimmungen hierüber , ſowie über die Errichtung von Brunnen

in der Nähe von Friedhöfen bleiben ortspolizeilichen Vor⸗

ſchriften überlaſſen .

B. Beſondere Vorſchriften mit Rückſicht auf die Be⸗

ſtimmung des Baues .

a) Gewerbliche Anlagen im allgemeinen .

1. Reichsgewerbeordnung

2 der Faſſung der Bekanntmachung vom 26. Juli 1900 und des

eſetzes vom 27. Dezember 1911 , RcHBl . 1900 S. 871 und 1912 S. 139) .

S 120 a . Die Gewerbeunternehmer ſind verpflichtet , die
Arbeitsräume , Betriebsvorrichtungen , Maſchinen und Gerät⸗

ſchaften ſo einzurichten und zu unterhalten und den Betrieb

ſo zu regeln , daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und

Gefundheit ſoweit geſchützt ſind , wie es die Natur des Be⸗

triebs geſtattet . !)
Ansbeſondere iſt für genügendes Licht , ausreichenden

Luftraum und Luftwechſel , Beſeitigung des bei dem Betrieb

entſtehenden Staubs , der dabei entwickelten Dünſte und Gaſe ,

ſowie der dabei entſtehenden Abfälle Sorge zu tragen .

Ebenſo ſind diejenigen Vorrichtungen herzuſtellen , welche

zum Schutze der Arbeiter gegen gefährliche Berührungen mit

Maſchinen oder Maſchinenteilen oder gegen andere in der

Natur der Betriebsſtätte oder des Betriebs liegende Ge⸗

) Strafbeſtimmungen ſiehe unter IV 4.
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fahren , namentlich auch gegen die Gefahren , welche aus Fabrik⸗
bränden ) erwachſen können , erforderlich ſind .

Endlich ſind diejenigen Vorſchriften über die Ordnung des
Betriebs und das Verhalten der Arbeiter zu erlaſſen , welche
zur Sicherung eines gefahrloſen Betriebs erforderlich ſind .

§ 120 b . Die Gewerbeunternehmer ſind verpflichtet , die⸗
jenigen Einrichtungen zu treffen und zu unterhalten und die⸗
jenigen Vorſchriften über das Verhalten der Arbeiter im Be⸗
triebe zu erlaſſen , welche erforderlich ſind , um die Aufrecht⸗
erhaltung der guten Sitten und des Anſtandes zu ſichern .

Insbeſondere muß , ſoweit es die Natur des Betriebs
zuläßt , bei der Arbeit die Trennung der Geſchlechter durch⸗
geführt werden , ſofern nicht die Aufrechterhaltung der guten
Sitten und des Anſtands durch die Einrichtung des Betriebs
ohnehin geſichert iſt .

In Anlagen , deren Betrieb es mit ſich bringt , daß die
Arbeiter ſich umkleiden und nach der Arbeit ſich reinigen ,
müſſen ausreichende , nach Geſchlechtern getrennte Ankleide⸗
und Waſchräume vorhanden ſein .

Die Bedürfnisanſtalten : ) müſſen ſo eingerichtet ſein , daß
ſie für die Zahl der Arbeiter ausreichen , daß den Anforder⸗
ungen der Geſundheitspflege entſprochen wird und daß ihre Be⸗
nutzung ohne Verletzung von Sitte und Anſtand erfolgen kann .

S 120c . Gewerbeunternehmer , welche Arbeiter unter
achtzehn Jahren beſchäftigen , ſind verpflichtet , bei der Ein⸗
richtung der Betriebsſtätte und bei der Regelung des Betriebs
diejenigen beſonderen Rückſichten auf Geſundheit und Sitt⸗
lichkeit zu nehmen , welche durch das Alter dieſer Arbeiter
geboten ſind .

) Es iſt namentlich darauf hinzuwirken , daß den Arbeitern
mehrere Ausgänge aus den Arbeitsräumen ins Freie zu Gebote
ſtehen , daß die Fenſter die erforderliche Größe beſitzen , um im Falle
einer Feuersbrunſt als Ausweg benutzt werden zu können , ſowie
daß Türen und Fenſter nach außen hin aufſchlagen . Erl . d. Min .
d. Innern vom 29. Januar 1889 Nr . 1435 . Vergl . auch 8 71 der
Landesbauordnung .

J,das Gewerbeaufſichtsamt hat Normalpläne ausarbeiten und⸗
vervielfältigen laſſen , welche im Einzelfall dem Bauherrn zur Be⸗
achtung ausgehändigt werden . S. auch § 46 der Landesbauordnung .
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§ 120 d . Die zuſtändigen Polizeibehörden ſind befugt ,

im Wege der Verfügung für einzelne Anlagen die Ausführung

derjenigen Maßnahmen anzuordnen , welche zur Durchführung

der in 88 120a bis 120c enthaltenen Grundſätze erforder⸗

lich und nach der Beſchaffenheit der Anlage ausführbar er⸗

ſcheinen . Sie können anordnen , daß den Arbeitern zur Ein⸗

nahme von Mahlzeiten außerhalb der Arbeitsräume ange⸗

meſſene , in der kalten Jahreszeit geheizte Räume unent⸗

geltlich zur Verfügung geſtellt werden .
Soweit die angeordneten Maßregeln nicht die Beſei⸗

tigung einer dringenden , das Leben oder die Geſundheit be⸗

drohenden Gefahr bezwecken , muß für die Ausführung eine

angemeſſene Friſt gelaſſen werden .

Den bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits beſtehenden An⸗

lagen gegenüber können , ſolange nicht eine Erweiterung oder

ein Umbau eintritt , nur Anforderungen geſtellt werden , welche

zur Beſeitigung erheblicher , das Leben , die Geſundheit oder

die Sittlichkeit der Arbeiter gefährdender Mißſtände erforder⸗

lich oder ohne unverhältnismäßige Aufwendungen ausführ⸗
bar erſcheinen .

Gegen die Verfügung der Polizeibehörde ſteht dem Ge⸗

werbeunternehmer binnen zwei Wochen die Beſchwerde an

die höhere Verwaltungsbehörde zu . Gegen die Entſcheidung
der höheren Verwaltungsbehörde iſt binnen vier Wochen die

Beſchwerde an die Zentralbehörde zuläſſig ; dieſe entſcheidet

endgültig . Widerſpricht die Verfügung den von der zuſtän⸗

digen Berufsgenoſſenſchaft erlaſſenen Vorſchriften zur Ver⸗

hütung von Unfällen , ſo iſt zur Einlegung der vorſtehend be⸗

zeichneten Rechtsmittel binnen der dem Gewerbeunternehmer

1 Friſt auch der Vorſtand der Berufsgenoſſenſchaft

efugt .

§ 120 e . Durch Beſchluß des Bundesrats ' ) können Vor⸗
ſchriften darüber erlaſſen werden , welche Anforderungen in

beſtimmten Arten von Anlagen zur Durchführung der in den

§8 120a bis 120c enthaltenen Grundſätze zu genügen iſt .
In dieſe Beſtimmungen können auch Anordnungen über das

y Jetzt : der Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats

( Art . 179 Abſ . 2 und 77 Reichsverfaſſung ) .
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Verhalten der Arbeiter im Betriebe zum Schutze von Leben
und Geſundheit aufgenommen werden . Eine Abſchrift oder
ein Abdruck der Anordnungen iſt an geeigneter , allen betei⸗
ligten Arbeitern zugänglicher Stelle auszuhängen und in les⸗
barem Zuſtand zu erhalten .

Soweit ſolche Vorſchriften durch Beſchluß des Bundes⸗
rats ) nicht erlaſſen ſind , können dieſelben durch Anordnung
der Landeszentralbehörden oder durch Polizeiverordnungen
der zuſtändigen Polizeibehörden erlaſſen werden . Vor dem
Erlaſſe ſolcher Anordnungen und Polizeiverordnungen iſt den
Vorſtänden der beteiligten Berufsgenoſſenſchaften oder Be⸗

rufsgenoſſenſchafts⸗Sektionen Gelegenheit zu einer gutacht⸗
lichen Außerung zu geben . Auf dieſe finden die Beſtimmungen
des [ 8 113 Abſatz 2, 4 und des § 115 Abſatz 4 Satz 1 des

Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes ( Reichsgeſetzblattt 1900
Seite 573 , 585 ) J ?) Anwendung .

2. Verordnung des badiſchen Staatsminiſteriums ,
das Gewerbeaufſichtsamt betr . , vom 20 . Nov . 1924 .

( Geſ . ⸗ u. VOBl . 1924 Seite 279. )
S 1. Die Aufſicht über die Ausführung der Beſtimmungen

zum Schutze der Arbeitnehmer wird von dem Gewerbeauf⸗
ſichtsamt ausgeübt .

Das Miniſterium des Innern als Aufſichtsbehörde kann
dem Gewerbeaufſichtsamt auch ſonſtige Aufgaben übertragen .

§ 2. Das Gewerbeaufſichtsamt beſteht aus einem Prä⸗
ſidenten , dem die Leitung obliegt , aus der erforderlichen An⸗

zahl von Beamten , insbeſondere den Vorſtänden der Ge⸗

werbeaufſichtsbezirke , dem Landesgewerbearzt und dem

weiblichen Gewerberat .

§ 3. Das Miniſterium des Innern erläßt die Dienſt⸗
anweiſungs ) und die Geſchäftsordnung für das Gewerbe⸗

aufſichtsamt .

) Siehe Fußnote 1 auf Seite 416 .
2) Jetzt : 88 853 , 855 und 864 Abſatz 2 Satz 2 der Reichs⸗

verſicherungsordnung .
) Die jetzt giltige Dienſtanweiſung für das Gewerbeaufſichts⸗

amt iſt durch Verordnung des Arbeitsminiſteriums vom 2. Dezember
1920 ( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1920 S. 531 ) erlaſſen worden .

Schkluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 27
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§ 4. Dieſe Verordnung tritt an die Stelle der Verord⸗
nung des Staatsminiſteriums vom 1. Oktober 1920, die

Gewerbeaufſicht betr . ( Geſetz - u. Verordnungsblatt Seite 499 ) .

3. Badiſche Vollzugsverordnung zur Gewerbe⸗

ordnung vom 24 . März 1892 .

( Geſetz⸗ u. VOBl . S. 39 und 114) , in der durch die Verordnungen
vom 29. Sept . 1900 , 2. April 1912 u. 2. Dezember 1920 ( Geſ . ⸗u. VOBl .

1900 S. 1003 , 1912 S. 121 u. 1920 S. 535 ) bewirkten Faſſung .

§ 139 . ( Polizeiliche Verfügungen zum Schutze
von Leben , Geſundheit und Sittlichkeit der Ar⸗

beiter . ) Die Aufſicht über die Erfüllung der nach den

88 120a bis f der Gewerbeordnung den Gewerbe⸗

unternehmern obliegenden Verpflichtungen wird durch das

Gewerbeaufſichtsamt , die Bezirksämter und , ſoweit der

Schutz der Geſundheit in Frage ſteht , auch durch die Bezirks⸗
ärzte ausgeübt .

Für den Erlaß der in den 88 120d , 120f Abſatz 2,
und 137a Abſatz 3 der Gewerbeordnung bezeichneten Ver —

fügungen ſind die Vorſtände der Gewerbeaufſichtsbezirke als

Polizeibehörden zuſtändig .
Zur Entſcheidung der gegen die Verfügung der Polizei⸗

behörde erhobenen Beſchwerde iſt der Bezirksrat als höhere
Verwaltungsbehörde zuſtändig . Die Beſchwerde iſt nach
den für die Einlegung des Rehurſes geltenden landesrecht⸗
lichen Vorſchriften binnen 2 Wochen ſeit Zuſtellung der Ver⸗

fügung beim Gewerbeaufſichtsamt anzuzeigen und aus⸗

zuführen . Die Beſchwerdeentſcheidung der Zentralbehörde
erfolgt durch das Arbeitsminiſterium . ! )

§ 140 . ( Allgemeine Vorſchriften über die zum
Schutze von Leben , Geſundheit und Sittlichkeit zu
ſtellenden Anforderungen . ) Die in §S 120e Abſatz 2,
§ 139h Abſatz 2 und § 120f Abſatz 1 der Gewerbeordnung
bezeichneten Vorſchriften können durch Verordnung vom Mi⸗

niſterium des Innern als Landeszentralbehörde und , ſoweit

) Jetzt : Miniſterium des Innern .
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es ſich um die Verhütung von Unfällen handelt , nach § 108
Ziffer 5 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs , ferner im Falle des § 120f
Abſatz 1 im Wege von bezirks⸗ oder ortspolizeilichen Vor⸗
ſchriften erlaſſen werden .

Ehe der Entwurf einer hiernach zu erlaſſenden bezirks⸗oder ortspolizeilichen Vorſchrift nach §S 120e Abſatz 2 der
Gewerbeordnung dem Vorſtand der Berufsgenoſſenſchaftoder der Sektion mitgeteilt wird , iſt darüber eine Außerungder Fabrikinſpektion ) und gegebenenfalls der Handels⸗
kammer einzuholen und der Entwurf dem Miniſterium des
Innern zur Kenntnisnahme vorzulegen.

§ 141 . ( Baupläne für gewerbliche Anlagen . )
Iſt beabſichtigt , eine gewerbliche Anlage ( lauch offene Ver⸗
kaufsſtelle ) zu erbauen oder weſentliche bauliche Verän⸗
derungen daran vorzunehmen , ſo hat das Bezirksamt eine
Fertigung der zum Zwechke der Baugenehmigung oder Bau⸗
anzeige eingereichten Pläne vor Erteilung der Genehmigungdem Gewerbeaufſichtsamt zur Bezeichnung der zum Schutze
von Leben , Geſundheit und Sittlichkeit von Arbeitern und
Angeſtellten erforderlichen Auflagen mitzuteilen . Die Auf⸗
lagen des Gewerbeaufſichtsamts ſind in die Genehmigungs⸗
bedingungen aufzunehmen . Hat die Baupolizeibehörde hier⸗
gegen Bedenken , ſo hat ſie vor Erteilung des Baubeſcheides
die Entſcheidung des Arbeitsminiſteriums ?) anzurufen .

Die Pläne und Beſchreibungen derartiger Anlagen ſindin einer Weiſe zu fertigen , welche ein Urteil über die zum
Schutz von Geſundheit und Sittlichkeit der Arbeiter beabſich⸗
tigten Einrichtungen , insbeſondere hinſichtlich der Aufſtellungder Maſchinen und Kraftübertragungen , der Vorrichtungen
für Lufterneuerung und Staubbeſeitigung tunlich macht .

Das Gewerbeaufſichtsamt kann die Überlaſſung der Bau⸗
und Genehmigungsbeſcheide für gewerbliche Anlagen ſamt
Lage⸗ und Bauplänen , die mit der tatſächlichen Ausführung
übereinſtimmen , für ſeine Akten verlangen .

Y Jetzt : des Gewerbeaufſichtsamts .
) Jetzt : des Miniſteriums des Innern .
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b ) Hausarbeitgeſetz — Auszug —

( Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1923 , RGGVl. 1923 S. 472. )

§ 1. Für Werkſtätten , in denen

1. jemand ausſchließlich zu ſeiner Familie gehörige Per⸗

ſonen gewerblich beſchäftigt ,
2. eine oder mehrere Perſonen gewerbliche Arbeit ver⸗

richten , ohne von einem den Werkſtattbetrieb leiten⸗

den Arbeitgeber beſchäftigt zu ſein ,

gelten neben den beſtehenden reichsrechtlichen Vorſchriften

die Vorſchriften dieſes Geſetzes . Ausgenommen bleiben Werk⸗

ſtätten , in denen ausſchließlich für den perſönlichen Bedarf

des Beſtellers oder ſeiner Angehörigen gearbeitet wird .

Die im Abſ . 1 Nr . 1, 2 bezeichneten Perſonen , ſoweit

ſie nicht nach Satz 2 ausgenommen ſind , gelten als Haus⸗

arbeiter im Sinne der folgenden Vorſchriften .

§ 2. Im Sinne dieſes Geſetzes gelten als

1. Werkſtätten neben den Werkſtätten im Sinne des

§ 105b Abſ . 1 der Gewerbeordnung Räume , die zum

Schlafen , Wohnen oder Kochen dienen , wenn darin ge⸗

werbliche Arbeit verrichtet wird , ſowie im Freien ge⸗

legene gewerbliche Arbeitſtellen ,
2. gewerbliche Beſchäftigung oder Arbeit jede Tätigkeit ,

die als gewerblich im Sinne der Gewerbeordnung an⸗

zuſehen iſt ,
3. Gewerbe die Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung ,
4. Gewerbeaufſichtsbeamte die Gewerbeaufſichtsbeamten

im Sinne des § 139b der Gewerbeordnung .

§ 6 Abſatz 1. Soweit ſich in einzelnen Gewerbezweigen
aus der Art der Beſchäftigung Gefahren für Leben , Geſund⸗

heit oder Sittlichkeit ergeben , kann auf Antrag des Gewerbe⸗
aufſichtsbeamten die zuſtändige Polizeibehörde durch Ver⸗

fügung für einzelne Werkſtätten diejenigen Maßnahmen an⸗

ordnen , welche zur Durchführung der folgenden Grundſätze

erforderlich ſind :
1. Die Werhſtätten , einſchließlich der Betriebsvorrich⸗

tungen , Maſchinen und Gerätſchaften , ſind ſo einzu⸗
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richten und zu unterhalten , daß die Hausarbeiter gegen
Gefahren für Leben und Geſundheit ſo weit geſchütztſind , wie es die Natur des Betriebs geſtattet .

Insbeſondere iſt für genügendes Licht , ausreichen⸗
ge Per den Luftraum und Luftwechſel , Beſeitigung des bei

dem Betrieb entſtehenden Staubes , der dabei ent⸗
wickelten Dünſte und Gaſe ſowie der dabei entſtehen⸗
den Abfälle zu ſorgen .

Zum Schutze gegen gefährliche Berührungen mit
Maſchinen oder Maſchinenteilen ſowie gegen andere in
der Natur der Betriebsſtätte oder des Betriebs liegende
Gefahren ſind die erforderlichen Vorrichtungen her⸗
zuſtellen .

2. Auf Geſundheit und Sittlichkeit der männlichen Haus⸗
arbeiter unter achtzehn Jahren und der Hausarbeite⸗
rinnen ſind diejenigen beſonderen Rückſichten zu neh⸗
men , welche durch Alter und Geſchlecht dieſer Arbeiter .
geboten ſind .

3. Arbeiten , bei denen dies zur Verhütung von Gefahren
für Leben oder Geſundheit erforderlich iſt , dürfen nurrin ge⸗ in ſolchen Räumen verrichtet werden , welche aus⸗en ge⸗ ſchließlich hierfür benutzt werden .

iel § 7. Soweit ſich in einzelnen Gewerbezweigen , insbe⸗
0 60 ſondere ſolchen , welche der Herſtellung , Verarbeitung oder

Verpackung von Nahrungs⸗ oder Genußmitteln dienen , Ge⸗
1 fahren für die öffentliche Geſundheit ergeben , kann die zu⸗10 ſtändige Polizeibehörde durch Verfügung für einzelne Werk⸗5

ſtätten anordnen , wie dieſe und die Lagerräume einſchließlich
der Betriebsvorrichtungen , Maſchinen und Gerätſchaften
einzurichten und zu unterhalten ſind , und wie der Betrieb zu
regeln iſt , um die Gefahren auszuſchließen.

Außerdem kann die Polizeibehörde anordnen , daß
Räume , in denen Nahrungs⸗ oder Genußmittel hergeſtellt
oder verarbeitet werden , zu beſtimmten anderen Zwecken
nicht benutzt werden dürfen .

Die Beſtimmungen des Abſ . 1, 2 finden auch auf die
im 8 1 Abſ . 1 Satz 2 aufgeführten Werkſtätten Anwendung .



422 Hausarbeitgeſetz .

8§ 8. Soweit nicht die Anordnungen gemäß 88 6,7 die

Beſeitigung einer dringenden Gefahr bezwecken , iſt für die

Ausführung eine angemeſſene Friſt zu laſſen .
Für Betriebe , die bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits be⸗

ſtehen , ſind , ſolange ſie nicht erweitert oder weſentlich ver⸗

ändert werden , nur ſolche Anforderungen zuläſſig , welche zur

Beſeitigung erheblicher , Leben oder Geſundheit der Haus⸗

arbeiter oder die öffentliche Geſundheit gefährdender Miß⸗

ſtände erforderlich oder ohne unverhältnismäßige Aufwen⸗

dungen ausführbar ſind .

8 9. Die Verfügungen auf Grund der 88 6, 7 ſind an

denjenigen zu richten , welcher das Verfügungsrecht über den

als Werkſtätte oder Lagerraum benutzten Raum hat .

Verfügungen zur Regelung des Betriebs auf Grund
des 8 7 Abſ . 1 ſind im Falle des § 1 Abſ . 1 Nr . 2 an die

Hausarbeiter zu richten .
Gegen die Verfügung iſt binnen zwei Wochen die Be⸗

ſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde zuläſſig ; dieſe

entſcheidet endgültig .

§ 10. 1) Der Reichsarbeitsminiſter kann mit Zuſtimmung
des Reichsrats beſtimmen , welchen Anforderungen in ein⸗

zelnen Arten der in 88 6,7 bezeichneten Werkſtätten oder
Lagerräume zur Durchführung der dort aufgeſtellten Grund⸗
ſätze zu genügen iſt .

Er kann mit Zuſtimmung des Reichsrats die Verrich⸗

tung ſolcher Arbeiten in der Hausarbeit verbieten , welche
mit erheblichen Gefahren für Leben , Geſundheit oder Sitt⸗

lichkeit der Hausarbeiter oder für die öffentliche Geſundheit
verbunden ſind .

1) Vergl . hierzu :
a) Die vom Bundesrat unterm 17. November 1913 erlaſſenen

Beſtimmungen über Hausarbeit in der Tabakinduſtrie ( RGBl.
1913 S. 751 ) und die dazu ergangenen badiſchen Zuſtändigkeits⸗
vorſchriften vom 12. Februar 1914 und 2. Dezember 1920 ( Geſ. ⸗ u.
VOBl . 1914 S. 59 u. 1920 S. 537) ;

b) die Verordnung des Reichsarbeitsminiſters über die Verar⸗

beitung von Zellhorn in der Hausarbeit vom 4. Mai 1923 ( RGGBl.
1923 S. 284) .
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Soweit nicht der Reichsarbeitsminiſter Beſtimmungen
erläßt , kann die oberſte Landesbehörde oder nach Anhören be⸗
teiligter Gewerbetreibender und Hausarbeiter die zuſtändige
Polizeibehörde durch Polizeiverordnung ſie erlaſſen .

Der Reichsarbeitsminiſter und die oberſte Landesbehörde
können ihre Beſtimmungen auch für einzelne Bezirke erlaſſen .

Die Beſtimmungen des Reichsarbeitsminiſters werden
durch das Reichsgeſetzblatt veröffentlicht und dem Reichstag
zur Kenntnisnahme vorgelegt .

§ 11 . Für die Beobachtung der auf Grund der 88 6,
7, 10 getroffenen Anordnungen iſt derjenige verantwortlich ,
welcher das Verfügungsrecht über den als Werkſtätte oder
Lagerraum benutzten Raum hat . Für die Beobachtung der
Anordnungen zur Regelung des Betriebs auf Grund des
§87 Abſ . 1, 8S 9 Abſ . 2, 8 10 ſind in den Fällen des §1 Abſ . 1
Nr . 2 nur die Hausarbeiter ſelbſt verantwortlich .

§ § 49 bis 53 : Strafbeſtimmungen .
8 54 . Landesrechtliche Vorſchriften , wodurch die Be⸗

ſchaffenheit der zum Wohnen oder zu gewerblichen Zwecken
beſtimmten Räume geregelt oder Gefahren für Leben oder
Geſundheit abgewendet werden , bleiben unberührt , ſoweit
nicht auf Grund dieſes Geſetzes weitergehende Beſtimmungen
getroffen ſind .

In der Verordnung des bad . Miniſteriums des Innern
vom 28 . März 1912 , das Hausarbeitgeſetz betr . , in der Faſ⸗ſung der Verordnung vom 2 Dezember 1920 ( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1912
S. 120, 1920 S. 538 ) iſt beſtimmt , daß

a) die nach dem Hausarbeitgeſetz den Behörden zugewieſenen
Aufgaben folgendermaßen wahrzunehmen ſind :

1. diejenigen der Ortspolizeibehörde durch das Bürgermeiſter⸗
amt , in den Städten mit Staatspolizei durch das Bezirksamt ,2. diejenigen der Polizeibehörde durch das Bezirksamt , in
den Fällen des § 7 des Hausarbeitgeſetzes durch das Gewerbe⸗
aufſichtsamt ,

3. diejenigen der höheren Verwaltungsbehörde durch den
Bezirksrat ,

4. diejenigen der Landeszentralbehörde durch das Miniſte⸗rium des Innern ;
b) die in § 10 Abf. 3, 88 14, 15, 16 vorbehaltenen Polizei⸗veror dnungen durch das Miniſterium des Innern oder im Wege

bezirkspolizeilicher Vorſchrift zu erlaſſen ſind .
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c) Bekanntmachung des Reichskanzlers vom

17 . Februar 1907 , betr . die Einrichtung und den

Betrieb der zur Anfertigung von Zigarren
beſtimmten Anlagen . “ )

( RGBl . S. 34. ) — Auszug .

Auf Grund des 8 120e der Gewerbeordnung hat der Bundes⸗

rat folgende Vorſchriften , betreffend die Einrichtung und den Betrieb

der zur Anfertigung von Zigarren beſtimmten Anlagen , erlaſſen :

8 1. Die nachſtehenden Vorſchriften finden Anwendung auf alle

Fabriken und ſonſtigen gewerblichen Anlagen , in welchen zur Her⸗

ſtellung von Zigarren erforderliche Verrichtungen vorgenommen oder

Zigarren ſortiert werden , ſofern in den Anlagen nicht ausſchließlich

zur Familie des Arbeitgebers gehörige Perſonen beſchäftigt werden .

2. Die Arbeits⸗ , Lager⸗ oder Trockenräume dürfen nicht als
Wohns , Schlaf⸗ , Koch⸗ oder Vorratsräume benutzt werden . Die Zu⸗

gänge von den Arbeits⸗ , Lager⸗ oder Trockenräumen zu benachbarten

Wohn⸗ , Schlaf⸗ , Koch⸗ oder Vorratsräumen ſowie die Zugänge von

den Arbeitsräumen zu benachbarten Lager⸗ oder Trockenräumen
müſſen mit ſelbſtſchließenden dichten Türen verſehen ſein , welche wäh⸗

rend der Arbeitszeit geſchloſſen ſein müſſen .

3. Räume , in welchen das Abrippen von Tabak , das

Wickein , Rollen oder Sortieren von Zigarren vorgenommen wird ,

müſſen den folgenden Anforderungen entſprechen :
1. ſie dürfen mit ihrem Fußboden höchſtens einen halben Meter

unter dem ihn umgebenden Erdboden liegen und müſſen , wenn

ſie unmittelbar unter dem Dache liegen , verputzt oder ver⸗

ſchalt ſein ;
ſie müſſen mindeſtens 3 Meter hoch ſein ;

ſie müſſen mit feſten und dichten Fußböden verſehen ſein ;

ie müſſen mit unmittelbar ins Freie führenden Fenſtern ver⸗

ſehen ſein , welche nach Zahl und Größe genügen , um für alle

Arbeitsſtellen Luft und Licht in ausreichendem Maße zu ge⸗

währen . Die Fenſter müſſen ſo eingerichtet ſein , daß ſie

für die Hälfte ihres Flächenraums geöffnet werden

önnen ;
5. in den Räumen müſſen auf jede beſchäftigte Perſon mindeſtens

10 Kubikmeter Luftraum entfallen .

§ 6. In Anlagen , in welchen zehn oder mehr Arbeiter be⸗

ſchäftigt werden , müſſen für Arbeiter und Arbeiterinnen getrennte
Aborte mit beſonderen Eingängen und , ſofern vor Beginn und nach

Beendigung der Arbeit ein Wechſeln der Kleider ſtattfindet , getrennte
Aus⸗ und Ankleideräume vorhanden ſein .

3 Dienicht abgedruckten Beſtimmungen der Bekanntmachung

betreffen den Betrieb der Anlagen zur Anfertigung von Zigarren .
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§ 8. Die höheren Verwaltungsbehörden ſind befugt , auf An⸗
trag Ausnahmen von den Vorſchriften des § 3 Ziffer 2, Ziffer 4 Satz 2,
Ziffer 5 und des § 4 Ziffer 2 zuzulaſſen , wenn die Arbeitsräume mit
einer wirkſamen Einrichtung zur Herbeiführung eines ausreichenden
Luftwechſels verſehen ſind . Im Falle der Bewilligung von Aus⸗
nahmen von der Vorſchrift des 8 3 Ziffer 5 müſſen jedoch für jede
beſchäftigte Perſon mindeſtens ſieben Kubikmeter Luftraum verbleiben .

Die höheren Verwaltungsbehörden können ferner auf Antrag
Ausnahmen von der Vorſchrift des § 3 Ziffer 2 für ſolche Räume
zulaſſen , in denen auf die darin beſchäftigten Perſonen ein größererals der im 8 3 Ziffer 5 bezeichnete Luftraum entfällt . Auch können
für die Arbeitsräume in Shedbauten ſowie für ſolche Räume , welchemit einer beſonders großen Fenſterfläche ausgeſtattet ſind , Aus⸗
nahmen von der Vorſchrift des § 3 Ziffer 4 Satz 2 nachgelaſſen werden .

Die höheren Verwaltungsbehörden ſind befugt , für Anlagen ,in denen nicht mehr als fünf Arbeiter beſchäftigt werden , in Ab⸗
weichung von den Vorſchriften des § 2 und des § 4Ziffer 1 Abſatz 1
auf Antrag zu geſtatten , daß das Trocknen des Tabaks in der Kücheoder im Arbeitsraume vorgenommen wird , ſofern durch geeignete
Einrichtungen ausreichende Fürſorge gegen hiervon drohende Geſund⸗
heitsſchädigungen getroffen iſt .

§ 9. Unberührt bleibt die Befugnis der zuſtändigen Behörden ,im Wege der Verfügung für einzelne Anlagen G 120d der Gewerbe⸗
ordnung ) oder durch allgemeine Anordnung für alle Anlagen ihres
Bezirks ( § 120 e Abſatz 2 a. a. O. ) :

1. die Anbringung beſonderer Einrichtungen zur Herbeiführung
eines ausreichenden Luftwechſels in den Arbeitsräumen vor⸗
zuſchreiben ;

2. die für die Inſtandhaltung und Reinhaltung der Decken und
Wände erforderlichen Beſtimmungen zu treffen ;

3. Anordnungen über die Einrichtung der Arbeitstiſche und ⸗ſitze
zu erlaſſen ;

4. Maßnahmen zur Vermeidung von Staubbeläſtigung bei der
Verwendung von Maſchinen anzuordnen .

§ 11. In den Arbeitsräumen , in denen das Abrippen von
Tabak , das Wickeln , Rollen oder Sortieren von Zigarren vorgenom⸗
men wird , muß an der Eingangstür ein von der Ortspolizeibehörde
unterzeichneter Aushang befeſtigt ſein , aus welchem erſichtlich ſind :

1. die Länge , Breite und Höhe des Arbeitsraums ;
2. der Inhalt des Luftraums in Kubikmetern ;
3. die Zahl der Perſonen , welche demnach in dem Arbeitsraume

beſchäftigt werden dürfen ;
4. die von der höheren Verwaltungsbehörde gemäß § 8 für den

Arbeitsraum etwa zugelaſſenen Ausnahmen .
In jedem Arbeitsraume muß ferner eine Abſchrift oder ein Abdruck

dieſer Vorſchriften ſowie der gemäß 8 10 vom Arbeitgeber erlaſſenen
Beſtimmungen an einer in die Augen fallenden Stelle aushängen .
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§ 12. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 1. Mai 1907

in Kraft und an die Stelle der durch die Bekanntmachungen des

Reichskanzlers vom 8. Juli 1893 ( Reichsgeſetzblatt §. 218 ) und vom
9. April 1905 ( Reichsgeſetzblatt S. 236 ) verkündeten Vorſchriften
über die Einrichtung und den Betrieb der zur Anfertigung von Zi⸗
garren beſtimmten Anlagen . Jedoch bewendet es für die beim Er⸗
laſſe dieſer Beſtimmungen bereits im Betriebe ſtehenden Anlagen hin⸗

ſichtlich der Größe des jedem Arbeiter zu gewährenden Luftraums
bis zum 1. Januar 1913 bei den Vorſchriften des 8 5 der Bekannt⸗

machung vom 8. Juli 1893 . 1) )

d ) Verordnung vom 1. Oktober 1906 , die Ein⸗

richtung und den Betrieb von Bäckereien und

Konditoreien betreffend . “ )

( Geſ. ⸗ und VOBl . S. 458 ) — Auszug . —

Auf Grund der 88 120e und 147 Ziffer 4 der Gewerbeordnung ,

88 87 a , 94 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs wird über die Einrichtung
und den Betrieb von Bäckereien und Konditoreien verordnet , was folgt :

§ 1. Der Fußboden der Arbeitsräume darf nicht tieſer als
einen halben Meter unter dem ihn umgebenden Erdboden liegen .

Das Maß von 0,50 Meter kann auf 1 Meter erhöht werden ,
wenn an der zugehörigen Außenwand ein durchgehender Licht⸗ und

Lüftungsgraben hergeſtellt wird . Der Graben muß mindeſtens 1 Meter
breit ſein und mit ſeiner gut zu entwäſſernden Sohle mindeſtens
0,15 Meter tiefer als der Fußboden der anſtoßenden Räume liegen .

Durch das Bezirksamt : ) können auf Antrag Ausnahmen zuge⸗
laſſen werden , wenn auf andere Weiſe durch zweckmäßige Jſolierung
des Bodens und ausreichende Licht - und Luftzufuhr den geſund⸗
heitlichen Anforderungen entſprochen iſt .

) § 5 der Bekanntmachung vom 8. Juli 1893 lautet :
„§S 5. Die Zahl der in jedem Arbeitsraum beſchäftigten
Perſonen muß ſo bemeſſen ſein , daß auf jede derſelben
mindeſtens 7 Kubikmeter Luftraum entfallen . “

2) Pgl . die zu dieſen Beſtimmungen erlaſſenen badiſchen Zu⸗
ſtändigkeitsvorſchriften vom 18. Mai 1888 und 2. Dezember
1920 ( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1888 S. 254 und 1920 S. 537) .

) Wegen der Anwendung dieſer Vorſchriften auf beſtehende An⸗
lagen ſ. die an die Bezirksämter gerichteten Erl . d. Min . d. Innern
v. 11. Januar 1908 Nr. 57872 u. v. 7. Nov . 1911 Nr. 46927 .

) Die in dieſer Verordnung dem Bezirksamt zugewieſenen Zu⸗
ſtändigkeiten ſind durch die VO. des Arb Min. v. 2. Dez. 1920 ( Geſ. ⸗
u. VOBl . S. 537 ) dem Vorſtand des Gewerbeaufſichtsbezirks über⸗
tragen worden , ſoweit es ſich nicht um Zuſtändigkeiten der Orts⸗
polizeibehörde in Städten mit Staatspolizei handelt .
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§ 2. Die Arbeitsräume müſſen mindeſtens 3 Meter hoch undmit Fenſtern verſehen ſein , welche nach Zahl und Größe genügen , umfür alle Teile der Räume Luft und Licht in ausreichendem Maße zugewähren . Die Fenſter müſſen unmittelbar ins Freie führen und
ſo eingerichtet ſein , daß ſie zum Zwecke der Lüftung ausreichendgeöffnet werden können .

Das Bezirksamt ! ) kann auf Antrag , abweichend von den vor⸗ſtehenden Vorſchriften , ausnahmsweiſe die Benutzung von Arbeits⸗räumen bis zu einer Mindeſthöhe von 2,50 Meter geſtatten , ſoweitnicht das örtliche Baurecht an Räume , die zum dauernden Aufent⸗halte von Menſchen beſtimmt ſind , höhere Anforderungen ſ1tellt.
§ 3. Die Räume müſſen mit einem dichten und feſten Fußbodenverſehen und gegen das Eindringen von Erdfeuchtigkeit hinreichendgeſchützt ſein .
Die Wände und Decken müſſen , ſoweit ſie nicht mit einer glatten ,abwaſchbaren Bekleidung oder mit einem waſſerdichten Anſtriche ver⸗ſehen ſind , jährlich mindeſtens einmal mit Kalk friſch angeſtrichenwerden . Der waſſerdichte Anſtrich muß mindeſtens alle fünf Jahreerneuert werden .

§S 4. Die Arbeitsräume dürfen nicht in unmittelbarer Verbin⸗
dung mit den Bedürfnisanſtalten ſtehen.

Die Abfallröhren der Ausgüſſe und Kloſetts dürfen nicht durchdie Arbeitsräume geführt werden .
§ 5. In Arbeitsräumen , in denen die Herſtellung von Back⸗

waren erfolgt , muß die Zahl der darin beſchäftigten Perſonen ſo be⸗
meſſen ſein , daß auf jede wenigſtens 15 Kubikmeter Luftraum ent⸗
fallen . Zur Befriedigung eines bei Feſten oder ſonſtigen beſonderen
Gelegenheiten hervortretenden Bedürfniſſes iſt eine dichtere Belegungder Arbeitsräume geſtattet , jedoch mit der Maßgabe , daß wenigſtens10 Kubikmeter Luftraum auf die Perſon entfallen müſſen .

§ 9. Das Sitzen und Liegen auf den zur Herſtellung und
Lagerung von Backwaren beſtimmten Tiſchen und dergleichen iſt
unterſagt . Die Betriebsunternehmer haben für ausreichende Sitzge⸗
legenheit in den Arbeitsräumen zu ſorgen .

§ 11. Die Arbeitsräume dürfen zu anderen , mit dem ord⸗
nungsmäßigen Betriebe nicht zu vereinbarenden Zwecken , insbeſondereals Waſch⸗ , Schlaf⸗ oder Wohnräume , nicht benutzt werden .

§ 15. In jedem Arbeitsraum , in welchem die Herſtellung vonBackwaren erfolgt , iſt ein Abdruck dieſer Verordnung und ein vonder Ortspolizeibehörde zur Beſtätigung der Richtigkeit ſeines Inhalts
unterzeichneter Aushang anzubringen , aus dem erſichtlich iſt :

a) die Länge , Breite und Höhe des Raums ,
b) der Inhalt des Luftraums in Kubikmetern ,
c) die Zahl der Perſonen , die nach § 5 oder nach 8§ 16 in den

Arbeitsräumen regelmäßig beſchäftigt werden darf .
) Siehe die Fußnote 4 auf Seite 426 .
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§ 16. Das Bezirksamti ) iſt befugt , auf Antrag für beſtehende
Anlagen , ſolange ſie nicht eine weſentliche Erweiterung oder einen

Umbau erfahren , Ausnahmen von 88 2, 4 und 5 zuzulaſſen , wenn

darin die Arbeiter in anderer Weiſe gegen Gefahren für ihre Ge⸗

ſundheit ſoweit geſchützt ſind , wie es die Natur des Betriebs geſtattet .

§ 17. Die Verordnung vom 29. Juni 1900 , die Einrichtung

und den Betrieb von Bäckereien und Konditoreien betreffend ( Geſetzes⸗
und Verordnungsblatt Seite 847) , wird aufgehoben .

e) Bekanntmachung vom 31 . Juli 1897 , die Ein⸗

richtung und den Betrieb der Buchdruckereien
und Schriftgießereien betreffend .

( RGBl . 1897 S. 614) , in der unterm 5. Juli 1907 ( RGBl . S. 405 )
und 22. Dezember 1908 ( RGBl . S. 654 ) bekannt gegebenen Faſſung .

Auf Grund des § 120e der Gewerbeordnung hat der Bundes⸗
rat folgende Vorſchriften über die Einrichtung und den Betrieb der

Buchdruckereien und Schriftgießereien erlaſſen :
l. Auf Räume , in welchen Perſonen mit dem Setzen von Lettern

oder mit der Herſtellung von Lettern oder Stereotypplatten be⸗

ſchäftigt werden , finden folgende Vorſchriften Anwendung :
1. Der Fußboden der Arbeitsräume darf nicht tiefer als einen

halben Meter unter dem ihn umgebenden Erdboden liegen .
Ausnahmen dürfen durch die höhere Verwaltungsbehörde ? )
zugelaſſen werden , wenn durch zweckmäßige Zſolierung des
Bodens und ausreichende Licht⸗ und Luftzufuhr den geſund⸗
heitlichen Anforderungen entſprochen iſt . 8

Unter dem Dache liegende Räume dürfen als Arbeits⸗
räume nur dann benutzt werden , wenn das Dach mit ge⸗
rohrter und verputzter Verſchalung verſehen iſt .

2. In Arbeitsräumen , in welchen die Herſtellung von Lettern
und Stereotypplatten erfolgt , muß die Zahl der darin be⸗

ſchäftigten Perſonen ſo bemeſſen ſein , daß auf jede mindeſtens
15 Kubikmeter Luftraum entfallen . In Räumen , in welchen
Perſonen nur mit anderen Arbeiten beſchäftigt werden , müſſen
auf jede Perſon mindeſtens 12 Kubikmeter Luftraum entfallen .

In Fällen vorübergehenden außerordentlichen Bedarfs
kann die höhere Verwaltungsbehörde auf Antrag des Unter⸗
nehmers eine dichtere Belegung der Arbeitsräume für höchſtens
30 Tage im Jahre inſoweit geſtatten , daß mindeſtens 10 Kubik⸗
meter Luftraum auf die Perſon entfallen .

) Siehe die Fußnote 4 auf Seite 426 .
Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne dieſer Bekanntmachung

iſt in Baden der Vorſtand des Gewerbeaufſichtsbezirks ( Verordnung
des Arbeitsminiſteriums v. 2. Dez. 1920 , Geſ. ⸗ u. VOBl . 1920 S. 537) .
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Die Räume müſſen , wenn auf eine Perſon wenigſtens 15 Kubik⸗
meter Luftraum kommen , mindeſtens 2,60 m, andernfalls min⸗
deſtens 3 m hoch ſein .

Die Räume müſſen mit Fenſtern verſehen ſein , welche nach
Zahl und Größe genügen , um für alle Arbeitsſtellen aus⸗
reichendes Licht zu gewähren . Die Fenſter müſſen ſo einge⸗
richtet ſein , daß ſie zum Zwecke der Lüftung ausreichend ge⸗
öffnet werden können .

Arbeitsräume mit ſchräg laufender Decke dürfen im Durch⸗
ſchnitte keine geringere als die im Abſatz bezeichnete Höhe haben .Die Räume müſſen mit einem dichten und feſten Fußboden
verſehen ſein , der eine leichte Beſeitigung des Staubs auf
feuchtem Wege geſtattet . Hölzerne Fußböden müſſen glatt
gehobelt und gegen das Eindringen der Näſſe geſchützt ſein .Die Wände und Decken müſſen , ſoweit ſie nicht mit einer
glatten , abwaſchbaren Bekleidung oder mit einem Olfarben⸗
anſtrich verſehen ſind , mindeſtens einmal jährlich mit Kalk
friſch angeſtrichen werden . Die Bekleidung und der Olfarben⸗
anſtrich müſſen jährlich einmal abgewaſchen und der Olfarben⸗
anſtrich , wenn er lackiert iſt , mindeſtens alle 10 Jahre , wenn
er nicht lackiert iſt , alle 5 Jahre erneuert werden .

Die Setzerpulte und die Regale für die Letternkaſten
müſſen entweder ringsherum dichtſchließend auf dem Fußboden
aufſitzen , ſo daß ſich unter denſelben kein Staub anſammeln
kann , oder mit ſo hohen Füßen verſehen ſein , daß die Reini⸗
gung des Fußbodens auch unter den Pulten und Schriftregalen
leicht ausgeführt werden kann .

Die Arbeitsräume ſind täglich mindeſtens einmal gründlich zu
lüften . Ferner iſt dafür Sorge zu tragen , daß in ihnen ein
ausreichender Luftwechſel während der Arbeitszeit ſtattfindet .

Die Schmelzkeſſel für das Lettern⸗ und Stereotypenmetall ſind
mit gut ziehenden , ins Freie oder in einen Schornſtein mün⸗
denden Abzugsvorrichtungen ( Fangtrichtern ) für entſtehende
Dämpfe zu überdecken .

Das Legieren des Metalls und das Ausſchmelzen der ſo⸗
genannten Krätze darf nur in beſonderen Arbeitsräumen , in
anderen nur nach Entfernung der mit dieſen Verrichtungen
nicht beſchäftigten Arbeiter erfolgen .
Die Räume und deren Einrichtungen , insbeſondere auch Wände ,
Geſimſe , Regale ſind zweimal im Jahre gründlich zu reinigen .

Die Fußböden ſind täglich mindeſtens einmal durch Ab⸗
waſchen oder feuchtes Abreiben vom Staube zu reinigen .

Bei Fußböden aus Holz und ſolchen mit Linoleumbelag
kann das tägliche Abwaſchen oder feuchte Abreiben für den
Fall unterbleiben , daß ſie mit einem nicht trocknenden Mineral⸗
öl angeſtrichen ſind und täglich abgefegt werden . Der Blan⸗
ſtrich muß auf Holzfußböden nach längſtens 8 Wochen , auf
Linoleumfußböden nach längſtens zwei Wochen erneuert werden .
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8. Die Letternkaſten ſind , bevor ſie in Gebrauch genommen 0
werden und ſo lange ſie in Benutzung ſtehen , nach Bedarf ,

mindeſtens aber zweimal im Jahre zu reinigen .
Das Ausblaſen der Kaſten darf nur mittels eines Blaſe⸗

balgs im Freien ſtattfinden und jugendlichen Arbeitern nicht

übertragen werden .
9. In den Arbeitsräumen ſind mit Waſſer gefüllte und täglich . 2

zu reinigende Spucknäpfe , und zwar mindeſtens einer für je 1
5 Perſonen , aufzuſtellen . 11

Das Ausſpucken auf den Fußboden iſt von den Arbeit⸗ 5
gebern zu unterſagen . fi

10. Für die Setzer ſowie die Gießer , Polierer und Schleifer ſind 1
in den Arbeitsräumen oder in deren unmittelbarer Nähe in f
zweckentſprechenden Räumen ausreichende Waſcheinrichtungen . 9
anzubringen und mit Seife auszuſtatten ; für jeden Arbeiter

iſt mindeſtens wöchentlich ein reines Handtuch zu liefern .
Soweit nicht genügende Waſcheinrichtungen mit fließendem 5

Waſſer vorhanden ſind , muß für höchſtens je 5 Arbeiter eine 5
Waſchgelegenheit eingerichtet werden . Es muß ferner dafür 1
geſorgt werden , daß bei der Waſcheinrichtung ſtets reines 35

Waſſer in ausreichender Menge vorhanden iſt und daß das

gebrauchte Waſſer an Ort und Stelle ausgegoſſen werden kann . 50
Die Arbeitgeber haben mit Strenge darauf zu halten , daß Eint

die Arbeiter jedesmal , bevor ſie Nahrungsmittel innerhalb des
Betriebs zu ſich nehmen oder den Betrieb verlaſſen , von der

vorhandenen Waſchgelegenheit Gebrauch machen .
11. Kleidungsſtücke , welche während der Arbeitszeit abgelegt

werden , ſind außerhalb der Arbeitsräume aufzubewahren . 2
Innerhalb der Arbeitsräume iſt die Aufbewahrung nur ge⸗
ſtattet , wenn dieſelbe in verſchließbaren oder mit einem dicht
ſchließenden Vorhange verſehenen , gegen das Eindringen von 9
Staub geſchützten Schränken erfolgt . Die letzteren müſſen
während der Arbeitszeit geſchloſſen ſein .

12. Alle mit erheblicher Wärmeentwicklung verbundenen Beleuch⸗ 4
tungseinrichtungen ſind derart anzuordnen oder mit ſolchen
Schutzvorkehrungen zu verſehen , daß eine beläſtigende Wärme⸗ 5
ausſtrahlung nach den Arbeitsſtellen vermieden wird .

13. Der Arbeitgeber hat , um die Durchführung der unter Ziffer 8, 0.
9 Abſatz 2, 10 Abſatz 3 und 11 getroffenen Beſtimmungen zu
regeln und ſicher zu ſtellen , für die Arbeiter verbindliche Vor⸗
ſchriften zu erlaſſen . 7

Werden in einem Betrieb in der Regel mindeſtens 20 Ar⸗
beiter beſchäftigt , ſo ſind dieſe Vorſchriften in die nach 8 134 a
der Gewerbeordnung zu erlaſſende Arbeitsordnung aufzunehmen . —. —

II. In jedem Arbeitsraum iſt ein von der Ortspolizeibehörde zur
Beſtätigung der Richtigkeit ſeines Inhalts unterzeichneter Aus⸗
hang anzubringen , aus dem erſichtlich iſt : 10.
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a) die Länge , Breite und Höhe des Raums ,b) der Inhalt des Luftraums in Kubikmetern ,o) die Zahl der Arbeiter , die demnach in dem Arbeitsraum be⸗

III .—

ſchäftigt werden darf .
In jedem Arbeitsraum muß ferner an einer in die Augenfallenden Stelle eine Tafel aushängen , die in deutlicher Schriftdie Beſtimmungen unter 1 wiedergibt .

Abweichungen von den Vorſchriften unter 1 Ziffer 3 Abſatz 1, 3können auf Antrag des Unternehmers durch die höhere Verwal⸗
tungsbehördey für ſolche Anlagen zugelaſſen werden , in welchen inder Regel nicht mehr als fünf Arbeiter beſchäftigt werden , ſoferndie für den Betrieb benutzten Arbeitsräume bereits am 31. Juli1897 im Beſitze des jetzigen Unternehmers oder eines Familien⸗angehörigen geweſen ſind .IV. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten

Anlagen ſofort in Kraft .
für neu zu errichtende

Für Anlagen , die zur Zeit des Erlaſſes dieſer Beſtimmungenbereits im Betriebe ſind , treten die Vorſchriften unter 1 Ziffer 5Satz 1 ſowie Ziffer 7 bis 9 ſofort , die übrigen Vorſchriften mitAblauf eines Jahrs nach dem Tage ihrer Verkündigung in Kraft .

1) Sonſtige gewerbliche Anlagen , über deren
Einrichtung und Betrieb beſondere Vorſchriften

1

2³

0

beſtehen . )
Anlagen zur Herſtellung von Alkali⸗Chromaten , RGBl .1907 S. 233 ;

Anlagen zur Herſtellung elentriſcher Akkumulatoren ausBlei oder Bleiverbindungen , RGGBl. 1908 S. 172 undBad . Geſ . ⸗ u. VOBl . 1898 8. 352 , 1920 S. 537 ;
Anlagen zur Herſtellung von Bleifarben und anderen Blei⸗

produkten , RGBl . 1903 S. 225 und Bad . Geſ. ⸗ u. VOBl .1903 S. 138 ;
„ Bleihütten , RGBl . 1905 S. 545 und Bad . Geſ . ⸗ u. VOBl .1905 S. 326 ;
Anlagen zur Vulkaniſierung von Gummiwaren , RGBl . 1902§. 59 und Bad . Geſ. ⸗ u. VOBl . 1902 8. 57, 1920 8. 537Betriebe , in denen Maler⸗ , Anſtreicher⸗ , Tüncher⸗ ,Weißbinder - oder Lackiererarbeiten ausgeführt werden ,RGBl . 1905 S. 555 und Bad . Geſ⸗ u. VOBl . 1905 S. 357 ;Roßhaarſpinnereien , Haar⸗ und Borſtenzurichtereienſowie Bürſten⸗ und Pinſelmachereien , RGBl . 1902 S. 269und Bad . Geſ . ⸗ u. VOBl . 1902 S. 352

) Siehe die Fußnote 2 auf Seite 428 .
) Wegen Einrichtung der Apotheken vergl . 88 9ff . derVO. vom 11. September 1896 , Geſ . ⸗ u. VOBl. 1896 S. 312 ,
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8. Anlagen , in denen Thomasſchlacke gemahlen oder Thomas⸗

ſchlackenmehl gelagert wird , R( 5Bl . 1909 8. 543 , 1911 S. 1153 ,

1914 S. 445 und Bad . Geſ⸗⸗u. VOBl . 1909 S. 286 , 1920 S. 537 ;

9. Zinkhütten , RGGBl. 1900 S. 32 und 1901 261

g) Schädliche , gefährliche , beläſtigende Anlagen .

1. Reichsgewerbeordnung .

§ 16 . Zur Errichtung von Anlagen , welche durch die

örtliche Lage oder die Beſchaffenheit der Betriebsſtätte für

die Beſitzer oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke

oder für das Publikum überhaupt erhebliche Nachteile , Ge⸗

fahren oder Beläſtigungen herbeiführen können , iſt die Ge⸗

nehmigung der nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Behörde
erforderlich .

Es gehören dahin :

Schießpulverfabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und

zur Bereitung von Zündſtoffen aller Art , Gasbe⸗

reitungs⸗ und Gasbewahrungsanſtalten , Anſtalten zur

Deſtillation von Erdöl , Anlagen zur Bereitung von

Braunkohlenteer , Steinkohlenteer und Koaks , ſofern

ſie außerhalb der Gewinnungsorte des Materials er⸗

richtet werden , Glas⸗ und Rußhütten , Kalk⸗ , Ziegel⸗

und Gipsöfen , Anlagen zur Gewinnung roher Metalle ,

Röſtöfen , Metallgießereien , ſofern ſie nicht bloße Tiegel⸗

gießereien ſind , Hammerwerke , chemiſche Fabriken
aller Art , Schnellbleichen , Firnisſiedereien , Stärke⸗

fabriken , mit Ausnahme der Fabriken zur Bereitung

von Kartoffelſtärke , Stärkeſyrupfabriken , Wachstuch⸗,
Darmſaiten⸗,Dachpappen⸗ und Dachfilzfabriken , Leim⸗

Tran⸗ und Seifenſiedereien , Knochenbrennereien , Kno⸗

chendarren , Knochenkochereien und Knochenbleichen,
Zubereitungsanſtalten für Tierhaare , Talgſchmelzen ,
Schlächtereien , Gerbereien , Abdeckereien , Poudretten⸗

und Düngpulverfabriken , Stauanlagenfür Waſſertrieb⸗
werke ( § 23) , Hopfen⸗Schwefeldörren , Asphaltkoche⸗
reien und Pechſiedereien , ſoweit ſie außerhalb der Ge⸗

winnungsorte des Materials errichtet werden , Stroh⸗
papierſtoffabriken , Darmzubereitungsanſtalten , Fabri⸗
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ken , in welchen Dampfkeſſel oder andere Blechgefäßedurch Vernieten hergeſtellt werden , Kalifabriken und
Anſtalten zum Imprägnieren von Holz mit erhitzten55 Teerölen , Kunſtwollefabriken, Anlagen zur Herſtel⸗8
lung von Celluloid und Dégrasfabriken , die Fabri⸗ken , in welchen Röhren aus Blech durch Vernieten
hergeſtellt werden , ſowie die Anlagen zur Erbauungeiſerner Schiffe , zur Herſtellung eiſerner Brücken oder
ſonſtiger eiſerner Baukonſtruktionen , die Anlagenzur Deſtillation oder zur Verarbeitung von Teer und
von Teerwaſſer , die Anlagen , in welchen aus Holzoder ähnlichem Faſermaterial auf chemiſchem WegePapierſtoff hergeſtellt wird (Cellulofefabriken ), die An⸗
lagen , in welchen Albuminpapier hergeſtellt wird , die
Anſtalten zum Trocknen und Einſalzen ungegerbter
Tierfelle ſowie die Verbleiungs⸗, Verzinnungs⸗ und
Verzinkungsanſtalten , die Anlagen zur Herſtellung von
Gußſtahlkugeln mittels Kugelſchrotmühlen Gugelfräs⸗
maſchinen ) , die Anlagen zur Herſtellung von Zünd⸗ſchnüren und von elektriſchen Zündern .

Das vorſtehende Verzeichnis kann , je nach Eintritt oder
Wegfall der im Eingange gedachten Vorausſetzung , durchBeſchluß des Bundesrats , vorbehaltlich der Genehmigungdes nächſtfolgenden Reichstags , abgeändert werden .

8 23 . Bei den Stauanlagen für Waſſertriebwerke ſindaußer den Beſtimmungen der 88 17 bis 22 die dafür beſtehen⸗den landesgeſetzlichen Vorſchriften anzuwenden . 5
Der Landesgeſetzgebung bleibt vorbehalten , die fernereBenutzung beſtehender und die Anlage neuer Privatſchläch⸗tereien in ſolchen Orten , für welche öffentliche Schlachthäuſerin genügendem Umfange vorhanden ſind oder errichtetwerden ,zu unterſagen .
Soweit durch landesrechtliche Vorſchriften Beſtimmungengetroffen werden , wonach gewiſſe Anlagen oder gewiſſe Arten

von Anlagen in einzelnen Ortsteilen gar nicht oder nur unter

5 D Dierzn die oben S. 396ff . abgedruckten Beſtimmungen desbadiſchen Waſſergeſetzes .
Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 28

I .
Jablk
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beſonderen Beſchränkungen zugelaſſen ſind , finden dieſe Be⸗

ſtimmungen auch auf Anlagen der im 8 16 erwähnten Art

Anwendung .

§ 25 . Die Genehmigung zu einer der in den 88 16

und 24 bezeichneten Anlagen bleibt ſo lange in Kraft , als

keine Anderung in der Lage oder Beſchaffenheit der Betriebs⸗

ſtätte vorgenommen wird , und bedarf unter dieſer Voraus⸗

ſetzung auch dann , wenn die Anlage an einen neuen Erwerber

übergeht , einer Erneuerung nicht . Sobald aber eine Ver⸗

änderung der Betriebsſtätte vorgenommen wird , iſt dazu die

Genehmigung der zuſtändigen Behörde nach Maßgabe der

§ § 17 bis 23 einſchließlich bezw . des § 24 notwendig.
Eine gleiche Genehmigung iſt erforderlich bei weſentlichen
Veränderungen in dem Betriebe einer der im § 16 genannten

Anlagen . Die zuſtändige Behörde kann jedoch auf Antrag

des Unternehmers von der Bekanntmachung ( 817 ) Abſtand

nehmen , wenn ſie die Uberzeugung gewinnt , daß die beab⸗

ſichtigte Veränderung für die Beſitzer oder Bewohner be⸗

nachbarter Grundſtücke oder das Publikum überhaupt neue

oder größere Nachteile , Gefahren oder Beläſtigungen , als

mit der vorhandenen Anlage verbunden ſind , nicht herbei⸗

führen werde .

Dieſe Beſtimmungen finden auch auf gewerbliche An⸗

lagen ( §8 16 und 24 ) Anwendung , welche bereits vor Erlaß

dieſes Geſetzes beſtanden haben .

§S 26 . Soweit die beſtehenden Rechte zur Abwehr be⸗

nachteiligender Einwirkungen , welche von einem Grundſtück

aus auf ein benachbartes Grundſtück geübt werden , dem

Eigentümer oder Beſitzer des letzteren eine Privatklage ge⸗

währen , kann dieſe Klage einer mit obrigkeitlicher Genehmi⸗

gung errichteten gewerblichen Anlage gegenüber niemals auf

Einſtellung des Gewerbebetriebs , ſondern nur auf Herſtellung

von Einrichtungen , welche die benachteiligende Einwirkung

ausſchließen , oder , wo ſolche Einrichtungen untunlich oder

mit einem gehörigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar ſind ,

auf Schadloshaltung gerichtet werden .
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2 . Badiſche Vollzugsverordnung zur Reichs⸗
gewerbeordnung vom 23 . Dezember 1883 .

( Geſ . ⸗ und VoBl . Seite 357) , in der durch die Verordnung vom29. September 1900 ( Geſ⸗ und VOBl . 8. 1003 ) bewirkten Faſſung .
H. K SDie Errichtung und Anderung ſchädlicher , ge⸗fährlicher und beläſtigender Gewerbsanlagen .

§ 10 . ( Stellung des Antrags . ) Wer eine in
§ 16 der Gewerbeordnung oder in den Ergänzungsbeſtim⸗
mungen zu dieſem Paragraphen bezeichnete Anlage errichtenoder eine weſentliche Veränderung einer ſolchen Anlage im
Sinne des § 25 der Gewerbeordnung vornehmen will , hat
den Antrag auf Genehmigung bei dem Bezirksamte , in deſſen
Bezirk das Unternehmen ganz oder zum größeren Teile aus⸗
geführt werden ſoll , anzubringen .

Aus dem Antrage muß der vollſtändige Name , der
Stand und Wohnſitz des Unternehmers erſichtlich ſein .

Dem Antrag ſind eine Beſchreibung , eine Situations⸗
zeichnung und der Bauplan der Anlage in doppelter , voll⸗
ſtändig übereinſtimmender Ausfertigung beizufügen .

§ 11 . ( Beizufügende Nachweiſungen . ) Die dem
Antrage beigefügten Nachweiſungen ſollen , ſoweit es zur Er⸗
läuterung des beabſichtigten Unternehmens erforderlich iſt
folgende Punkte klarlegen :

1. die Größe des Grundſtücks , auf welchem die Anlage
errichtet werden ſoll , die Bezeichnung , welche dasſelbe
im Grundbuch , beziehungsweiſe eventuell im Lagerbuch
führt , und den etwaigen beſonderen Namen des Grund⸗
ſtücks , beziehungsweiſe des Gewanns ;

2. in gleicher Weiſe die Bezeichnung der Grundſtücke , Ge⸗
bäude und Anlagen , welche an das für den Betrieb in
Ausſicht genommene Grundſtück angrenzen , zutreffen⸗
denfalls auch die Bezeichnung der entfernter gelegenen
Grundſtücke , Gebäude und Anlagen , auf welche der
Betrieb vorausſichtlich Einwirkungen ausüben kann ,
und die Namen der Eigentümer ;

3. die Entfernung , in welcher die zum Betriebe beſtimmten
Gebäude und Einrichtungen von der Wi be⸗

U
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nachbarten Grundſtücke und von den darauf befindlichen

Gebäuden und Anlagen , ſowie eventuell von den etwa

in der Nähe befindlichen öffentlichen Wegen , Eiſenbahn⸗

linien , fließenden Gewäſſern und Waldungen zu liegen
kommen ſollen ;

4. die Höhe , Bau⸗ und Benützungsart der benachbarten

Gebäude , ſofern zu der Betriebsſtätte Feuerungsan⸗

lagen gehören ;
5. die Lage , Ausdehnung und Bauart der Betriebsſtätte ,

die Beſtimmung der einzelnen Räume und deren Ein⸗

richtung , ſoweit ſie nicht beweglich iſt ;
6. den Gegenſtand der Fabrikation , ſoweit dieſe innerhalb

der Betriebsſtätte erfolgt , die ungefähre Ausdehnung ,

ſowie die Art und den Gang des Betriebs unter An⸗

gabe der hauptſächlich zu verwendenden Maſchinen und

unter Berückſichtigung der zum Schutze der Arbeiter

gegen Gefahr für Leben und Geſundheit beabſichtigten
Vorkehrungen ;

7. die bei der Fabrikation entſtehenden Abgänge , wobei

möglichſt genau die darin enthaltenen Stoffe , die täglich
ſich ergebende Menge und die beabſichtigte Art der

Verwertung , Ablagerung , Ableitung oder ſonſtigen
Beſeitigung zu bezeichnen iſt .

§ 12 . ( Form der Nachweiſungen . ) Die Pläne ,
Zeichnungen und Vervielfältigungen derſelben ſind durch ge⸗

hörig dazu befähigte Perſonen auf dauerhaftem Material zu

fertigen . ) Aus denſelben ſoll der ſeitherige Zuſtand und die

beabſichtigte Herſtellung unterſcheidbar zu entnehmen ſein ; ſie
ſind in einem zur Beurteilung der obwaltenden Verhältniſſe
geeigneten Maßſtabe zu fertigen , welcher auf dem Plan be⸗

ziehungsweiſe der Zeichnung anzugeben iſt .
Dabei ſind die hinſichtlich der Darſtellungsweiſe in Bau⸗

ſachen von den örtlichen Bauordnungen geſtellten Anforde⸗
rungen , beziehungsweiſe eventuell die in dieſer Hinſicht im

Baugewerbe beſtehenden Übungen zu beachten .

1) Vergl . die Verordnung vom 17. Mai 1905 , die Beſchaffenheit
der Pläne im Verfahren vor den Verwaltungsbehörden betr . ( Geſ. ⸗
und VOBl . S. 306) .
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Ausnahmsweiſe kann in minder wichtigen Fällen hin⸗19 500
der Duplikate die Vorlage auf Pauspapier geſtattetwerden .

Pläne und Zeichnungen ſollen ſowohl vom Unternehmerals vom Fertiger unterzeichnet und mit Hatum verſehen ſein .Wenigſtens ein Exemplar derſelben iſt in einem zur Vereini⸗
gung mit den Akten geeigneten Formate ( in Blättern oderin Heften von 33 em Höhe und 21 em Breite ) vorzulegen.

§ 13 . ( Baupolizeiliche Vorlage . ) Sollen bei Er⸗
richtung oder Anderung einer ſolchen Gewerbsanlage Bau⸗
herſtellungen vorgenommen werden , welche nach den bezüg⸗lichen Beſtimmungen I88 50ff . der Baupolizeiverordnungvom 5. Mai 1869l1 ) behufs der Genehmigung oder Prüfung
zur Kenntnis der Baupolizeibehörde gebracht werden müſſen,ſo iſt in der Regel mit dem Antrage auf gewerbepolizeilicheGenehmigung auch die in baupolizeilicher Hinſicht erforder⸗liche Vorlage zu verbinden , wobei auf die gemäß § 11 dieſerVerordnung vorgelegten Pläne und Zeichnungen Bezug ge⸗nommen werden kann , ſoweit dieſelben auch in baupolizei⸗
licher Hinſicht genügenden Aufſchluß geben .

Über die in baupolizeilicher Hinſicht gemachte Vorlageiſt gemäß [ S8 50ff . der Baupolizeiordnung ] s ) durch Ver⸗
mittelung der Ortspolizeibehörde die Baukommiſſion und in
wichtigeren Fällen die Bezirksbauinſpektions ) zu hören .

§ 14 . (Waſſerpolizeiliche Vorlage . ) Wenn mitdem beabſichtigten Unternehmen die Herſtellung oder An⸗
derung einer Stauanlage oder eines Triebwerks (§8§ 16 und
23 der Gewerbeordnung und [ Artikel 23 Ziffer 2 des Ge⸗
ſetzes vom 25 . Auguſt 1876 über die Benützung und Inſtand⸗haltung der Gewäſſer ] l ) oder die Benützung des Waſſers
zur Einleitung fremder Stoffe , durch welche die Eigenſchaftendes Waſſers geändert oder die Fiſche beſchädigt werden
können ( Artikel 23 Ziffer 1 des Geſetzes vom 25 . Auguſt

Njetzt 88 123ff . der Landesbauordnung vom 1. Sept . 1907 .
) jetzt §8 130ff . der Landesbauordnung vom 1. Sept . 1907 .
3) Jetzt : Bezirksbauamt .
Jjetzt 88 40 und 52 des Waſſergeſetzes vom 12. April 1913

( oben §. 396 u. 397) .
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1876 ) und Artikel 4 des Geſetzes vom 3. März 1870 über

die Ausübung und den Schutz der Fiſcherei ) verbunden wer⸗

den ſoll , ſo iſt gleichzeitig der Antrag auf waſſerpolizeiliche
Genehmigung unter Anſchluß der zur Beurteilung der bezüg⸗

5

lichen Verhältniſſe dienenden Nachweiſungen [§8§ 2ff . der

Vollzugsverordnung vom 24 . Dezember 1876 zum Waſſer⸗
geſetzeſ ?) zu ſtellen . Das Bezirksamt hat dafür zu ſorgen ,

daß das vorbereitende Verfahren hinſichtlich dieſer Anträge ,
namentlich was die Bekanntmachung und die Aufforderung
der Beteiligten angeht , ſoweit tunlich mit dem bezüglich der

gewerbepolizeilichen Genehmigung zu pflegenden Verfahren
verbunden werde .

§ 15 . ( Vorläufige Prüfung des Antrags . ) Das

Bezirksamt hat nach Einkunft des Antrags auf gewerbe⸗ E 6
polizeiliche Genehmigung ſofort zu prüfen , ob gegen die 5
Vollſtändigkeit der Vorlage etwas zu erinnern iſt . Wo nach 151
der Art der beabſichtigten Anlage dieſe Prüfung techniſche Ulo

Kenntniſſe erfordert , ſind die Vorlagen der techniſchen Be⸗ muär
hörde [ — dem Fabrikinſpektor regelmäßig in den Fällen des

Uun

§ 8 der Dienſtweiſung dieſes Beamten vom 2. Januar 1880 0
und des §137 dieſer Vollzugsverordnung —J ) zur tunlichſt Cken

baldigen Außerung mitzuteilen . Beteil

Finden ſich bei dieſer Prüfung Mängel , ſo iſt der Unter⸗ antlic

nehmer auf kürzeſtem Wege zur Ergänzung der Vorlage zu en0
veranlaſſen . fehtte

§S 16 . ( Bekanntmachung des Genehmigungsge⸗ derbi

ſuchs . ) Wenn gegen die Vollſtändigkeit der Vorlage nichts 9

zu erinnern iſt , ſo iſt das beabſichtigte Unternehmen durch ſctgt
eine einmalige Bekanntmachung im amtlichen Verkündigungs⸗ ſffetl

blatt zur öffentlichen Kenntnis zu bringen . lgteß,
Die Bekanntmachung des Bezirksamts hat zu enthalten : Ifer

1. Namen , Stand und Wohnſitz des Unternehmers , den polze

Gegenſtand des Unternehmens , die Bezeichnung der wi

y) Siehe Fußnote 4 Seite 437 .
fl

) jetzt 88 34ff . der VVO . zum Waſſergeſetz vom 12. April 1913 fme
( ( oben S. 401) . ausüͤb

Mijetzt dem Gewerbeaufſichtsamt (ſ. den oben S. 419 abge⸗
druckten § 141 dieſer Verordnung und § 8 der Dienſtanweiſung für
das Gewerbeaufſichtsamt , Geſ. ⸗ u. VOBl . 1920 S. 531) .
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Gemarkung und des Grundſtücks bezw . des Ge⸗
wanns , auf welchem das Unternehmen ausgeführt
werden ſoll ;

2. die Aufforderung , etwaige Einwendungen bei dem
Bezirksamt oder dem Gemeinderat des Orts der
Unternehmung binnen vierzehn Tagen vom Ablaufe
des Tages an anzubringen , an welchem die bezügliche
Nummer des amtlichen Verkündigungsblatts aus⸗
gegeben wurde , widrigenfalls alle nicht auf privat⸗
rechtlichen Titeln beruhenden Einwendungen als ver⸗
ſäumt gelten ;

3. die Bezeichnung von Ort und Stelle , wo die Beſchrei⸗
bung , Pläne und Zeichnungen zur Einſicht offen liegen.

Von dem die Bekanntmachung enthaltenden Blatte iſt
ein Exemplar zu den Akten zu nehmen .

Handelt es ſich nur um Veränderung einer beſtehenden
Anlage , ſo kann auf Antrag des Unternehmers die Bekannt⸗
machung unter den in § 25 der Gewerbeordnung bezeichneten
Vorausſetzungen unterlaſſen werden .

§ 17 . ( Außerung des Gemeinderats . ) Das eine
Exemplar der Vorlage bleibt zur Einſichtsnahme durch die
Beteiligten beim Bezirksamt , das andere Exemplar iſt , mit
amtlicher Beglaubigung der Übereinſtimmung verſehen , an
den Gemeinderat der Gemarkung , in welcher das Unter⸗
nehmen ausgeführt werden ſoll , zur Offenlegung während
der Einſprachsfriſt zu überſenden .

Zugleich iſt der Gemeinderat zu beauftragen , das beab⸗
ſichtigte Unternehmen in der Gemeinde in ortsüblicher Weiſe
öffentlich bekannt zu machen und den ihm bekannten Betei⸗
ligten , insbeſondere den unmittelbaren Anſtößern , gemäß §8 16
Ziffer 2 dieſer Verordnung beziehungsweiſe [S 53 der Bau⸗
polizeiordnung von 1869J “ ) die Geltendmachung ihrer
etwaigen Einwendungen anheimzugeben . Der gleiche Auftrag
iſt an die Gemeindebehörden anderer Gemarkungen zu richten ,
auf welche das Unternehmen vorausſichtlich eine Einwirkung
ausüben kann .

2letzt 8 130 der Landesbauordnung vom 1. Sept . 1907 .



440 Schädliche ꝛc. Anlagen .

Soll die Anlage in der Nähe einer Landſtraße , eines

fließenden Gewäſſers , einer Eiſenbahn oder einer Waldung

errichtet werden , ſo iſt auch der Waſſer⸗ und Straßenbau⸗
inſpektion ( eventuell der Rheinbau⸗ oder der Kulturinſpek⸗

tion ) ) , dem Bahnbauinſpektor und der Bezirksforſtei recht⸗
zeitig Kenntnis zu geben .

Nach Ablauf der Friſt hat der Gemeinderat den Antrag

nebſt den Beilagen und den etwa eingekommenen Einſprachen
dem Bezirksamt vorzulegen unter Beurkundung der vor⸗

ſchriftsmäßig erfolgten Offenlegung und Bekanntmachung .
Gleichzeitig hat der Gemeinderat ſeine Außerung über die
Zuläſſigkeit des Unternehmens , beziehungsweiſe über die

vorgebrachten Einwendungen , beizufügen .

§ 18 . ( Vorbereitende Erörterung und Begut⸗

achtung . ) Die Entſchließung des Bezirksrats über das Ge⸗
nehmigungsgeſuch iſt durch das Bezirksamt vorzubereiten ,
indem dasſelbe die angebrachten Einwendungen und die ſon⸗

ſtigen für die Verſagung der Genehmigung oder die Auflage
von Bedingungen in Betracht kommenden Punkte unter Zu⸗

zug des Unternehmers , der Einſprechenden , der techniſchen
Behörden und der etwaigen anderen Sachverſtändigen , ſoweit
tunlich mündlich , erörtert und die zur Aufklärung der tat⸗

ſächlichen und techniſchen Verhältniſſe etwa erforderlichen
ſchriftlichen Gutachten erhebt .

Zur Begutachtung ſind in der Regel gemäß 88 1 und 8

der Dienſtanweiſung vom 2. Januar 1880 und § 137 dieſer

Vollzugsverordnung der Fabrikinſpektor ) , ferner in den durch
8 16 Abſatz 3 der Geſundheitspolizeiverordnung vom 27 . Juni
1874ʃ5 ) bezeichneten Fällen der Bezirksarzt , außerdem je nach

Lage der Sache die ſonſt zuſtändigen techniſchen Behörden oder

andere geeignete Sachverſtändige heranzuziehen . Handelt es

ſich um Errichtung und Anderung von chemiſchen Fabriken

bauamt .
jetzt das Gewerbeaufſichtsamt ; ſ. die Anm . zu § 15 dieſer

Verordnung .
) jetzt § 20 Abſ . 1 der Geſundheitsverordnung vom 23. Dez.

1908 ( oben S. 323 abgedruckt ) .
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Schädliche ꝛc. Anlagen . 441

oder um die Frage der Unſchädlichmachung von Fabrikab⸗gängen , ſo iſt in der Regel die chemiſch⸗techniſche Prüfungs⸗und Verſuchsanſtalt in Karlsruhe mit der Begutachtung zubetrauen ; ſteht die Gefährdung von öffentlichen Straßen odervon Waſſerläufen in Frage , ſo iſt die Waſſer⸗ und Straßenbau⸗inſpektion ( beziehungsweife die Rheinbau⸗ oder Kulturinſpek⸗tion ) ) , über bau⸗ und feuerpolizeiliche Punkte die Bezirksbau⸗inſpektion zu hören ; bei der Bezeichnung anderer Sachver⸗ſtändiger hat der Fabrikinſpektor!) geeignetenfalls behilf⸗lich zu ſein .

§ 19 . ( Gehör der Parteien . Beſchleunigung des
Verfahrens . ) Soweit die Gutachten nicht in Gegenwartder Parteien ( § 21 Ziffer 4 der Gewerbeordnung ) erſtattetwerden , iſt letzteren noch rechtzeitig vor der Tagfahrt des
Bezirksrats Gelegenheit zu geben , von den erſtatteten Gut⸗
achten Kenntnis zu nehmen .

Sowohl das Bezirksamt als die techniſchen Behördenhaben bei den vorbereitenden Verhandlungen darauf Bedachtzu nehmen , daß , unbeſchadet der Gründlichkeit , jede Verzöge⸗
rung des Verfahrens und insbeſondere auch längerer Schriften⸗wechſel vermieden werden .

§ 20 . ( Entſcheidung des Bezirksrats . ) Nach Ab⸗
ſchluß der vorbereitenden Verhandlungen wird vom Bezirks⸗rat als Verwaltungsbehörde in öffentlicher Sitzung auf Grund
mündlicher Verhandlung die Entſcheidung darüber gegeben,ob die gewerbepolizeiliche und eventuell die baupolizeiliche
Genehmigung zu erteilen und an welche Bedingungen ſieetwa zu knüpfen ſei . In dem Beſcheide kann dem Unternehmerauf ſeine Gefahr , unbeſchadet des Rekursverfahrens ( § 20der Gewerbeordnung ) , die unverzügliche Ausführung der bau⸗
lichen Anlagen geſtattet werden , wenn er dies vor Schlußder Erörterung beantragt . Die Geſtattung kann von einer

Sicherheitsleiſtung abhängig gemacht werden .
Ferner iſt in den in § 14 dieſer Verordnung bezeichneten

Fällen darauf Bedacht zu nehmen , daß , wenn tunlich , in der
gleichen Sitzung auch über die in waſſerpolizeilicher , bezw .

) Siehe Fußnoten 1 und 2 Seite 440.
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fiſchereipolizeilicher Hinſicht geſtellten Genehmigungsanträge
beſchloſſen werden kann . 5

Zu der Sitzung des Bezirksrats ſind die Parteien , d. h.

der Unternehmer und die Einſprechenden , und in wichtigeren

Fällen auch die beteiligten techniſchen Behörden oder die ſonſt
zugezogenen Sachverſtändigen zu laden . Bei der Ladung der

Parteien iſt beizufügen , daß eventuell auch im Fall ihres

Ausbleibens die Verhandlung vorgenommen und nach deren

Ergebnis die Entſcheidung erlaſſen werden wird .

Die für die Entſcheidung maßgebenden Punkte ſind durch

den Vortrag der Parteien , welche erforderlichenfalls hierwegen

im Einzelnen zu befragen ſind , und durch die anweſenden

techniſchen Beamten und Sachverſtändigen mündlich zu er⸗

örtern ; ſoweit nötig , gibt der Vorſitzende des Bezirksrats ,

beziehungsweiſe das Bezirksratsmitglied oder der Beamte ,

welcher mit der Vortragerſtattung betraut iſt , aufgrund der

vorbereitenden Verhandlungen die etwaigen weiteren Auf⸗

klärungen .
Im Beſcheide des Bezirksrats ſind in gedrängter Faſſung

die Geſetzes⸗ und Verordnungsbeſtimmungen , auf denen die

Entſcheidung beruht , und ſofern die Genehmigung verſagt

oder nur unter Bedingungen erteilt , oder ſofern erhobene

Einwendungen verworfenwurden , auch die Gründe anzugeben.
Einwendungen , welche auf beſonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen , ſind zur Entſcheidung vor den bürgerlichen Richter

zu verweiſen .
Gleichzeitig iſt über die Tragung der Koſten gemäß 822

der Gewerbeordnung zu erkennen .

§ 21 . ( Eröffnung der Entſcheidung . Rekurs .

Bekanntmachung . ) Hinſichtlich der Eröffnung des Beſcheids ,
des Rekurſes und der Zuſtellung und Aufbewahrung der

Genehmigungsurkunde iſt der 8S2 Ziffer 2 —5 dieſer Vollzugs⸗

verordnung zu beobachten .
Auch den techniſchen Behörden , welche bei der Errichtung

der Anlage beteiligt ſind oder bei deren Beaufſichtigung mit⸗

zuwirken haben , iſt von der Entſcheidung durch Überſendung
der Akten oder in anderer Weiſe Kenntnis zu geben , wobei

hinſichtlich des Fabrikinſpektors die Vorſchrift des 8 8
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Schlächtereien . 443

Abſatz 4 der Dienſtanweiſung vom 2. Januar 1880 in An⸗
wendung kommt . ! )

Das Bezirksamt kann , wenn es ihm angemeſſen erſcheint ,
den Genehmigungsbeſcheid wörtlich oder im Auszuge auf
Koſten des Unternehmers im amtlichen Verkündigungsblatt
veröffentlichen .

h ) Verordnung des Miniſteriums des Innern vom
16 . Juni 1876 , die Einrichtung der Schlächtereien —

betreffend .
( Geſ . ⸗ u. VOBl . S. 195. )

Auf Grund des § 87a des Polizeiſtrafgeſetzbuchs wird ver⸗
ordnet :

§ 1. In allen Schlächtereien müſſen die Fußböden , die Wände
bis zu einer Höhe von 2 Metern , die Höfe , welche die Schlachtſtätten
umgeben , und die für den Abfluß aus den Schlachtſtätten beſtimmtenRinnen waſſerdicht hergeſtellt werden .

§ 2. In der Nähe der Schlachtſtätte muß zur Aufnahme des
Abwaſſers und der Abfälle eine mit der Schlachtſtätte durch eine
offene Rinne verbundene waſſerdichte , gedeckte Senkgrubes ) vorhanden
ſein , welche im Winter wöchentlich einmal , im Sommer täglich zu
entleeren iſt .

Von Errichtung einer Senkgrube kann nur abgeſehen werden ,
wenn das Abwaſſer aus der Schlachtſtätte in ein fließendes Gewäſſer

) S. die Anm. zu § 15 dieſer Verordnung .
) Vergl .8S 16 Rcö8 . ( S. 432 ) . Unter Schlächtereien im Sinne

vorſtehender Verordnung ſind alle Schlachtſtätten verſtanden , in denen
gewerbsmäßig geſchlachtet wird , alſo auch ſolche , in denen Metzgerbei Ausübung ihres Gewerbes regelmäßig Schlachtungen nur von
Kleinvieh vornehmen ( Erl . d. Min . d. Innern vom 16. September1876 Nr. 13374 ) , auch die von den Gemeinden errichteten öffentlichen
Schlachthäuſer . Die Verordnung iſt ferner auch gegenüber ſolchen
Perſonen in Anwendung zu bringen , welche die Metzgerei nicht ge⸗
werbsmäßig betreiben , aber ſo häufig Schlachtungen vornehmen , daß
eine ſanitätspolizeiliche Vorkehr hinſichtlich der Schlachtſtätten ge⸗
boten erſcheint ( Erl . d. Min . d. Innern vom 24. September 1880
Nr . 14750 ) . Auch wenn ein Land⸗oder Schankwirt in ſeinen Räum⸗
lichkeiten ohne Anbringung beſonderer Vorrichtungen gewerbsmäßig ,d. h. zum Zwecke des Verkaufs , Vieh ſchlachtet , liegt eine genehmigungs⸗
pflichtige Schlachtſtätte vor . Schenkel , Gewo . , Note 26 zu § 16.

) Die Senkgrube darf keinen durchlaſſenden Boden haben ,
muß vielmehr auch in der unteren Fläche vollſtändig waſſerdicht her⸗
geſtellt ſein ( Min . d. Innern vom 6. Juni 1878 Nr. 7998 ) .
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oder zur Bewäſſerung und Düngung auf unmittelbar anſtoßende
Grundſtücke geleitet wird , oder wenn nach Ermeſſen des Bezirksamts
die Raumverhältniſſe die Anlage einer Senkgrube nicht geſtatten .
Werden die Abflüſſe in letzterem Falle nach der Pfuhlgrube geleitet ,

ſo muß dieſe waſſerdicht hergeſtellt und mindeſtens einmal wöchent⸗

lich im Sommer und einmal monatlich im Winter entleert werden .

§ 3. In den Schlachträumen , den Höfen , den Wirtſchafts⸗ und

Wohnungsräumen der Schlächter dürfen innerhalb der Ortſchaften
rohe Häute , Klauen , Hörner , Knochen , roher Talg , Blut , Gedärme
und andere Abfälle nicht länger als 48 Stunden im Winter , 24 Stunden
im Sommer aufbewahrt werden .

Die Schlacht⸗ und Hofräume ſind ſtets rein zu halten und

namentlich nach jeder Schlachtung pünktlich zu reinigen .

§ 4. Bei der Genehmigung neu anzulegender Schlächtereien ,
§ 16 der Gewerbeordnung , iſt neben obigen Vorſchriften zu beach⸗
ten ) , daß die Schlachtſtätten und die Höfe genügenden Raum bieten ,
erſtere auch auf mindeſtens drei Seiten dem Luftzug offen ſtehen , und
von der öffentlichen Straße ſowie von Wohnräumen mindeſtens
3 Meter entfernt ſind . Auf dem Grundſtück muß ein Brunnen ſich
befinden , wenn nicht für den Zufluß aus einer Waſſerleitung geſorgt
iſt ; die Umgebung des Schlachthauſes muß in einer Entfernung von

mindeſtens 3 Metern gepflaſtert ( die Fugen des Pflaſters zementiert )
oder mit Steinplatten , Zement⸗ oder Asphaltguß bedeckt ſein . Das

Schlachthaus ſoll eine Höhe von mindeſtens 4, bei größeren Anſtalten
von 5 Metern im inneren Schlachtraum erhalten , der Fußboden im

Schlachthauſe ſoll vollkommen waſſerdicht hergeſtellt ( zementiert ,
asphaltiert , gepflaſtert oder geplattet mit Zementfugung ) werden .

§ 5. Dieſe Beſtimmungen finden auch Anwendung auf die mit
Wirtſchaften verbundenen Schlachtſtätten . ?)

1) In Landorten kann für neue Schlächtereien , in denen nur
ſelten geſchlachtet wird , geſtattet werden , daß die Schlachtſtätte nur
von 2 Seiten dem Luftzuge offen ſteht , vorausgeſetzt , daß beide Seiten
einander gegenüber liegen , und durch Sffnungen in beiden Seiten⸗

wänden für eine genügende Durchlüftung geſorgt werden kann (Erl .
d. Min . d. Innern vom 6. Juni 1878 Nr. 7998 ) , und zugelaſſen werden ,
daß die Entfernung der Schlachtſtätte von den eigenen Wohnräumen
des Unternehmers weniger als 3 Meter , aber mindeſtens 2 Meter ,
und die Höhe der Schlachtſtätte weniger als 4 Meter , aber minde⸗

3
3 Meter betrage ( Erl . d. Min . d. Innern vom 21. Januar 1890

r. 28110 ) . In anderen Punkten aber darf der Bezirks⸗
rat von den Vorſchriften der Verordnung keine Nachſicht
erteilen , dazu iſt allein das Miniſterium des Innern zu⸗
ſtändig ( Erl . d. Min . d. Innern vom 21. Januar 1890 Nr. 28110 ) .

) Das Genehmigungsverfahren iſt das gleiche wie bei allen
übrigen ſchädlichen und beläſtigenden Anlagen ,

der!

Hög
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i ) Lager von übelriechenden Stoffen .
Vergl . § 118 Abſatz 2 Ziffer 2 der Landesbauordnung , 888 - 10der Geſundheitsverordnung ( oben S. 170 und 314 ff . ).

K Dampfkeſſelanlagen .
1 Reichsgewerbeordnung .

§ 24 . ) Zur Anlegung von Dampfkeſſeln , dieſelbenmögen zum Maſchinenbetriebe beſtimmt ſein oder nicht , iſtdie Genehmigung der nach den Landesgeſetzen zuſtändigenBehörde erforderlich . Dem Geſuche ſind die zur Erläuterungerforderlichen Zeichnungen und Beſchreibungenbeizufügen .Die Behörde hat die Zuläſſigkeit der Anlage nach den
beſtehenden bau⸗, feuer⸗ und geſundheitspolizeilichen Vor⸗
ſchriften , ſowie nach denjenigen allgemeinen polizeilichen Be⸗
ſtimmungen zu prüfen , welche von dem Bundesrat über die
Anlegung von Dampfkeſſeln erlaſſen werden . Sie hat nachdem Befunde die Genehmigung entweder zu verſagen , oder
unbedingt zu erteilen oder endlich bei Erteilung derſelben die

erforderlichen Vorkehrungen undéinrichtungen vorzuſchreiben .
Bevor der Keſſel in Betrieb genommen wird , iſt zu unter⸗

ſuchen , ob die Ausführung den Beſtimmungen der erteilten
Genehmigung entſpricht . Wer vor dem Empfange der hie⸗rüber auszufertigenden Beſcheinigung den Betrieb beginnt ,hat die in 8 147 angedrohte Strafe verwirkt .

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für beweg⸗liche Dampfkeſſel .
Für den Rekurs und das Verfahren über denſelbengelten die Vorſchriften der 88 20 und 21 .

2. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom
17 . Dez . 1908 , betr . allgem . poliz . Beſtimmungenüber die Anlegung von Landdampfnkeſſeln .
( In der Faſſung der Bekanntmachungen vom 14. Dezember 1913 und15. Auguſt 1914 und der Verordnung vom 27. April 1923 , RGBBl .1909 §. 3, 1913 S. 781 , 1914 S. 373 , 1923 S. 263. ) — Auszug ) . —

Auf Grund des 8§24 Abſatz 2 der Gewerbeordnung hatder Bundesrat nachſtehende allgemeine polizeiliche
) Vgl . auch § 25 der RGewo . ( oben Seite 434 .
7) Die rein keſſeltechniſchen Vorſchriften ſind nicht abgedruckt
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Beſtimmungenüber die Anlegung von Landdampf⸗
keſſeln erlaſſen .

I . Geltungsbereich der Beſtimmungen .

§ 1. 1. Als Dampfneſſel im Sinne der nachſtehenden
Beſtimmungen gelten alle geſchloſſenen Gefäße , die den Zweck
haben , Waſſerdampf von höherer als der atmoſphäriſchen
Spannung zur Verwendung außerhalb des Dampfentwicklers
zu erzeugen .

2. Als Landdampfneſſel ( Dampfkeſſel ) gelten außer den

an Land benutzten feſtſtehenden und beweglichen Dampfkeſſeln
auch die vorübergehend auf ſchwimmenden und im Waſſer
beweglichen Bauten aufgeſtellten Dampfkeſſel .

3. Den Beſtimmungen für Landdampfkeſſel werden nicht
unterworfen :

a) Behälter , in denen Dampf , der einem anderen Dampf⸗
entwickler entnommen iſt , durch Einwirkung von Feuer
beſonders erhitzt wird ( Dampfüberhitzer ) ;

b) Keſſel , die mit einer Einrichtung verſehen ſind , welche
entweder verhindert , daß die Dampfſpannung ½ At⸗

moſphäre Überdruck überſteigen kann ( Niederdruck⸗
keſſel ) , oder bewirkt , daß der Keſſel hierbei abzublaſen
beginnt und bei einer Überſchreitung des angegebenen
Überdrucks um 10 v. H. den Keſſel bis auf den at⸗

moſphäriſchen Druck entlaſtet . Als Einrichtungen dieſer
Art gelten :
q) ein unverſchließbares , vom Waſſerraum ausgehendes

Standrohr von nicht über 5000 Millimeter Höhe
und mindeſtens 80 Millimeter Lichtweite ;

ſJ ) ,ein vom Dampfraum ausgehendes , nicht abſchließ⸗
bares Rohr in Heberform oder mit mehreren auf⸗
und abſteigenden Schenkeln , deſſen aufſteigende Aſte
bei Waſſerfüllung zuſammen nicht über 5000 Milli⸗

meter , bei Queckſilberfüllung nicht über 370 Milli⸗
meter Länge haben dürfen , wobei die Lichtweite
dieſer Rohre ſo bemeſſen werden muß , daß auf
1 Quadratmeter Heizfläche ( § 3 Abſatz 3) ein Rohr⸗
querſchnitt von mindeſtens 350 Quadratmillimeter
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entfällt . Die Lichtweite der Rohre muß mindeſtens
30 Millimeter betragen und braucht 80 Millimeter

nicht zu überſchreiten ;
) jede andere von der Zentralbehörde des zuſtändigen

Bundesſtaats genehmigte Sicherheitsvorrichtung .
c) Zwergkeſſel , das heißt Dampfentwickler , deren Heiz⸗

fläche /½0 Quadratmeter und deren Dampfſpannung
2 Atmoſphären Überdruck nicht überſteigt , ſofern
ſie mit einem zuverläſſigen Sicherheitsventil ausge⸗
rüſtet ſind .

4. Für die Keſſel in Eiſenbahnlokomotiven bleiben die
auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsverfaſſung ) er⸗
laſſenen beſonderen Beſtimmungen in Kraft .

II . Bau .

pf⸗ Feuerzüge .
Aet § 3. 1. Die Feuerzüge der Dampfkeſſel müſſen an ihrer

höchſten Stelle mindeſtens 100 Millimeter unter dem feſt⸗
ſce geſetzten niedrigſten Waſſerſtande liegen . Bei Dampfkeſſeln ,
A⸗ deren Waſſeroberfläche kleiner als das 1 , fache der geſamten
⸗ Roſtfläche iſt , muß dieſer Abſtand mindeſtens 150 Millimeter
en betragen . Bei Innenzügen iſt der Mindeſtabſtand über den

en von den Heizgaſen berührten Blechen zu meſſen .
l 2. Die Beſtimmungen über die Höhenlage der Feuer⸗
ſet züge finden keine Anwendung auf Dampfkeſſel , deren von

den Heizgaſen berührte Wandungen ausſchließlich aus Waſſer⸗
e5 rohren von weniger als 100 Millimeter Lichtweite oder aus
e derartigen Rohren und den zu ihrer Verbindung angewendeten

Rohrſtücken beſtehen , ſowie auf ſolche Feuerzüge , in welchen
ö ein Erglühen des mit dem Dampfraum in Berührung ſtehenden
f. Teiles der Wandungen nicht zu befürchten iſt . Die Gefahr

des Erglühens iſt in der Regel als ausgeſchloſſen zu betrachten ,
l wenn die vom Waſſer beſpülte Keſſelfläche , welche von den

l Heizgaſen vor Erreichung der vom Dampfe beſpülten Keſſel⸗
' fläche beſtrichen wird , bei natürlichem Luftzuge mindeſtens
f zwanzigmal , bei künſtlichem Luftzuge mindeſtens vierzigmal
l⸗ ſo groß iſt als die geſamte Roſtfläche . Bei Dampfkeſſeln

1) d. i. der früheren Reichsverfaſſung v. 16. April 1871 .
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ohne Roſt iſt der 4 fache Betrag des Querſchnitts des erſten
Feuerzugs , unter Ausſchluß des verengten Querſchnitts über

der Feuerbrücke , als der Roſtfläche gleichſtehend zu erachten .
3. Als Heizfläche der Dampfkeſſel gilt der auf der Feuer⸗

ſeite gemeſſene Flächeninhalt der einerſeits von den Heizgaſen ,
andererſeits vom Waſſer berührten Wandungen .

4. Als künſtlicher Luftzug gilt jeder durch andere Mittel

als den Schornſteinzug erreichte Luftzug , welcher bei ſaugender
Wirkung in der Regel mehr als 25 Millimeter Waſſerſäule ,
gemeſſen hinter dem letzten Feuerzuge , bei Preßluft mehr als
30 Millimeter Waſſerſäule , gemeſſen unter dem Roſte , beträgt .

V. Aufſtellung .

Aufſtellungsort .

§ 15 . 1. Dampfkeſſel für mehr als 6 Atmoſphären
Überdruck und ſolche , bei welchen das Produnkt aus der Heiz⸗
fläche ( § 3 Abſ . 3) in Quadratmeter und der Dampfſpannung
in Atmoſphären Überdruck für einen oder mehrere gleichzeitig
im Betriebe befindliche Keſſel zuſammen mehr als 30 beträgt ,
dürfen unter Räumen , die häufig von Menſchen betreten

werden , nicht aufgeſtellt werden . Das Gleiche gilt für die

Aufſtellung von Dampfkeſſeln über Räumen , die häufig von

Menſchen betreten werden , mit Ausnahme der Aufſtellung
über Kellerräumen . Innerhalb von Betriebsſtätten und in

beſonderen Keſſelräumen iſt die Aufſtellung ſolcher Dampf⸗
keſſel unzuläſſig , wenn die Räume mit feſter Wölbung oder

feſter Balkendecke verſehen ſind . Feſte Konſtruktionsteile
über einem Teile des Keſſelraums , die den Zwecken der Roſt⸗
beſchickung dienen , ſind nicht als feſte Balkendecken anzuſehen .
Trockeneinrichtungen oberhalb des Dampfkeſſels ſowie das
Trocknen auf dem Keſſel ſind nicht zuläſſig . Bei eingemauerten
Dampfnkeſſeln , deren Plattform betreten wird , muß oberhalb
derſelben eine mittlere verkehrsfreie Höhe von mindeſtens
1800 Millimeter vorhanden ſein .

2. Dampfkeſſel , die in Bergwerken unterirdiſch oder

auf Kraftfahrzeugen aufgeſtellt werden , und ſolche , welche
ausſchließlich aus Waſſerrohren von weniger als 100 Milli⸗
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meter Lichtweite oder aus derartigen Rohren und den zu ihrer
Verbindung angewendeten Rohrſtücken beſtehen , unterliegen
den vorſtehenden Beſtimmungen nicht , Dampflkeſſel letzterer
Art auch dann nicht , wenn ſie mit Schlammſammlern und
mit Oberkeſſeln , die nur als Dampfſammler dienen , verſehen
ſind . Auf Waſſerkammerrohrkeſſel mit Rohren unter 100Milli⸗
meter Lichtweite finden die Beſtimmungen des Abſ . 1 dann
keine Anwendung , wenn ihre Rohre nahtlos hergeſtellt ſind ,
die Wandungen ihrer Oberkeſſel von den Heizgaſen nicht be⸗
rührt werden und ihr Dampfdruck 6 Atmoſphären Überdruck
nicht überſteigt .

Keſſelmauerung .
§ 16 . Zwiſchen dem Mauerwerke , das den Feuerraum

und die Feuerzüge feſtſtehender Dampfkeſſel einſchließt , und
den dieſes umgebenden Wänden muß ein Zwiſchenraum von
mindeſtens 80 Millimeter verbleiben , der oben abgedeckt und
an den Enden verſchloſſen werden darf . Die Feuerzüge
müſſen durch genügend weite Einfahröffnungen zugänglich
und in der Regel ſo groß bemeſſen ſein , daß ſie befahrbar
ſind . Werden die Feuerzüge benachbarter Keſſel durch eine
gemeinſame Mauer getrennt , ſo iſt dieſe mindeſtens 340 Milli⸗
meter dick herzuſtellen . Das Keſſelmauerwerk darf nicht zur
Unterſtützung von Gebäudeteilen benutzt werden .

Übergangsbeſtimmungen .
§ 21 . 1. Bei Dampfkeſſeln , die zur Zeit des In⸗

krafttretens dieſer Beſtimmung auf Grund der bisher gelten⸗
den Vorſchriften genehmigt ſind , kann eine Abänderung ihres
Baues , ihrer Ausrüſtung oder Aufſtellung nach Maßgabe
dieſer Beſtimmungen ſo lange nicht gefordert werden , als ſie
einer erneuten Genehmigung nicht bedürfen .

2. Im übrigen finden die vorſtehenden Beſtimmungen
für die Fälle der erneuten Genehmigung von Dampfkeſſeln
mit der Maßgabe Anwendung , daß dabei von der Durch⸗
führung der Beſtimmungen des § 2 Abſ . 1 und 4 und des
§ 7 Abſ . 5 zweiter Satz abgeſehen werden kann . Bei der

Genehmigung alter Dampfkeſſel , deren teldefäfenSchluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften .
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heit nicht nachgewieſen wird , iſt eine Feſtigkeit von höchſtens
30 Kilogramm auf das Quadratmillimeter anzunehmen .

Schlußbeſtimmungen .

§ 22 . 1. Die Bekanntmachung , betreffend allgemeine
polizeiliche Beſtimmungen über die Anlegung von Dampf⸗
keſſeln , vom 5. Auguſt 1890 ) , wird aufgehoben , inſoweit ſie
nicht für beſtehende Dampfkeſſelanlagen Geltung behält .

2. Die Beſtimmungen des § 21 Abſ . 2 über die zu⸗
läſſige Materialbeanſpruchung alter Dampfkeſſel treten ſofort
in Kraft . Im übrigen treten die vorſtehenden Beſtimmungen
erſt ein Jahr nach ihrer Veröffentlichung in Wirkſamkeit .
Dampfkeſſel , die bereits vor dieſem Zeitpunkte nach den

vorſtehenden Beſtimmungen gebaut und angelegt werden ,
ſind nicht zu beanſtanden .

3. Badiſches Geſetz vom 22 . Januar 1874 , die
Anlage und den Betrieb der Dampfkeſſel betr .

( Geſ. ⸗ u. VOBl . S. 123) .

Art . 1. Die Beſitzer von Dampfkeſſel⸗Anlagen oder ihre
zur Leitung des Betriebs beſtellten Vertreter ſowie die mit
der Bewartung von Dampfkeſſeln beauftragten Arbeiter ſind
verpflichtet , dafür Sorge zu tragen , daß während des Be⸗
triebs die allgemein oder bei Genehmigung der Anlage be⸗
ſonders vorgeſchriebenen Sicherheitsvorrichtungen beſtim⸗
mungsmäßig benützt , und Keſſel , die ſich nicht in gefahrloſem
Zuſtande befinden , nicht im Betriebe erhalten werden .

Art . 2. Wer den ihm nach Artikel 1 obliegenden Ver⸗
pflichtungen zuwider handelt , verfällt in eine Geldſtrafe bis
zu 600 Mk . oder eine Gefängnisſtrafe bis zu 3 Monaten .

Art . 3. Die Beſitzer von Dampfkeſſel⸗Anlagen ſind ver⸗
pflichtet , eine amtliche Reviſion des Betriebs durch Sachver⸗
ſtändige zu geſtatten , die zur Unterſuchung des Keſſels be⸗
nötigten Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereit zu ſtellen
und die Koſten der Reviſion zu tragen .

) Siehe Reichsgeſetzblatt 1890 S. 163.

V0.

des

4.

50

Dan
ber

wic
und
übe
erft

der
00
als

0
ſin.



Dampfkeſſel. 451

Die näheren Beſtimmungen über die Ausführung dieſer
Vorſchrift haben die Großh . Miniſterien des Handels und
des Innern zu erlaſſen .

4 . Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 27 . April 1910 , die Dampfnkeſſelaufſicht betr . “ )

( Geſ. ⸗ und VOBl . S. 167) .

A. Die Genehmigung der Dampfkeſſel .

Vorausſetzungen der Genehmigungspflicht .
§ 1. ( Fälle der Genehmigungspflicht )
J. Einer behördlichen Genehmigung bedarf , wer im Groß⸗

herzogtum :
1. einen feſtſtehenden Landdampfkeſſel oder einen Schiffsdampf⸗

keſſel zum Zwecke des Betriebs anlegen will ,
2. einen beweglichen Dampfkeſſel , d. h. einen Dampfkeſſel , der an

wechſelnden Betriebsſtätten benützt werden ſoll , in Betrieb
nehmen will ,

3. einen Dampffkeſſel , deſſen Anlegung oder Inbetriebnahme
bereits früher genehmigt worden iſt , nach weſentlicher Ber⸗
änderung in der Bauart oder , nachdem die Genehmigung
wegen unterlaſſenen Betriebs nach § 49 der Gewerbeordnung
erloſchen iſt , wieder in Betrieb nehmen will ,

4. einen feſtſtehenden Dampfkeſſel oder einen Schiffsdampfkeſſel ,
deſſen Anlegung oder Inbetriebnahme bereits früher genehmigt
worden iſt , nach erfolgter Anderung in der Lage oder Be⸗
ſchaffenheit der Betriebsſtätte wieder in Betrieb nehmen will .

II . Die Genehmigung iſt auch dann erforderlich , wenn der
Dampfkeſſel nicht zum Maſchinenbetriebe und nicht gewerbsmäßig
verwendet werden ſoll .

III . Von der erneuten Genehmigung befreit ſind Dampfent⸗
wickler , bei denen das Produkt aus der Heizfläche in Quadratmeter
und der Dampfſpannung in Atmoſphären Überdruck die Zahl 2 nicht
überſteigt ( Kleinkeſſel ) , welche eine Veränderung der Betriebsſtätte
erfahren .

IV. Auch die Dampfſammler und Dampfüberhitzer unterliegen
der Genehmigungspflicht , wenn zwiſchen denſelben und dem Dampf⸗
keſſel ein Abſperrorgan ſich nicht befindet , ſie ſomit dem Dampfleſſel
als dazu gehörige Beſtandteile angefügt ſind .

) ,Die Beſtimmungen über bewegliche Dampfkeſſel und Dampf⸗
ſchiffskeſſel , über den Betrieb der Dampfkeſſel und die Keſſelreviſionen
ſind nicht abgedruckt .

29
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§ 2. ( Ausnahmen von der Genehmigungspflicht . —
Anzeigepflicht . )

I. Eine behördliche Genehmigung iſt nicht erforderlich :
1. für die im § 1 Ziffer 3 der allgemeinen polizeilichen Beſtim⸗

mungen über die Anlegung von Land⸗ und Schiffsdampfleſſeln
bezeichneten Keſſel und Apparate ;

2. für die Keſſel der Eiſenbahnlokomotiven , welche auf den der Eiſen⸗
bahnbau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 1904 ( Reichs⸗
geſetzblatt Seite 388 ) unterliegenden Bahnen verwendet werden .

II . Jedoch hat derjenige , welcher einen der unter Ziffer 1 be⸗
zeichneten Apparate und Keſſel zum Zwecke des Betriebs aufſtellt
oder die Betriebsſtätte eines Kleinkeſſels wechſelt , die allgemeinen
bau⸗, feuer⸗ und geſundheitspolizeilichen Vorſchriften hierbei zu be⸗
achten und bezüglich der in 8 1 Ziffer 3Za und b der allgemeinen
polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln
und in § 1 Ziffer 3d und e der allgemeinen polizeilichen Beſtim⸗
mungen über die Anlegung von Schiffsdampfkeſſeln bezeichneten
Apparate und der Kleinkeſſel dem Bezirksamt ſpäteſtens acht Tage
nach der Aufſtellung Anzeige zu erſtatten , damit geeignetenfalls eine
techniſche Unterſuchung über das Vorliegen der in den allgemeinen
polizeilichen Beſtimmungen des Bundesrats bezeichneten Voraus⸗
ſetzungen herbeigeführt werden kann .

III

Zuſtändigkeit und Verfahren bei der Genehmigung .
Feſtſtehende Landdampfkeſſel .

§ 3 . ( Form und Inhalt des Genehmigungsantrags . )
I. Die Genehmigung zur Anlegung eines feſtſtehenden Land⸗

dampfkeſſels iſt von dem Unternehmer , welcher den Keſſel anzulegen
oder zu betreiben beabſichtigt , bei demjenigen Bezirksamt , in deſſen
Bezirk der Keſſel zum Betrieb aufgeſtellt werden ſoll , zu beantragen .
Als feſtſtehende Dampfkeſſel ſind im Sinne dieſer Vorſchrift auch die⸗
jenigen beweglichen Dampfkeſſel zu behandeln , welche an einem Be⸗
triebsort zur dauernden Benützung aufgeſtellt werden ſollen .

II. In dem Antrag iſt der vollſtändige Name , der Stand und
Wohnſitz des Unternehmers ſowie des Keſſelfertigers und das Kalender⸗
jahr der Anfertigung anzugeben .

III . Hat der Keſſel am Herſtellungsort bereits eine Bauprüfung
GC12 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung
von Dampfnkeſſeln ) und eine Waſſerdruckprobe beſtanden , ſo iſt hier⸗
über unter Vorlage der Zeugniſſe ( Anlagen II und III dieſer Ver⸗
ordnung ) ! ) Mitteilung zu machen .

IV. Handelt es ſich um die Anlegung eines bereits früher in
Betrieb geweſenen Dampfnkeſſels , ſo iſt ferner anzugeben , ob und
welchen Hauptreparaturen er bereits unterzogen worden iſt und an
welchen Orten und Betriebsſtätten er ſchon in Benützung war ; auch

Siehe Geſ. ⸗ u. VOBl . 1910 S. 192 u. 193 .
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ſind die auf einen ſolchen Dampfneſſel bezüglichen amtlichen Urkunden ,insbeſondere der frühere Genehmigungsbeſcheid und das Reviſions⸗1910 genehmigten Dampf⸗keſſel wenn tunlich der Nachweis der Materialbeſchaffenheit ( 8 21Ziffer 2 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An⸗legung von Landdampfkeſſeln) beizubringen .V. Dem Antrage ſind folgende Nachweiſungen in je dreifacherAusfertigung beizufügen :

ſind von dazu befähigten Perſonen in

I. eine Beſchreibung , aus welcher die Angaben des Fabrikſchildes611 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An⸗legung von Landdampfkeſſeln ) , die Abmeſſungen des Keſſels , dieStärke , Art und Beſchaffenheit des Bauſtoffes , die Art der Zu⸗ſammenſetzung , die Querſchnitte der Sicherheitsventile und dieArt ihrer Belaſtung, die Einrichtung von Speiſevorrichtungenund deren Leiſtung , der Speiſeventile und Speiſeleitungen , derAbſperr⸗ und Entleerungsvorrichtungen , der Feuerung mit An⸗gabe der Größe der Roſtfläche Gutreffendenfalls unter Dar⸗ſtellung der zur Bewirkung einer rauchfreien Feuerung beab⸗ſichtigten Maßnahmen und Einrichtungen ) , der Waſſerſtands⸗vorrichtungen und ihrer Anordnung , des Manometers , die be⸗abſichtigte höchſte Dampfſpannung in kg auf den qem , derBrennſtoff , mit welchem der Keſſel geheizt werden ſoll , die Artdes Gewerbebetriebs oder die ſonſtige Beſtimmung, welche demDampfkeſſel gegeben werden ſoll , zu entnehmen ſind ;2. eine Zeichnung , aus welcher die Größe der Heizfläche zu be⸗rechnen , die Art der Feuerungsanlage zu erkennen und dieHöhe des niedrigſten zuläſſigen Waſſerſtandes über den Feuer⸗zügen , die Vernietungen und die etwa vorhandenen Veran⸗kerungen und Verſteifungen , Mannlöcher und Reinigungs⸗öffnungen zu erſehen ſind;ein Lageplan , aus welchem das für die Anlegung des Keſſelsin Ausſicht genommene Grundſtück und die darauf befindlichenGewerbsanlagen und Gebäude , ferner die dieſem Grundſtückbenachbarten Liegenſchaften, Gewerbsanlagen , Gebäude , Wegeund dergleichen , auf welche der Keſſelbetrieb vorausſichtlicheine Einwirkung ausüben kann , zu erſehen , und in welchemdie Beſitzgrenzen , bei Grundſtücken auch deren Nummer unddie Namen der Eigentümer , bei Gebäuden insbeſondere auchdie Höhe angegeben ſind ;
eine Bauzeichnung des Keſſelhauſes mit Grundriß , Quer⸗ undLängsſchnitt , woraus insbeſondere auch der Standort des Keſſelsund der Standort und die Höhe des Kamines , die Lage desKeſſelhausdaches oder der Decke des Keſſelraums gegen dieobere Fläche des Keſſelgemäuers zu entnehmen iſt .VI. Die Pläne , Zeichnungen und Vervielfältigungen derſelben

einem zur Beurteilung derVerhältniſſe geeigneten Maßſtabe , welcher auf den Plänen undZeichnungen anzugeben iſt , zu fertigen . Sie ſollen auf dauerhaftem
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Material ( vergleiche die Verordnung vom 17. Mai 1905 , Geſetzes⸗ und

Verordnungsblatt Seite 306 ) und in einem zur Vereinigung mit den

Akten geeigneten Format ( in Blättern von 33 em Höhe und 21 em

Breite ) eingereicht werden und mit der Unterſchrift ſowohl des Unter⸗

nehmers als des Fertigers ſowie mit Datum verſehen ſein .
VII . Soll mit der Anlegung des Keſſels die Ausführung von

Bauten , welche der baupolizeilichen Genehmigung bedürfen , z . B. die

Herſtellung oder Anderung des Keſſelhauſes , verbunden werden , ſo

iſt hierfür ein beſonderes Baugeſuch mit den hierfür erforderlichen

Plänen und Zeichnungen und den ſtatiſchen Berechnungen für etwa

neu zu errichtende freiſtehende Kamine ( auch eiferne Kamine ) in

doppelter Fertigung unter Beachtung der Beſtimmungen der Landes⸗

bauordnung einzureichen . ! )
VIII . Für den Antrag auf Genehmigung einer beabſichtigten

weſentlichen Anderung einer bereits genehmigten Dampfkeſſelanlage
gelten obige Vorſchriften mit der Maßgabe , daß nur diejenigen Bei⸗

lagen anzufügen ſind , aus welchen die beabſichtigte Anderung voll⸗

kommen deutlich erkannt werden kann .

84 . ( Prüfung und Begutachtung des Genehmigungs⸗
antrags . )

1. Wenn das Bezirksamt Bedenken hinſichtlich der formellen
Vollſtändigkeit des Antrags und ſeiner Beilagen hat , ſo iſt , ge⸗
eignetenfalls nach Anhörung des zuſtändigen Sachverſtändigen , der

Unternehmer auf kürzeſtem Wege zur Ergänzung zu veranlaſſen .
II . Iſt gegen die Vollſtändigkeit des Geſuchs und ſeiner Bei⸗

lagen nichts zu erinnern , ſo iſt dasſelbe ſofort dem zuſtändigen Sach⸗

verſtändigen zur gutächtlichen Außerung darüber mitzuteilen , ob und

unter welchen Bedingungen die Anlegung des Dampfnkeſſels nach den

hierfür maßgebenden Beſtimmungen als zuläſſig zu erachten ſei. Ge⸗

langt das Gutachten des Sachverſtändigen zur Befürwortung des

Geſuchs , ſo iſt demſelben ein Entwurf des Genehmigungsbeſcheids
ſamt den für erforderlich erachteten Bedingungen anzuſchließen .

) Es iſt mehrfach als Übelſtand empfunden worden , daß die

baupolizeiliche Genehmigung zur Errichtung von Keſſelhäuſern erteilt
wurde , bevor die Genehmigung zur Anlegung der Dampfleſſel ſelbſt
erwirkt war . Die an die Beſchaffenheit und den Bau von Keſſel⸗
häuſern zu ſtellenden Anforderungen werden nur dann richtig erfüllt
werden können , wenn neben den vom baupolizeilichen Standpunkt
aus zu ſtellenden Forderungen auch den vom Dampfkeſſelaufſichts⸗
beamten im Intereſſe eines geordneten und ſicheren Betriebs für
erforderlich erachteten Bedingungen genügt wird . Es iſt deshalb die

baupolizeiliche Genehmigung zur Errichtung eines Keſſelhauſes erſt
gleichzeitig mit der Genehmigung zur Anlegung des Keſſels zu erteilen .

Ferner iſt bei allen Baugeſuchen , welche Neu - und Umbauten von

Keſſelhäuſern betreffen , vor Erteilung der Baugenehmigung auch der

Badiſchen Geſellſchaft zurüberwachung von Dampffkeſſeln Gelegenheit zur
Außerung zu geben ( Erl . d. Min . d. Innern vom 11. Jan. 1909 Nr. 1921 ).
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III . Wenn ſich in geſundheitlicher Beziehung Bedenken gegendie Anlegung des Keſſels ergeben , iſt ein Gutachten des Bezirksarzteszu erheben .
IV. Sollen Dampflkeſſel für mehr als 6 Atmoſphären Überdruchoder Dampfkeſſel , bei welchen das Produkt aus der Heizfläche inQuadratmeter und der Dampfſpannung in Atmoſphären Überdruckfür einen oder mehrere gleichzeitig im Betrieb befindliche Keſſel zu⸗ſammen mehr als 30 beträgt , in einer Entfernung von 8S m oderweniger ( gemeſſen von der Außenſeite der Umfaſſungswand des

Keſſelhauſes ) von der Grenze benachbarter Grundſtücke angelegtwerden , ſo iſt den betreffenden Nachbarn durch das Bezirksamt vonder beabſichtigten Anlegung Nachricht zu geben Außerdem ſind ,wenn bei der Anlegung des Keſſels die Ausführung von Bauten ,welche einer baupolizeilichen Genehmigung bedürfen , beabſichtigt iſt ,gleichzeitig die für die Behandlung von Baugeſuchen maßgebendenBeſtimmungen zu beachten .
8 5. ( Entſchließung über die Geneh migung . )I. Nach Erſtattung der Gutachten und Abſchluß der ſonſtigenVerhandlungen beſchließt das Bezirksamt , ob und unter welchen Be⸗dingungen die Genehmigung zu erteilen ſei. Dieſelbe hat gleichzeitigmit der Genehmigung des einſchlägigen Baugeſuchs zu erfolgen .II . Wenn von Beteiligten gegen die Anlegung des DampfneſſelsEinwendungen vorgebracht ſind , ſo iſt das Genehmigungsgeſuch demBezirksrat zur Entſcheidung vorzulegen , ebenſo dann , wenn der Geſuch⸗ſteller innerhalb 14 Tagen nach Empfang des die Genehmigung ver⸗ſagenden oder nur unter Bedingungen erteilenden Beſcheids desBezirksamts auf mündliche Verhandlung vor dem Bezirksrat anträgt .III . Der Entſcheidung des Bezirksamts oder Bezirksrats ſindGründe nur dann beizugeben , wenn die Genehmigung verſagt , vonDritten erhobene Einwendungen zurückgewieſen oder Bedingungenentgegen den Anträgen des Geſuchſtellers aufgenommen worden ſind.IV. über die erfolgte Genehmigung und die darin feſtgeſetztenBedingungen iſt dem Geſuchſteller eine mit dem Siegel des Bezirks⸗amts verſehene Urkunde nach Anlage I dieſer Verordnung ! ) auszu⸗ſtellen , welcher die dem Verfahren zu Grunde gelegten Beſchreibungen ,Zeichnungen und Pläne unter Einzeichnung der etwa beſchloſſenenAnderungen und Ergänzungen , die Beſcheinigungen der Bau⸗, Waſſer⸗druck⸗ und Abnahmeprüfung , mit der amtlichen Hinweiſung auf den

Genehmigungsbeſcheid verſehen und feſt verbunden , beizuheften ſind .V. Eine Abſchrift des Genehmigungsbeſcheids iſt dem zuſtändigenSachverſtändigen zu übermitteln .
Erteilung der Betriebserlaubnis nach erfolgter Genehmigung .

§ 10. ( Bei feſtſtehenden und beweglichen Ke ſſeln )I. Bevor ein neu oder erneut zu genehmigender Dampfleſſel inBetrieb genommen wird , ſind Prüfungen nach § 12 der allgemeinen

))Siehe Geſ⸗ u. VOBl . 1910 S. 191.
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polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfleſſeln
vorzunehmen und iſt zu unterſuchen , ob die Ausführung der Anlage
den Beſtimmungen der erteilten Genehmigung entſpricht .

II . Nach der letzten Zuſammenſetzung , aber vor der Einmauerung
oder Ummantelung , iſt dem zuſtändigen Sachverſtändigen zum Zwecke
der Vornahme der Bauprüfung und der Druckprobe Anzeige zu erſtatten ;
auf den vom Sachverſtändigen hierfür feſtgeſetzten Zeitpunkt iſt der

Keſſel in allen ſeinen Teilen zugänglich und zur Waſſerdruckprobe
bereit zu halten , auch hat der Keſſelbeſitzer die zur Ausführung der

Druckprobe erforderlichen Gerätſchaften ( insbeſondere Druckpumpe )
und Arbeitshilfe zur Verfügung zu ſtellen .

IIII
VI. Zum Nachweiſe , daß die Bauprüfung und Druchprobe mit

befriedigendem Erfolge ſtattgefunden hat , ſind von den hierzu er⸗

mächtigten Sachverſtändigen die Niete , mit welchen das Fabrihſchild
am Keſſel befeſtigt iſt , mit dem amtlichen Stempel ( Anlage VI dieſer Ver⸗

ordnung ) ) zu verſehen . Über die erfolgte Bauprüfung und Druckprobe
iſt je ein Prüfungszeugnis nach dem Muſter der Anlagen II und III

dieſer Verordnung ! auszuſtellen , in welchem der Stempel zum Abdruck

zu bringen iſt . Ferner hat der Sachverſtändige , nachdem ihm vom
Unternehmer die Vollendung der genehmigten Dampfnkeſſelanlage an⸗
gezeigt worden iſt , gemäß § 12 Ziffer 6 der allgemeinen polizeilichen
Beſtimmungen zu unterſuchen , ob die Anlage den Beſtimmungen der
§8 15 und 16 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen , des 813
dieſer Verordnung und den Bedingungen des Genehmigungsbeſcheids
entſpricht . Ergeben ſich bei dieſer Unterſuchung Anſtände , ſo ſind ſie
dem Unternehmer zum Zwecke der etwa erforderlichen Abänderungen
und Ergänzungen der Anlage mitzuteilen .

VII . Wenn aus der erſten oder der im Falle erfolgter Bean⸗
ſtandung vorgenommenen weiteren Unterſuchung ſich ergibt , daß die
Anlage den maßgebenden Beſtimmungen entſpricht , ſo iſt dem Unter⸗
nehmer vom Sachverſtändigen ſchriftlich durch Zwiſchenbeſcheinigung
( 8 12 Ziffer 6 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen ) die gemäß
§ 24 Abſatz 3 der Gewerbeordnung erforderliche Betriebserlaubnis
zu erteilen und ein Zeugnis über die mit befriedigendem Erfolg ſtatt⸗
gehabte Abnahmeunterſuchung nach Anlage IV dieſer Verordnung ! )
auszuſtellen .

VIII . Die Beſcheinigungen über die Bauprüfung , die Waſſer⸗
druckprobe und die Abnahmeunterſuchung ſind durch das Bezirksamt
der den Sachverſtändigen der Genehmigungsurkunde feſt verbunden
beizuheften .

IX. Der Keſſel darf erſt in Betrieb genommen werden , nach⸗
dem der Sachverſtändige dem Dampfkeſſelbeſitzer die Zwiſchenbe⸗
ſcheinigung ausgehändigt und die etwa erforderliche baupolizeiliche
Abnahme der Bauten ſtattgefunden und zu keinem Bedenken Anlaß
gegeben hat .

i ) Siehe Geſ. ⸗ u. VOBl . 1910 S. 197, 192, 193, 194.
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B. Die Beſchaffenheit , Ausrüſtung und Aufſtellung
der Dampfkeſſel .

Die Beſchaffenheit und Ausrüſtung der Dampfkeſſel .
§ 12. Hinſichtlich der Beſchaffenheit und der Ausrüſtung der

Dampfkeſſel ſind neben den 88 2 bis 11 der allgemeinen polizei⸗lichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfneſſeln und
Schiffsdampfkeſſeln noch folgende Vorſchriften maßgebend :

I. Die Feuerzüge und das Keſſelinnere müſſen , ſofern es die Bau⸗
art des Keſſels zuläßt , eine zum Befahren und zur gründ⸗
lichen Reinigung genügende Weite erhalten .

Die Feuerungen und die Kamine der Dampfnkeſſel ſollen
ſo eingerichtet ſein , daß die Verbrennung möglichſt rauchfrei
ſtattfindet und daß Beſchädigungen und erhebliche Beläſtigungender Beſitzer und Bewohner von benachbarten Grundſtücken
durch Ruß , Rauch , Funkenwerfen und dergleichen tunlichſtvermieden werden . In allen Fällen , wo es mit Rückſicht aufdie Lage des Aufſtellungsorts und die Verhältniſſe der Nach⸗
barſchaft als angezeigt und nach der Art des Keſſels und ſeiner
Zweckbeſtimmung als durchführbar erſcheint , iſt der Unter⸗
nehmer — auch nachträglich — zur Beſeitigung der Mißſtände
durch Erhöhung des Kamins , Anwendung rauchverhütender
Feuerungseinrichtungen und Benützung eines ohne mernkliche
Rauchentwicklung verbrennenden Stoffes verpflichtet .

Bewegliche Keſſel müſſen ſtets mit einer wirkſamen , behörd⸗
lich anerkannten Einrichtung zur Verhütung des Funkenaus⸗
wurfes verſehen ſein und einen durch eine Klappe verſchließ⸗baren Aſchenfall beſitzen .

Soweit die Bauart oder die Betriebsweiſe des Keſſels es
geſtatten , ſoll ein Aſchenkaſten angebracht werden , der , ſo lange
ſich glühender Brennſtoff auf dem Roſte befindet , mit Waſſer
gefüllt zu halten iſt .

2. Bei feſtſtehenden Dampfkeſſeln kann der Flanſch die für be⸗
wegliche Keſſel vorgeſchriebene Form ( § 14 der allgemeinen
polizeilichen Beſtimmungen ) erhalten .

Die Aufſtellung der Dampfneſſel .
§ 13. ( Die Aufſtellung feſtſtehender Keſſel . )I. Bei der Aufſtellung feſtſtehender Keſſel , wozu auch die an einer

Betriebsſtätte zu dauernder Benützung aufgeſtellten beweglichen Keſſel
gehören , ſind neben den 88 15 und 16 der allgemeinen polizeilichen
Beſtimmungen des Bundesrats über die Anlegung von Landdampf⸗
keſſeln noch folgende Vorſchriften maßgebend :

Dampffeſſel , welche für mehr als ſechs Atmoſphären überdruck
beſtimmt ſind , und ſolche , bei welchen das Produkt aus der Heiz⸗
fläche in Quadratmeter und der Dampfſpannung in Atmoſphären
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Überdruck für einen oder mehrere gleichzeitig im Betrieb befindliche
Keſſel zuſammen mehr als dreißig beträgt , ſollen in der Regel in be⸗

ſonderen Keſſelhäuſern aufgeſtellt werden , welche den nachſtehenden
Bedingungen zu entſprechen haben :

1

25

3.

10.

Das Dach des Keſſelhauſes iſt tunlichſt leicht herzuſtellen und
mit feuerſicherem Material zu decken .
Das Keſſelhaus muß hell , geräumig und mit wirkſamen Lüf⸗
tungseinrichtungen verſehen ſein .
Die Türen des Keſſelhauſes müſſen nach außen aufſchlagen
und ſo eingerichtet ſein , daß ſie ſich durch einen leichten Druck von
innen öffnen laſſen . Wenn nur eine Türe vorhanden iſt , muß
ſie in unmittelbarer Nähe des Heizerſtandes liegen . Ein zweiter ,
jederzeit freier Rückzugsweg iſt vorzuſehen .

Jeder mit dem Keſſelhaus in Verbindung ſtehende Nachbar⸗
raum muß einen leicht zu öffnenden Notausgang haben .

Das Keſſelhaus iſt von allen nicht zum Keſſelbetriebe gehören⸗
den Gegenſtänden , welche durch ihre Lage oder die Art der

Aufſtellung den Betrieb erſchweren oder gefährden können ,
freizuhalten .

Rohrleitungen ſind über der Keſſeldecke derart zu verlegen , daß
die Bedienung der ſämtlichen dort befindlichen Apparate von
einer Seite aus und unbehindert geſchehen kann .

. Die freien Seiten der Keſſelabdeckung ſind mit einem Eiſenge⸗
länder einzufaſſen . Zur Beſteigung des Keſſels iſt eine mit
Handleiſten verſehene eiſerne Leiter oder Treppe feſt anzubringen .

Brennbare Bauteile müſſen von eiſernen Kaminen mindeſtens
0,3 m entfernt bleiben .

„ An das Keſſelmauerwerk anſchließend dürfen keine brennbaren
Gegenſtände gelagert werden .
In unmittelbarer Nähe des Keſſelraumes muß ſich eine Zapf⸗
ſtelle für Trinkwaſſer und ein Abort befinden , auch iſt dem
Heizer eine Waſcheinrichtung , ein Kleiderbehälter , ein Tiſch
und eine Bank zur Verfügung zu ſtellen .

II . Bei Kleinkeſſeln ſind nach Lage der Verhältniſſe Einſchrän⸗
kungen der unter 1 bis 10 erwähnten Bedingungen zuläſſig .

III . Im übrigen ſind hinſichtlich der Herſtellung der Keſſelräum⸗
lichkeiten , der Feuerungen und der Kamine , ſowie hinſichtlich der den
Dampfkeſſeln von Nachbargrundſtücken zu gebenden Entfernung die
Beſtimmungen der Landesbauordnung und der ortspolizeilichen Vor⸗
ſchriften zu beachten .

E. Schlußbeſtimmungen .
§ 30. ( Geſtattung von Ausnahmen . ) Ausnahmen von

den allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen des Bundesrats vom
17. Dezember 1908 und von den Vorſchriften in den Abſchnitten B
und O dieſer Verordnung können nur vom Miniſterium des Innern
zugelaſſen werden .
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Geräuſchvolle Anlagen .

) Geräuſchvolle Anlagen .
1. Reichsgewerbeordnung .

§ 27 . Die Errichtung oder Verlegung ſolcher Anlagen ,
deren Betrieb mit ungewöhnlichem Geräuſch verbunden iſt ,
muß , ſofern ſie nicht ſchon nach den Vorſchriften der 88 16
bis 25 der Genehmigung bedarf , der Ortspolizeibehörde
angezeigt werden . Letztere hat , wenn in der Nähe der
gewählten Betriebsſtätte Kirchen , Schulen ) oder andere öffent⸗
liche Gebäude , Krankenhäuſer oder Heilanſtalten vorhanden
ſind , deren beſtimmungsmäßige Benutzung durch den Ge⸗
werbebetrieb auf dieſer Stelle eine erhebliche Störung erleiden
würde , die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde
darüber einzuholen , ob die Ausübung des Gewerbes an der
gewählten Betriebsſtätte zu unterſagen oder nur unter Be⸗
dingungen zu geſtatten ſei .

2. Badiſche Vollzugsverordnung zur Gewerbe⸗
ordnung vom 23 . Dezember 1883 .

( Geſ . und VOBl . S. 357. )
§ 28 . ( Vorausſetzungen und Form der An —

zeige . ) Wer eine Anlage errichten oder verlegen will , deren
Betrieb mit ungewöhnlichem Geräuſch verbunden iſt , oder
wer in einer beſtehenden Anlage einen mit ſolchem Geräuſch
verbundenen Betrieb eröffnen will , muß gemäß § 27 der
Gewerbeordnung ſein Vorhaben der Ortspolizeibehörde
( Bürgermeiſter bezw . Bezirksamt ) der Gemeinde , in deren
Gemarkung die Anlage zu liegen kommen ſoll , anzeigen .

Derartigen Anlagen ſind insbeſondere auch die Vor⸗
richtungen beizurechnen , durch welche größere Mengen von
Holz , Steinen , Metallen oder anderen harten Stoffen zer⸗
ſägt , zerſchnitten , zerſchlagen , zerſtampft oder gehämmert
werden ſollen .

Der Anzeige ſind in doppelter Ausfertigung die Nach⸗
weiſungen beizufügen , welche zur Beurteilung der Art und

) Auch Privatſchulen ( Reichsgericht vom 11. Januar 1906 ,
Entſch . in Zivilſachen Bd. 62 S. 278 , Blätter für adminiſtrative
Praxis 1907 Bd. 57 S. 139) .
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des Gangs des Betriebs und der durch das Geräuſch ver⸗

urſachten Einwirkungen auf die Umgebung erforderlich ſind ,
alſo insbeſondere eine Beſchreibung ſamt Bauplan und

Situationszeichnung , aus welchen
1. die Größe des für den Betrieb gewählten Grundſtücks

und der anſtoßenden oder ſonſt im Bereiche des Ge⸗

räuſchs gelegenen Grundſtücke , Gebäude und Anlagen
unter Angabe der Entfernungen ,

2. die Lage , Ausdehnung und Bauart der Betriebsſtätte ,
der Ort der Aufſtellung der das Geräuſch verurſachen⸗
den Werkzeuge und Maſchinen , die Betriebszeiten , die

Konſtruktion und die Betriebsweiſe zu entnehmen ſind .

§ 29 . ( Erſatz für die Anzeige ) . Die in § 28

vorgeſchriebene Anzeige eines geräuſchvollen Betriebs wird

durch die Anzeige vom Anfange eines ſelbſtändigen Gewerbe⸗
betriebs ( § 14 der Gewerbeordnung ) und durch die in bau⸗

polizeilicher Hinſicht zu erſtattende Vorlage nicht erſetzt , viel⸗

mehr iſt auch in den Fällen , wo eine baupolizeiliche Ge⸗

nehmigung loder Anzeigel erforderlich iſt ( §8 50 ff. der Bau⸗

polizeiverordnung vom 5. Mai 1869 ) ) , wegen des mit un⸗

gewöhnlichem Geräuſche verbundenen Betriebs eine geſon⸗
derte Anzeige an die Ortspolizeibehörde zu erſtatten .

Bedarf die Anlage , deren Betrieb mit ungewöhnlichem
Geräuſch verbunden iſt , ſchon nach den Vorſchriften der

§ 8 16 25 der Gewerbeordnung der gewerbepolizeilichen
Genehmigung , ſo fällt die beſondere Anzeige nach § 28 dieſer
Verordnung weg , es ſind aber dem nach § 8 16 ff. der Ge⸗

werbeordnung und §8 10 ff. dieſer Verordnung anzubringen⸗
den Geſuche in ſinngemäßer Anwendung des § 28 auch die

Nachweiſungen anzufügen , welche zur Beurteilung des un⸗
gewöhnlichen Geräuſchs erforderlich ſind .

§ 30 . ( Vorläufige Prüfung . ) Der Bürgermeiſter
hat die nach § 28 dieſer Verordnung erſtattete Anzeige ſamt
den Nachweiſungen dem Bezirkamte ungeſäumt vorzulegen
und dabei anzugeben , ob in der Nähe der gewählten Be⸗

triebsſtätte Kirchen , Schulen oder andere öffentliche Gebäude ,

) Nunmehr §8 123 ff. der LBO . vom 1. Sept . 1907 .
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Krankenhäuſer oder Heilanſtalten vorhanden ſind . Letzteren⸗falls iſt eine berichtliche Außerung des Gemeinderats überdie Frage beizufügen , ob Grund zu der Annahme vorliege ,daß die beſtimmungsgemäßeBenützung dieſer Gebäude und
Anſtalten durch den Gewerbebetrieb auf dieſer Stelle eine
erhebliche Störung erleiden würde .
Wo das Bezirksamt die Ortspolizei verwaltet , iſt die
Außerung des Gemeinderats unmittelbar durch das Bezirks⸗amt zu erheben .

§ 31 . Entſchließung über die Geſtattung der
Anlage . ) Liegt nach dem Ergebnis der Vorlage die Be⸗
fürchtung einer ſolchen Störung vor , ſo hat das Bezirksamtunter Anhörung des Unternehmers und der Beſitzer der be⸗
teiligten Anſtalten , ſowie unter Vernehmung der zuſtändigentechniſchen Behörde oder ſonſt geeigneter Sachverſtändigervorbereitende Erhebungen über die obwaltenden tatſächlichenVerhältniſſe zu machen , und ſofern nicht nach dem Ergebnisder letzteren von vornherein die befürchteten Störungen als
ausgeſchloſſen erſcheinen oder der Unternehmer auf die Er⸗
richtung der Anlage verzichtet , eine Entſcheidung des Bezirks⸗rats als Verwaltungsbehörde darüber herbeizuführen , ob
gemäß §8 27 der Gewerbeordnung die Ausübung des Ge⸗
werbes an der gewählten Betriebsſtätte zu unterſagen oder
nur unter Bedingungen zu geſtatten ſei .

Hinſichtlich des Verfahrens bei der Vorbereitung und
Erlaſſung der Entſchließung und beim Rekurſe ſind die Be⸗
ſtimmungen der § 8 18 bis 21 dieſer Verordnung ſinngemäßanzuwenden .

In dringenden Fällen kann das Bezirksamt ſchon vor
Erlaſſung der bezirksrätlichen Entſcheidung den Betrieb einer
geräuſchvollen Anlage nach § 30 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs
ganz oder teilweiſe vorläufig einſtellen .
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m) Privatkranken⸗ , Irren - ,Entbindungsanſtalten ,
Wirtſchaften und Singſpielhallen .

1. Reichsgewerbeordnung .
§ 30 . Unternehmer von Privat - Kranken⸗ , Privat⸗Ent⸗

bindungs⸗ und Privat - ⸗Irrenanſtalten bedürfen einer Kon⸗

zeſſion der höheren Verwaltungsbehörde . Die Konzeſſion

iſt nur dann zu verſagen :
a) wenn Tatſachen vorliegen , welche die Unzuverläſſigkeit

des Unternehmers in Beziehung auf die Leitung oder

Verwaltung der Anſtalt dartun ;

b) wenn nach den von dem Unternehmer einzureichenden
Beſchreibungen und Plänen die baulichen und die

ſonſtigen techniſchen Einrichtungen der Anſtalt den

geſundheitspolizeilichen Anforderungen nicht ent⸗

ſprechen ) ;
c) wenn die Anſtalt nur in einem Teile eines auch von

anderen Perſonen bewohnten Gebäudes untergebracht
werden ſoll und durch ihren Betrieb für die Mit⸗

bewohner dieſes Gebäudes erhebliche Nachteile oder

Gefahren hervorrufen kann ;

d) wenn die Anſtalt zur Aufnahme von Perſonen mit an⸗

ſteckenden Krankheiten oder von Geiſteskranken be⸗

ſtimmt iſt und durch ihre örtliche Lage für die Beſitzer
oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke erhebliche
Nachteile oder Gefahren hervorrufen kann .

Vor Erteilung der Konzeſſion ſind über die Fragen zu
ound d die Ortspolizei⸗ und die Gemeindebehörden zu hören .

Hebammen bedürfen eines Prüfungszeugniſſes der nach
den Landesgeſetzen zuſtändigen Behörde .

§335 ) . Wer Gaſtwirtſchaft , Schankwirtſchaft oder Klein⸗

handel mit Branntwein oder Spiritus betreiben will , bedarf
dazu der Erlaubnis ) .

) Die Konzeſſion erteilt der Bezirksrat ; der Genehmigungs⸗
antrag iſt beim Bezirksamt zu ſtellen .

2) Faſſung des Notgeſetzes vom 24. Febr . 1923 Artikel 1 8 1

( RGGBl. 1923 S. 147) .
3) Die Konzeſſion erteilt der Bezirksrat ; das Geſuch iſt beim

Gemeinde⸗ ( Stadt⸗ ) rat der Gemeinde , wo das Geſchäft betrieben werden
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Wirtſchaften .

Die Erlaubnis darf nur erteilt werden , wenn ein Be⸗
dürfnis nachgewieſen iſt .

Im übrigen iſt die Erlaubnis nur dann zu verſagen ,1. wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen , daß der
Antragſteller die für den Gewerbebetrieb erforderlicheZuverläſſigkeit nicht beſitzt , insbeſondere dem Trunke
ergeben iſt oder das Gewerbe zur Förderung der
Schlemmerei , der Völlerei , des verbotenen Spieles ,der Hehlerei , unlauterer Handelsgeſchäfte oder der Un⸗
ſittlichkeit oder zur Ausbeutung Unerfahrener , Leicht⸗ſinniger oder Willensſchwacher, zur ſittlichen oder geſund⸗
heitlichen Schädigung Jugendlicher oder zum Vertriebe
geſundheitsſchädlicher , verfälſchter oder verdorbener
Nahrungs - oder Genußmittel mißbrauchen werde ;2. wenn die zum Betriebe des Gewerbes beſtimmtenRäumlichkeiten wegen ihrer Beſchaffenheit oder Lageden polizeilichen Anforderungen nicht genügen;3. wenn die Verwendung der Räume für den Betriebdem öffentlichen Intereſſe widerſpricht .

Vor Erteilung der Erlaubnis iſt die Ortspolizei⸗ und die
Gemeindebehörde gutachtlich zu hören .

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Vereine ,welche den gemeinſchaftlichen Einkauf von Lebens⸗ und Wirt⸗
ſchaftsbedürfniſſen im Großen und deren Abſatz im Kleinen
zum ausſchließlichen oder hauptſächlichen Zwecke haben , ein⸗

ſoll , einzureichen . Pläne ſind nur beizulegen , wenn das Lokal bishernicht für Wirtſchaftszwecke benutzt wurde , oder weſentliche Verände⸗rungen erleiden ſoll ( 88 42 u. f. der Vollzugsverordnung zur Gewerbe⸗ordnung , Geſ⸗ und BOBl . 1883 S. 357) . Allgemeine Vorſchriftenüber die Einrichtungen beſtehen nicht ; doch ſind für eine Reihe vonAmtsbezirken , namentlich unter Beachtung der geſundheitlichen Inter⸗eſſen , vom Bezirksrat in Form von allgemeinen Normativen dieMindeſtanforderungen feſtgeſtellt worden , welche hinſichtlich der Größe ,Höhe , Ventilation der Wirtſchaftszimmer , der Lichtfläche der Fenſter ,der Einrichtung der Aborte , der Treppen , des Hofraums zu ſtellenſind . Das Miniſterium hat hierwegen auf das unter 4 Geite 482 )abgedruckte Zirkular des preußiſchen Miniſters des Innern vom26. Aug . 1886 (1. März 1890 ) hingewieſen . Vgl . auch §8 46, 71und 109 Abſ . 2 Ziff . 29 der LB0 .
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ſchließlich der bereits beſtehenden , auch dann Anwendung ,
wenn der Betrieb auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt iſt .

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf ge⸗

ſchloſſene Geſellſchaften Klubs uſw . ) und andere Vereine ein⸗

ſchließlich der bereits beſtehenden ſelbſt dann Anwendung,
wenn der Betrieb auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt

iſt . Die Erlaubnis an die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes

Geſetzes ! ) beſtehenden Vereine und Geſellſchaften darf nur

verſagt werden , wenn die Vorausſetzungen des Abſ . 3

Ziffer 1 bis 3 gegeben ſind ; dieſe Ausnahme findet nicht ſtatt ,

wenn es ſich um Vereine und Geſellſchaften handelt , in denen

dem Glücksſpiel , wenn auch in verſchleierter Form , obge⸗

legen wird .

Anmerkung . Bei Errichtung neuer gewerblicher Küchen⸗
anlagen , ſowie bei dem Umbau und der Erweiterung beſtehender
Anlagen iſt nach Erl . d. Min , d. Innern vom 4. Juli 1901 Nr. 21436

auf die Beachtung folgender Punkte hinzuwirken :
1. Die Küchenräume ſollen gegen Räume , welche anderen Zwecken

dienen , tunlichſt durch abſchließbare Türen getrennt ſein ;
2. die Küchenräume ſollen tunlichſt eine Höhe von 3 m, Neben⸗

räume zur Aufbewahrung der Eßwaren tunlichſt eine ſolche
von mindeſtens 2,70 m haben ;

3. Küchenräume ſollen mit Fenſtern verſchließbar ſein , welche nach

Zahl und Größe ausreichen , um für alle Arbeitsſtellen bei

Tage ohne künſtliche Beleuchtung hinreichendes Licht zu ge⸗
währen . Die Fenſter ſollen ſo eingerichtet ſein , daß ſie einen

ausreichenden Luftwechſel und bei Feuersgefahr eine Rettung
der Arbeiter ermöglichen ;

4. die Küchenräume ſollen einen feſten , ebenen und dichten Fuß⸗
boden , die Wände und Decken einen guten Anſtrich von

Farbe haben , welcher mindeſtens alle 2 Jahre zu erneuern iſt :
5. die Zahl der in einem Küchenraum beſchäftigten Perſonen ſoll

ſo berechnet werden , daß auf jede Perſon mindeſtens 10 ebm

Luft entfallen ;
6. die Temperatur in den Küchenräumen ſoll 35 “ C nicht über⸗

ſteigen . In jedem Raum iſt ein Thermometer anzubringen ;
7. in den Küchenräumen ſollen Sitzgelegenheiten für die dort

Beſchäftigten vorhanden ſein ;
8. in jedem Küchenraum iſt ein mit Waſſer gefüllter Spucknapf

aufzuſtellen , welcher täglich gereinigt werden muß ;
9. ſämtliche Küchenräume ſollen täglich mindeſtens eine halbe

Stunde lang gelüftet , der Fußboden täglich gereinigt werden ;

i) 27. Febr . 1923 ( Art . VII des Notgeſetzes v. 24. Febr . 1923 ) .
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10. in der Nähe der Arbeitsräume ſoll ein für die Zahl der be⸗ſchäftigten Arbeiter ausreichend großer Ankleide - und Waſch⸗raum eingerichtet werden . Dieſer Raum ſoll von den Arbeits⸗räumen aus zugfrei erreicht und im Winter geheizt werdenkönnen . In dem Raum ſind Waſſer , Seife und Handtücherbereit zu halten , auch ſind dort Kleiderhaken anzubringen ;11. die Bedürfnisanſtalten ſollen nicht in direkter Verbindungmit den Arbeitsräumen ſtehen , müſſen aber ſo gelegen ſein ,daß ſie ohne Verletzung des Anſtands und ohne Schaden fürdie Geſundheit zu erreichen ſind
Mit Erlaß vom 14. Juli 1911 Nr . 30177 hat das Min .d. Innern angeordnet , daß künftig bei Neuerrichtung oder weſent⸗licher Anderung von gewerblichen Küchen ſinngemäß nach § 141 Abſ . 4der VollzVO . z. Gewerbeordnung zu verfahren iſt .
§ 33a . Wer gewerbsmäßig Singſpiele , Geſangs⸗ und

deklamatoriſche Vorträge , Schauſtellungen von Perſonen oder
theatraliſche Vorſtellungen , ohne daß ein höheres Intereſſeder Kunſt oder Wiſſenſchaft dabei obwaltet , in ſeinen Wirt⸗
ſchafts - oder ſonſtigen Räumen öffentlich veranſtalten oder zuderen öffentlicher Veranſtaltung ſeine Räume benutzen laſſen
will , bedarf zum Betriebe dieſes Gewerbes der Erlaubnis !
ohne Rückſicht auf die etwa bereits erwirkte Erlaubnis zumBetriebe des Gewerbes als Schauſpielunternehmer.

Die Erlaubnis iſt nur dann zu verſagen :
1. wenn gegen den Nachſuchenden Tatſachen vorliegen ,

welche die Annahme rechtfertigen , daß die beabſichtigten
Veranſtaltungen den Geſetzen oder guten Sitten zu⸗
widerlaufen werden ;

2. wenn das zum Betriebe des Gewerbes beſtimmte Lokal
wegen ſeiner Beſchaffenheit oder Lage den polizeilichen
Anforderungen nicht genügt ;

3. wenn der den Verhältniſſen des Gemeindebezirks ent⸗
ſprechenden Anzahl von Perſonen die Erlaubnis bereits
erteilt iſt .

Aus den unter Ziffer 1 angeführten Gründen kann die
Erlaubnis zurückgenommen und Perſonen , welche vor dem
Inkrafttreten diefes Geſetzes den Gewerbebetrieb begonnen
haben, derſelbe unterſagt werden .

Das Genehmigungsverfahren iſt wie bei Wirtſchaftsgeſuchen ;wegen der im Intereſſe der Beſundheit , Sicherheit ꝛc. an ſolche Lokale zuſtellenden Anforderungen vgl . § 71 der LBO . und Anmerkungen hierzu .
Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 30
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2. Verordnung des Miniſteriums des Innern

vom 15 . Juni 1898 , Anlage , Bau und Einrichtung
von öffentlichen und Privat⸗Kranken⸗ , Entbin⸗

dungs⸗ und Irren⸗Anſtalten betreffend .

(Geſ. : - und VOBl . S. 343. ) — Auszug ! ) —.

Nach Anhörung des Landesgeſundheitsrats werden

anmit für die Anlage , den Bau und die Einrichtung von

öffentlichen und Privat⸗Kranken⸗ , Entbindungs⸗ und Irren⸗

Anſtalten nachſtehende Vorſchriften erlaſſen :

I.
§ 1. Die Lage einer Krankenanſtalt muß eine möglichſt

freie , ruhige , geſunde ſein und reichlich Luft und Licht dar⸗

bieten . Die Anſtalt ſoll ſich nicht zu nahe bei anderen und

namentlich nicht zwiſchen überragenden Häuſern befinden ,
nicht in einer engen , unruhigen Straße liegen und hinlänglich
entfernt von Betrieben ſein , welche geeignet ſind , den Zweck
der Anſtalt zu beeinträchtigen .

Der Unter⸗ ( Bau⸗ ) Grund muß trocken ſein .

§S 2. Für vollſtändigen Ablauf des Abwaſſers muß
hinlänglich Vorſorge getroffen ſein .

§ 3. Stehendes Waſſer darf nicht in der Nähe der

Anſtalt vorhanden ſein .

§ 4. Die Krankengebäude ſollen unterkellert ſein . Der

Boden des Kellers muß über den höchſten bekannten Grund⸗

waſſerſtand zu liegen kommen . Iſt dies ausnahmsweiſe
nicht möglich , ſo muß der Keller gegen das Eindringen des

Grundwaſſers hinreichend geſchützt ſein .
Räume , deren Fußboden unterhalb der äußeren Erd⸗

oberfläche liegen , dürfen nur im Notfalle und nur vorüber⸗

gehend mit Kranken belegt werden , wenn der Boden des

Untergeſchoſſes nicht tiefer als 1m unter der äußeren Erd⸗

oberfläche liegt .

) Es ſind nur die für die baulichen Fragen in Betracht kom⸗
menden Beſtimmungen der Verordnung abgedruchkt .
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8 5. Die Krankengebäude müſſen untereinander undvon den Gebäuden der Nachbarſchaft bei einander zuge⸗kehrten Fenſtern mindeſtens 20 m Abſtand haben . Sonſtgenügt der Abſtand von 10 m.

8 6. Vor den Fenſtern der Krankenzimmer muß min⸗
deſtens ein ſolcher Freiraum verbleiben , daß der Dachfirſt
gegenüberliegender Gebäude nicht über eine Luftlinie hinaus⸗
geht , welche von der Frontwand aus mit dem Boden des
Krankenzimmers einen Neigungswinkel von 30 Grad bildet .

Wenn die Fenſter der Krankenzimmer benachbarten ,nicht zur Anſtalt gehörigen Grundſtücken gegenüberliegen,ſo ſind an der Grenze dieſer Grundſtücke Gebäude von der
größten , nach der örtlichen Bauordnung zuläſſigen Höhe auchdann als vorhanden anzunehmen , wenn die Grenzen unbe⸗
baut oder nicht bis zur zuläſſigen Höhe bebaut ſind .

Für kleinere Anſtalten mit nicht mehr als 10 Betten
kann ein Neigungswinkel bis zu 45 Grad zugelaſſen werden .

§ 7 . Die Gänge müſſen mindeſtens 1,80 m breit ſein.Mittelgänge ſind nur in kleineren Krankenanſtalten und
nur unter der Bedingung zuläſſig , daß ſie reichliches Lichtunmittelbar von außen erhalten und gut lüftbar ſind .

§ 8. Die Treppen ſollen feuerſicher und mindeſtens
1,30 m breit ſein ; die Stufen mindeſtens 28 em Auftritts⸗
breite und höchſtens 16 em Steigung haben .

Die Treppenhäuſer müſſen Luft und Licht unmittelbar
von außen erhalten .

§ 9. Die Krankenzimmer und alle von den Kranken
benützten Nebenräume , Flure , Gänge und Treppen müſſen
mit möglichſt nahe an die Decke reichenden Fenſtern ver⸗
ſehen ſein .

§ 10 . Die Fenſter⸗(Licht⸗) Fläche in Krankenzimmern
ſoll mindeſtens 1,5 qm auf jedes Bett und die Höhe des
Krankenzimmers mindeſtens 3,5 m betragen .

§ 11 . Für jedes Bett ( Lagerſtelle ) iſt in Zimmern für
mehrere Kranke ein Luftraum von 35 ebm bei Rundeſtens
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7,5 qm Bodenfläche anzufordern . Bei kleineren Spitälern
kann auf 26 ebm herabgegangen werden . Bei Einzelzimmern
iſt für je ein Bett ein Luftraum von 45 ebm zu verlangen .

S 12 . In allen Krankenanſtalten müſſen männliche und

weibliche Kranke in getrennten Räumen , in größeren Anſtalten
in getrennten Abteilungen untergebracht werden .

Für Perſonen , welche an anſteckenden Kranhheitenleiden ,
ſind beſondere Abſonderungsräume in einem eigenen Gebäude

vorzuſehen .

§ 13 . Für Krankenanſtalten , in welchen chirurgiſche
Operationen in Ausſicht ſtehen , iſt ein eigenes gut beleuchtetes
Operationszimmer mit einem kleinen für Inſtrumente und

Verbandſtoffe geeigneten Aufbewahrungsraum herzuſtellen .

§ 14 . Jede Krankenanſtalt muß einen Baderaum

beſitzen.
5

§8 15 . In jedem größeren Spitale iſt ein geeigneter Des⸗

infektionsapparat aufzuſtellen , ſofern nicht eine Desinfektions⸗
anſtalt im Orte ſelbſt oder in deſſen Nachbarſchaft zur Ver⸗

fügung ſteht .

§ 16 . Für jede Krankenanſtalt iſt eine Leichenkammer
außerhalb des Hauptgebäudes zu erſtellen . Dieſelbe kann
mit den Abſonderungsräumen für anſteckende Krankheiten
und der Waſchküche verbunden werden .

§ 17 . Die Anlage der Aborte iſt ſo zu erſtellen , daß ſie
nicht benachteiligend auf die Luft des Krankenhauſes ein⸗
wirkt . Dabei ſind die Beſtimmungen des [ §1 der Verord⸗

nung vom 27 . Juni 1874 , bezw . vom 10 . Nov . 1896 , die

Sicherung der öffentlichen Geſundheit und Reinlichkeit be⸗

treffend ] !) zu beachten .

II .

Für die Beſchaffung und Einrichtung von Abſonde⸗
rungsräumen beim Mangel einer Krankenanſtalt — ver⸗
gleiche §82 Abſatz 2 der Verordnung vom 8. Dezember 1894 ,

) Jetzt der 88 45 —48 der LBO . vom 1. September 1907 .

Naß
Jahe
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Maßregeln gegen Diphtherie oder Scharlach betreffend —iſtFolgendes zu beachten :
1. Das Gebäude , in welchem Räume zu dem Abſonde⸗derungszweck beſtimmt werden , ſoll , wenn möglich,unbewohnt und möglichſt entfernt von anderen bewohn⸗ten Häuſern , ſowie reinlich gehalten ſein , geſunde Lageund trockenen Untergrund haben .

Keinenfalls dürfen Kinder in dem Gebäude ſichaufhalten oder zu den Krankenräumen zugelaſſenwerden .
2. N Bezug auf Zahl und Größe der Räume iſt daraufzu halten , daß jedem Krankenbett ein Raum von inzuſtelen der Regel 25 cbm , keinenfalls unter 20 cbm entſpricht ,

*
ſowie, daß eine Trennung der aufzunehmenden überderaun zehn Jahre alten Kranken nach Geſchlechtern durchge⸗führt werden kann .

terDes⸗ 3. Die Räume müſſen hinlänglich beleuchtet und gut zuiktions⸗ lüften , in kalter Jahreszeit muß Heizungseinrichtungzur Le⸗ vorhanden ſein .
4. Außer den Krankenräumen muß ein geeigneter Raum

* zur Unterbringung von Pflegperſonal verfügbar ſein ,1 . ebenſo , wenn äußerſt möglich , eine Küche ( Teeküche) .nibein 5. Die Abortanlage darf nicht benachteiligend auf die
a

Krankenräume einwirken .
6. bis 10 :

III .
In Bezug auf die Beſchaffenheit und Einrichtung derzum Betrieb einer Priv atentbindungsanſtaltbeſtimmten Räumlichkeiten gelten noch folgende beſondereBeſtimmungen :

1. Die zur Aufnahme von Wöchnerinnen beſtimmtenZimmer ſollen nicht zu ebener Erde ( im erſten Stoch) ,ſondern mindeſtens eine Treppe hoch liegen , von den
1610 übrigen Wohnzimmern des Hauſes möglichſt getrennt5 und abgeſchloſſen ſein .
1 2. Jedes zur Aufnahme von Wöchnerinnen beſtimmteZimmer ſoll mindeſtens eine Höhe von 3,5 m und für100„ das Bett einen Luftraum von mindeſtens 40 ebm haben .
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In beſtehenden Häuſern kann auf eine Höhe von

3 m herabgegangen werden .

3. Der Boden des Zimmers muß gut gearbeitet ſein und

darf keine Lücken und Vertiefungen aufweiſen .
4. Die Zimmer müſſen vor dem Eindringen der Küchen⸗

gerüche oder anderer übelriechenden Ausdünſtungen ,

auch vom Abtritt her , geſchützt ſein .
5. Im gleichen Hauſe darf kein mit Lärmen oder läſtigen

Ausdünſtungen verbundener Betrieb ſtattfinden .
6i
8. Das Zimmer muß heizbar und mit dem nötigen Mobiliar

verſehen ſein .

IV .

Bei Privat⸗Irrenanſtalten ſind noch folgende
Bedingungen zu erfüllen :

bisßE

5. Die Größe des Luftraums in den Schlafzimmern der⸗

jenigen Kranken , welche Tagräume benützen , darf für
Kopf und Bett nicht unter 25 obm betragen ; bei

Kranken unter 14 Jahren genügen 15 ebm .

6. Für diejenigen Kranken , welche keine Tagräume be⸗

nützen können , muß auf Kopf und Bett ein Luftraum
von mindeſtens 35 cbm , bei Perſonen unter vierzehn
Jahren von mindeſtens 25 ‚bm kommen .

3. Richtlinien des Badiſchen Miniſteriums des

Innern über den Bau von Krankenhäuſern .

a) Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 10. No⸗
vember 1922 Nr . 108 175 für den Bau von Krankenhäuſern
nachſtehende Richtlinien herausgegeben :

1. An die Bearbeitung des Bauentwurfs für ein Krankenhaus
kann man erſt dann herantreten , wenn die Vorbedingungen in Form
eines bis in die Einzelheiten genau ausgearbeiteten Pro⸗
gramms vorliegen . Dieſes feſtzuſtellen , iſt zunächſt Aufgabe des
Arztes , des Architekten und bei größeren Bauanlagen gegebenenfalls
des Verwaltungsbeamten ; nur dadurch kommen ſchon in dieſem Zeit⸗
punkt die geſundheitlichen , techniſchen , architektoniſchen , finanziellen
und wirtſchaftlichen Seiten zu ihrem vollen Recht , und es werden die

Erfahrungen Berufener im Intereſſe einer in wirtſchaftlicher , tech⸗
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niſcher und praktiſcher Hinſicht möglichſt vollkommenen Anlage nachjeder Richtung der Sache nutzbar gemacht . Der Arzt hat dabei imweſentlichen die hygieniſchen Geſichtspunkte zuſammenzufaſſen undzu vertreten , bei kleinen Aufgaben und bei längerer Anſäſſigkeit amOrt der Bauausführung oder in deſſen Nähe wird er mitunterauch in der Lage ſein , die wirtſchaftliche und finanzielle Tragweitedes Unternehmens zu beurteilen . Fragen der Art , ob und wie ſivorausſichtlich die Gemeinde in den nächſten Jahrzehnten entwickelnwird , welche umliegenden Ortſchaften und Intereſſenverbände vor⸗ausſichtlich auf das neue Krankenhaus angewieſen ſein werden , undandere werden dabei eine Rolle ſpielen . Bei größeren Bauaufgabenoder in Fällen , in denen die Beurteilung dieſer mehr wirtſchaftlichenFragen einem Arzt nicht geläufig iſt , empfiehlt es ſich, einen ſeitJahren mit ſolchen Fragen Vertrauten , etwa ein Mitglied des Ge⸗meinderats oder der Ortskrankenkaſſe heranzuziehen . Dem Bauſach⸗verſtändigen fällt die Aufgabe zu, zu prüfen , ob das Programmvon ſeinem Standpunkt aus , etwa in techniſcher Hinſicht , zu er⸗gänzen ſei, wie ſich die Programmanforderungen auf dem oder jenemPlatze erfüllen laſſen , welchen Umfang der Bau danach vorausſicht⸗lich /erhält und welchen ungefähren Geldaufwand die Erfüllung desProgramms erfordern wird . Arzt , Architekt und Verwaltungsbe⸗amter ſollen auf dem Gebiet des Krankenhausbaues reiche Erfah⸗rungen beſitzen und wenn möglich auch mit den mehr lokalen Fragender Aufgabe vertraut ſein .
Bei großen Bauaufgaben — und dazu rechnen in dieſem SinneKrankenhausneubauten mit mehr als 100 Betten — wird meiſt auchdas Bedürfnis nach einem weiteren ſachverſtändigen Berater , demIngenieur , hinzutreten , deſſen Aufgabe die Beurteilung der Frageder Waſſerverſorgung , der Beleuchtung , der Beheizung , der Wäſcherei⸗anlage , der Kochküche , der Desinfektion und der Abwäſſer ſowie derWirtſchaftlichkeit dieſer Anlagen iſt . Fehlt es an beſonderen Sach⸗verſtändigen der verſchiedenen Gebiete am Ort der Bauausführungoder in deſſen näherer Umgebung , ſo empfiehlt es ſich, ſolche vonauswärts heranzuziehen ; jedenfalls muß das Bauprogramm vor demEintreten in die Planbearbeitung ſo eingehend feſtſtehen , daß zeit⸗raubende und meiſt koſtſpielige Anderungen des Entwurfs währendder Bauausführung ausgeſchloſſen bleiben .

Der Fall war nicht ſelten , daß das Bauprogramm einesKrankenhausneubaues die Bettenzahl in einem Umfange vorſah , wieer weder für die Gegenwart , noch für die nähere Zukunft notwendigerſchien , daß die dem rein ärztlichen Dienſt gewidmeten Räume nachZahl und Größe allzu reich gegriffen wurden , daß den Nebenräumeneine Beachtung über Gebühr geſchenkt wurde , oder das Dachgeſchoßoder das Kellergeſchoß in unzweckmäßiger Weiſe oder gar nicht aus⸗genutzt wurde . Es iſt möglich , daß im Einzelfalle der Reichtum anden dem Operationsdienſt gewidmeten Räumen nach Zahl und Größedarauf zurückzuführen war , daß der zukünftige oder derzeitige Leiterals Chirurg bei Aufſtellung des Programms allzu ſtark ſeine Wünſche
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zur Geltung brachte ; in anderen Fällen hat die Forderung nach

vielen Einzelzimmern , auch eine Unſicherheit mit ſolchen Aufgaben

oder eine Ungewohntheit in dem Bewerten der Raummaße dazu ge⸗

führt , daß das Maß des Notwendigen weit überſchritten wurde .

Es war darum mitunter notwendig , die Wünſche des momentanen

Leiters etwas zu mäßigen , denn es iſt nicht ausgeſchloſſen , daß

ſpätere Zeiten beim Wechſel der Perſon auch andere Anſchauungen

und damit andere Raumwünſche bringen . Der Planfertiger wieder⸗

um war mitunter nicht imſtande , die Forderungen des Programms
in einfacher billiger Weiſe zu erfüllen , auch in der äußeren Er⸗

ſcheinung des Baues vermochte er häufig den behaglich gefälligen
und zum Herzen ſprechenden Ton nicht zu finden ; auch die Erfahrung
in der Wahl von Materialien für den Ausbau , der Art der Be⸗

heizung und auf dem Gebiet der Schallſicherheit mangelte mitunter .

Die Folge war , daß Koſtenvoranſchläge aufgeſtellt wurden , die noch

vor der Bauausführung oder in deren Verlauf eine Veränderung
in mehrfacher Hinſicht , beinahe allgemein aber nach oben , erfahren

mußten .
Neben dem Bauprogramm bilden die weiteren Grundlagen

für den Bauplan der Wunſch nach mehr oder weniger verfeinerter
Vervollkommnung des Baues im Außern und im Innern , die Be⸗
ſtimmungen der Landesbauordnung und der Krankenhausverordnung .

2. Die Wahl des Bauplatzes hat der Aufſtellung des

Programms zu folgen ; wenn der Bauplatz von vornherein nach

Lage und Größe feſtſteht , hat ſich dieſem das Bauprogramm anzu⸗

paſſen ; der etwa beſtehende Wunſch nach ſpäterer Erweiterung hat

ſchon in dieſem Zeitpunkt zur Geltung zu kommen . Ein gutes
Krankenhaus vermag nur der zu ſchaffen , dem reiche Erfahrung auf
dieſem Gebiet zur Verfügung ſteht , die ſich im Einzelfalle weder aus

Büchern noch Reiſen allein erlernen läßt ; daß die Erfahrungen , wie
ein Krankenhausneubau geſtaltet ſein muß , erſt an dem Neubau

ſelbſt geſammelt werden und damit auf deſſen und des Bauherrn
Koſten , gehörte bisher leider nicht zu den Seltenheiten . Damit ſoll

nicht geſagt ſein , daß Reiſen oder das Studium der einſchlägigen
Veröffentlichungen nicht auch von Nutzen ſeien , auch ſie kRönnen zur
Vervollkommnung des Ganzen beitragen ; werden Studienreiſen
unternommen , ſo ſoll das aber mit der Abſicht geſchehen , Zweckent⸗
ſprechendes gleicher Art und Größe , das auch nach der finanziellen
Seite vorbildlich ſein kann , zu beſuchen , nicht aber große Muſter⸗
anſtalten mit großem Bauaufwand und teuerem Betrieb , denn ſonſt
beſteht die Gefahr und die Neigung , nur das Beſte , auswärts Ge⸗

ſehene , gleichgültig , ob es ſich um gleichgeartete Verhältniſſe dort

handeit , auch auf die eigene Heimat zu übertragen . Eine Kranken⸗

anſtalt ſoll eine Muſteranſtalt nur im Rahmen der durch die Ver⸗

hältniſſe gezogenen Grenzen ſein . Die wohlerwogene Beſcheidenheit
im Ganzen und Einzelnen zum Ausdruck zu bringen , iſt ebenfalls
Aufgabe des Programms . Die Vorbereitung des Unternehmens
würde nicht vollſtändig ſein , wenn man nicht von vornherein auch
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die Frage der Wirtſchaftlichkeit des künftigen Betriebs des Hauſes ,
der Anzahl des Perſonals , der Koſten der Beheizung , die heute
zumal in großem Maße ausſchlaggebend ſind für die Wirt⸗
ſchaftlichkeit , der Verzinſung und Bauunterhaltung und dergl . mehr
in der Gegenüberſtellung der Ausgaben zu den Einnahmen in
Erwägung ziehen würde ; dieſe Arbeit iſt notwendig , will man das
Unternehmen vor berraſchungen finanzieller Natur in der Zukunft
bewahren .

Es kann nicht Aufgabe dieſer Darlegungen ſein , über die Ver⸗
eigenſchaftung eines Platzes für einen Krankenhausneubau im Ein⸗
zelnen zu ſprechen , nur das ſei betont , daß ein mit ſchlechten Boden⸗
arten durchſetzter oder mit Waſſer durchtränkter Boden , ganz abge⸗
ſehen von den geſundheitlichen Bedenken , zu Maßnahmen zwingt ,
die einen ganz erheblichen Mehraufwand an Geld von vornherein
und auch je nach dem Waſſerzudrang und der dadurch hervor⸗
tretenden Feuchtigkeit für die Zukunft erfordern . Ahnliches gilt
von einem ziemlich ſtark anſteigenden Gelände , das große Erdbe⸗
wegungen erfordert , an der vollwertigen Ausnützung des unteren
Geſchoſſes hindert und den Betrieb erſchwert . Je nach der Lage
des Geländes , der Himmelsrichtung und der Stellung der Bauten
auf dieſem kann die Schwierigkeit der geordneten Entwäſſerung
ſamt der Nachbehandlung der Abwaſſer , der Waſſerverſorgung und
der Zentralheizverſorgung hinzutreten . In ſolchen Fällen wird
weiter die Anlage teuerer Fahrſtraßen und Fußwege hinzukommen ,
welche die Beifuhr von Materialien für den Bau und ſolchen für
den Betrieb erſchweren und den Beſuchern , zu denen auch gebrech⸗
liche Leute zählen , manche Beſchwerniſſe bietet . Es muß darum eine
Hauptaufgabe bei der Wahl des Bauplatzes auch darin geſehen
werden , ſich über ſolche Fragen eingehend Rechenſchaft zu geben .
Häufig iſt leider die Platzfrage ſchon entſchieden , zumal in kleinen
Gemeinden , ehe das Programm aufgeſtellt iſt ; das allgemeine Pro⸗
gramm muß nach Größe und Geſamtanlage jedenfalls feſtſtehen ,
ehe ein Platz endgültig gewählt wird . Bei der Wichtigkeit der
Platzfrage iſt auch in dieſer Frage eine ſachverſtändige Beratung
durch zuſtändige ärztliche und techniſche Behörden erwünſcht , ſchon
deshalb , weil mitunter örtlich intereſſierte Kreiſe eine rein ſachliche
Beurteilung der Platzfrage vermiſſen laſſen .

3. Bauanlage . Ein Krankenhaus ſoll in erſter Linie ärzt⸗
lichen Bedürfniſſen in möglichſt vollkommenem Maße genügen ;
das ſchließt nicht aus , daß es im Außeren oder Inneren auch
architektoniſche Forderungen erfüllt . Sofern es ſich nicht um Bau⸗
anlagen ganz geringer Bettenzahl handelt , iſt meiſt eine der erſten
Fragen , ob das Krankenhaus in geſchloſſenem oder offenem Bau⸗
ſyſtem oder in einer Verbindung der beiden gebaut werden ſoll .

Bei den Krankenhäuſern , die hier vorwiegend berüchſichtigt
werden ſollen , den kleineren bis zu einer Bettenzahl von 50
und den mittleren bis zu einer Bettenzahl von 160, werden
neben dem Hauptbau Waſchküche , Leichen⸗ und Desinfektionsraum
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am beſten in einem kleinen Nebengebäude untergebracht , da dieſe
Räume im Hauptgebäude im Betrieb nur ſtörend wirken . Für
mittlere Krankenhäuſer kann dieſes Nebengebäude eine Erweiterung
dadurch erfahren , daß eine Abteilung für anſteckende Krankheiten
eingerichtet wird ; in kleinen Krankenhäuſern kann zu dieſem Zweck
im Dachgeſchoß oder Obergeſchoß eine Jolierabteilung liegen . Die
vor dem Kriege , mitunter auch in Baden , bei mittleren und kleinen
Krankenhäuſern erſtellten ſelbſtändigen Jſolierhäuſer haben ſich im
allgemeinen nicht bewährt ; teils wegen Mangels an den zu iſo⸗
lierenden Kranken , teils auch wegen der ſtörenden Umſtändlichkeit
und der Verteuerung des Betriebs ; ſie ſtehen mitunter jahrelang
leer und kommen damit allmählich in einen Zuſtand des Verfalls .
Beſondere Abſonderungshäuſer wird man daher immer nur in gro⸗
ßen Krankenanſtalten mit 100 und mehr Betten erſtellen , da alſo
vornehmlich , wo die Ausdehnung des Geſamtbetriebes auch ein
wirkliches Bedürfnis nach dieſen , nicht allein zu Zeiten einer Epi⸗
demie , ſondern auch zu ruhigen Zeiten erwarten läßt . Baut man
ſie, dann ſollte man , um im Bedarfsfall auch Blatternkranke darin
unterzubringen , einen ausreichenden Abſtand vom Hauptgebäude
einhalten .

Dem Grundſatze wirtſchaftlich billigen Bauens wird um ſo
mehr entſprochen , je mehr es dem Planfertiger gelingt , die Forde⸗
rung des Programms auf der Grundlage einer möglichſt knappen
Grundfläche in die Wirklichkeit zu überſetzen ; dieſe darf an keiner
Stelle einen unverwertbaren oder unnötigen Überſchuß an Boden⸗
fläche enthalten , die Krankenzimmer müſſen ein zweckmäßiges Auf⸗
ſtellen der Betten ermöglichen und in den für die geforderte Betten⸗
zahl angemeſſenen Abmeſſungen geſchaffen werden ; die Nebenräume
haben an zweckmäßiger Stelle zu liegen und ſollen über die ihrer
Zweckbeſtimmung angemeſſene Größe nicht hinausgehen . Räume
mit Rohrzu⸗ oder Ableitung gleicher Art , ſo für Waſſer , Beleuchtung ,
Abwaſſer und Beheizung , ſollen möglichſt beiſammen liegen .

Das Kellergeſchoß oder Dachgeſchoß nur teilweiſe ausnützen
heißt unwirtſchaftlich bauen . Eine günſtige Ausnutzung des Unter⸗
bezw . Keller⸗ und des Dachgeſchoſſes wird nicht nur eine praktiſche
Löſung für manche ſonſt ſchwer unterzubringende Teile des Kranken⸗
hausbetriebes , ſondern auch eine nicht unerhebliche Verbilligung der
ganzen Bauanlage bedeuten . Das Untergeſchoß iſt gegebenen Fallesder Platz für die Küche , die dazu gehörenden Wirtſchaftsräume ,
Holz⸗ und Materialräume , Räume für ſchmutzige Wäſche , für
Leichenraum und dergl . mehr ; in ihm kann auch ein Raum für
Krätzeſchnellkuren und ein Jolierraum für ſtark erregte und ſelbſt⸗
mordverdächtige Geiſteskranke mit den notwendigen Sicherungen
Platz finden ; bei Krankenhäuſern mittlerer Größe zwiſchen 50 und
100 Betten wählt man für dieſe Kranken beſſer eines der vorhan⸗denen Einzelzimmer , mit den notwendigen Sicherungen verſehen .Im Dachgeſchoß finden die Räume für das Perſonal , in ganzkleinen Krankenhäuſern auch eine Abteilung für anſteckende Krank⸗

.
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heiten Platz , wenn dieſe nicht in anderer Weiſe oder in einem an⸗
deren Geſchoß , abgetrennt von den übrigen Abteilungen , unter⸗
kommen können ; für dieſe Abteilung wird man , auch bei kleinen
Krankenhäuſern , einen beſonderen Treppenaufgang in Ausſicht
nehmen . Im Hauptgeſchoß ergibt ſich eine Zweiteilung nach Ge⸗
ſchlechtern und in jedem dieſer Teile wieder für innere und chirur⸗
giſche Krankheiten nach Stockwerken . Bei mittleren und , ſofern
Fachkrankenhäuſer nicht vorhanden ſind , bei großen Krankenhäuſern ,
im Bedarfsfalle auch bei kleineren , iſt die Einrichtung einer beſon⸗
deren Abteilung zur Unterbringung von Schwangeren , welche kurz
vor der Entbindung ſtehen , und von Gebärenden in Betracht zu
ziehen , die von den übrigen Krankenräumen vollſtändig getrennt
ſein muß ( vergl . Erlaß vom 26. Januar 1921 Nr. 7495 ) .

Während die Einteilung der Krankenräume und Einrichtung
der Verwaltungsräume keine Schwierigkeiten zu bereiten pflegt , er⸗
heben ſich ſolche häufig bei den Räumen für den ärztlichen Dienſt ;
die Anſprüche ſind hierin verſchieden . Es iſt ſelbſtverſtändlich , daß
gerade in dieſem Punkte für kleine und mittlere Krankenhäuſer ein
allzugroßer Unterſchied nicht gemacht werden darf , denn die Anforde⸗
rungen an ärztliche Dienſträume , inſonderheit die Operationsab⸗
teilung , können , um den heutigen Anforderungen zu genügen , für
beide Größen nicht ſehr auseinander gehen . Die Anordnung der
Nebenräume für die Krankenabteilungen Bäder , Teeküchen , Aborte ,
Wäſcheräume , Dienſtwohnräume für das Pflegeperſonal bereitet im
allgemeinen keine Schwierigkeit .

Im Rahmen dieſer Ausführungen iſt es nicht möglich , be⸗
ſtimmte ins Einzelne gehende Anhaltspunkte für die Einteilung ,
Zahl und Größe der einzelnen Räume oder Mindeſtmaße für dieſe
zu geben , da beides weſentlich von den geltenden Beſtimmungen ,
der Größe der Anſtalt , der Bettenzahl u. a. abhängt .

Die Tatſache , daß die dem Operationsdienſt gewidmeten Räume
mitunter unnötig groß bemeſſen werden , muß hier beſonders ver⸗
zeichnet werden .

Die weitgehende Vereinigung einer größeren Anzahl von Bet⸗
ten in gemeinſchaftlichen Schlafräumen mindert die Grundfläche des
Hauſes und damit auch die Koſten , die weitgehende Aufteilung in
Einzelzimmer an Stelle gemeinſchaftlicher Schlaffäle mehrt Hausum⸗
fang und Baukoſten . Man wird deshalb , ſofern beſondere Gegen⸗
gründe nicht ſprechen , die Annahme einbettiger Zimmer nach Mög⸗
lichkeit beſchränken . Empfehlenswert iſt es, ſchon in dem Bauplan
die Stellung der Betten genau anzugeben und damit eine klare ,
überſichtliche und geſundheitlich einwandfreie Einteilung des Hauſes
zu ermöglichen und die Raumausbildung und Fenſterlage dieſer
Stellung anzupaſſen .

Die Vereinigung von Pfründner⸗ oder Siechenabteilungen mit
Krankenhäuſern wird manchmal erſtrebt . Handelt es ſich um den
Neubau eines Krankenhauſes einer Gemeinde , die auch Pfründner
zu verſorgen hat , ſo iſt beinahe allgemein davon abzuſehen , dieſe
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im neuen Krankenhaus neben den andern Kranken unterzubringen ,denn die Ausdehnung der neuen Anſtalt wird dadurch unnötig groß
und darum unnötig teuer . Pfründner können im allgemeinen in
einfacheren Verhältniſſen , als ſie neue Krankenhäuſer zu bieten
pflegen , verſorgt werden , deren Unterkommen kann häufig in dem
alten , durch den Neubau aufgegebenen Krankenhauſe oder in einem
beſonderen , ganz einfach gehaltenen , vielleicht in der Nähe des neuen
Krankenhauſes gelegenen und von dieſem in die Verpflegung einge⸗
ſchloſſenen Gebäude geſichert werden .

Das Krankenhaus ſoll im Außern ſich in gefälliger Weiſe dem
Ortsbild einfügen , eine der Bedeutung entſprechende Formenſpracheim Außeren ausdrücken , welche nicht gefühllos und ausdruckslos
wirkt , ſondern durch die ganze Haltung des Baues bis zu der letzten
Kleinigkeit herab einladend zum Herzen des Kranken und der ihn
Beſuchenden ſpricht .

4. Die Frage , welche Koſten der Neubau eines Kranken⸗
hauſes erfordert , hängt naturgemäß ganz von den Forderungen im

Einzelfalle , der Lage des Orts des Bauplatzes , der Zeit u. a. Um⸗
ſtänden ab ; ſie iſt ausſchlaggebend in vielen Fällen und wird bei
den heute unſicheren Preiſen am beſten an Friedenspreiſen ent⸗
wickelt . Ein Spielraum in den Einheitskoſten iſt ſchon dadurch be⸗
dingt , daß ein Krankenhausbau an einer Stelle , an der durch die
natürlichen Verhältniſſe bedingt , Baumaterialien zur Verfügung
ſtehen , naturgemäß ſich billiger ſtellt als an anderer Stelle , wo
gleichgünſtige Verhältniſſe nicht vorliegen . Die Koſtenfrage läßt ſichdarum an Hand gewonnener Erfahrungen der letzten Jahre vor dem
Krieg nur innerhalb weiter Grenzen beantworten . Es iſt dabei zu
unterſcheiden zwiſchen kleinen bis zur Höchſtzahl von 50 Vetten und
mittleren Krankenhäuſern von 50 - 100 Betten . Nach einer ſtati⸗
ſtiſchen Zuſammenſtellung für die mittleren Krankenhäuſer Badens
aus den 10 Jahren vor dem Krieg ergibt ſich im allgemeinen ein
Durchſchnittsbetrag von 5700 %/ für die Betteinheit , aus den Geſamt⸗
baukoſten einſchließlich der Einrichtung , jedoch ohne Bauplatz er⸗
rechnet . Aber auch dieſer Betrag erſcheint für ein mittleres Kranken⸗
haus noch recht hoch und es wäre wohl möglich geweſen , im Einzel⸗
fall bei Krankenhäuſern dieſer Größe eine Minderung der Koſteneintreten zu laſſen . Bei der Berechnung des Aufwandes für ein
Krankenbett dürfen ſpätere Zugaben an weiteren Betten nicht be⸗
rückſichtigt werden , maßgebend iſt allein nur die Bettenzahl , für
welche programmäßig das Krankenhaus erbaut werden ſoll . Ausder Zuſammenſtellung der in der Vorkriegszeit gebauten kleinen
Krankenhäuſer bis zu 50 Betten ergibt ſich zwar das eigenartige Reſultat ,
daß ſich der Durchſchnittspreis für ein Bett höher ſtellt als bei den
mittleren Krankenhäuſern , ein Umſtand , der aber nur auf die be⸗
ſondere Urſache einiger damals an einzelnen Stellen allzu wenigſparſam gebauter Krankenhäuſer zurückzuführen iſt , zum geringenTeil auch auf ungünſtige Bodenverhältniſſe . Dieſes rein rechnungs⸗mäßige Ergebnis darf darum nicht maßgebend ſein . Bei weiſer

C
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Sparſamkeit konnte man mit einem Aufwand von 4500 / auf dieBetteinheit bezogen , für Bau und Einrichtung , aber ohne Bauplatz ,auskommen . Der Durchſchnitt für ſämtliche Krankenhäuſer ergibtals Koſteneinheit für die Einrichtungen auf das Bett bezogen einen
Prozentſatz von 15,2 der aufgewendeten Bauſumme ; über den Pro⸗zentſatz von 15 % ſollte bei der Errichtung eines kleinen oder mitt⸗leren Krankenhauſes nicht hinausgegangen werden . Dieſen Be⸗trägen iſt heute im Einzelfall diejenige Teuerungsziffer zuzuſchlagen ,die dem Zeitpunkt der dann geltenden Gegenwart entſpricht . Esmuß Sache der Bauherren und ihrer berufenen Sachverſtändigenſein , aus ſolchen Ziffern unter Berückſichtigung der heute oder imZeitpunkt der Ausführung des Baues geltenden Überteuerung die
richtige Endſumme zu finden , und es muß deren Pflicht ſein , dieBauherren über den in einem beſtimmten Zeitpunkt entſtehenden Auf⸗wand nicht im Unklaren zu laſſen .

5. Die Maßregeln , die zur Verhütung allzu teuerer
Krankenhausbauten geeignet erſcheinen , liegen zum großenTeil darin , daß die Aufgaben zeitig genug richtig erfaßt und vonrichtigen Sachverſtändigen behandelt werden . Die Erfahrungen habengelehrt , daß gerade die in kleineren und mittelgroßen Gemeinden er⸗richteten Krankenhäuſer es ſind , bei denen ein hinreichender Ein⸗
fluß auch der ſtaatlichen Behörden auf das Programm des zur Ge⸗
nehmigung vorgelegten Entwurfs vor der endgültigen amtlichen Be⸗
handlung nicht ermöglicht war . Die Folge war , daß die zu ſpät ab⸗
gegebene Begutachtung ſich ohne tieferes Eingreifen in das nahezufertig ausgereifte Projekt nicht mehr geltend machen konnte unddarum zu unliebſamen Verzögerungen , mitunter auch Verſtimmungund anderen unerwünſchten Erſcheinungen führte .Um darum Künftig deutlich und rechtzeitig überſehen zu können ,inwieweit das geplante Unternehmen nach Art und Umfang im Ein⸗
klang mit den Zwecken und der finanziellen Leiſtungsfähigkeit ſteht ,auch um zeitraubende Anderungen des in Zeichnung dargeſtellten Ent⸗
wurfs im Intereſſe des Bauherrn nach Möglichkeit zu vermeiden , iſtes notwendig , daß der Bauherr zunächſt durch das Bezirksamt und
nach Prüfung durch den Bezirksarzt ein ſchriftliches Bauprogrammdem Miniſterium des Innern vorlegen läßt , in dem das Unternehmenzu begründen iſt und die für die Beurteilung des Unternehmensmaßgebenden Geſichtspunkte zu erläutern ſind , ſo, für welchen In⸗
tereſſenkreis das Krankenhaus beſtimmt ſein ſoll , ob eine weſentlicheErweiterung in abſehbarer Zeit zu erwarten und darum die Er⸗
weiterungsfähigkeit ins Auge zu

halen
iſt . In dem Bauprogrammſind die einzelnen Räume nach Zahlsund Größe anzugeben und auchdiejenigen Geſichtspunkte anzuführen , die für den Planfertiger von

beſonderer Bedeutung ſein können ; die Verfaſſer des Bauprogrammsſind zu benennen .
Steht das Bauprogramm in ſeinen Einzelheiten feſt und liegenſonſtige Bedenken gegen das Unternehmen nicht vor , ſo ſteht der

Ausführung des Entwurfs und des Koſtenvoranſchlags nichts mehr
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im Wege . Der dem Miniſterium des Innern zur Prüfung dann

überwieſene Entwurf muß u. a. deutlich die Lage und die Gelände⸗

beſchaffenheit nach Höhe und Boden , die Lage und Größe des Bau⸗

platzes , deſſen nächſte Umgebung und die Himmelsrichtungen erkennen

laſſen , auch die Lage des Bauplatzes in einem Ortsplan zum Aus⸗
druck bringen , ſofern dieſe eine mitbeſtimmende Rolle ſpielt . Eine

Erweiterungsmöglichkeit der Bauanlage iſt , ſofern ſie ſpäter in Frage
kommen kann , auf dem Lageplan anzugeben .

In dem Grundriß iſt das auf die Betteinheit entfallende Ein⸗

heitsmaß nach Quadratmetern einzuſchreiben . Die Hauptabmeſſungen
der Krankenräume ſind nach Länge und Tiefe und im Querſchnitt
nach der lichten Höhe anzugeben . Die Betten ſind einzuzeichnen .
Soweit einzeine Teile des Baues entweder nach Geſchoſſen oder nach
der Flächeneinteilung für beſtimmte Krankenabteilungen ( Männer⸗
ſtation , Frauenſtation , chirurgiſche⸗ , innere Station , Infektions⸗ , Tu⸗

berkuloſen⸗ , Siechenabteilung ) vorgeſehen werden , iſt das auf dem

Plan ſo deutlich kennbar zu machen , daß die Zuſammengehörigkeit
einer Station oder Gattung klar erſichtlich iſt .

Die durch das Bauvorhaben eintretende einmalige finanzielle
Belaſtung der Gemeinde iſt dieſer und den Behörden nur dann in
vollem Umfang deutlich erkennbar , wenn in dem Koſtenvoranſchlag ,
nach Titeln getrennt , alle Ausgaben verzeichnet ſind , die im Intereſſe
betriebsfähiger Fertigſtellung des Unternehmens notwendig
fallen . Es ſind das :

1. die Koſten des Bauplatzes ,
2. der eigentliche Bauaufwand mit allen dazu notwendigen Ne⸗

benausgaben , das ſind :
a) die eigentlichen Baukoſten ,
b) jene für evt . erſchwerte Fundation ,
c) Waſſerzuleitung und Entwäſſerung ,
d) Beheizung , Beleuchtung , Klingelanlage u. d. m. ,
e) Straßen⸗ , Platz⸗ und Gartenherſtellung ,
) bewegliche Einrichtung und ärztliche Inſtrumente .

3. Die Planbearbeitung und Beaufſichtigung der Ausführung an
Ort und Stelle .

Am Schluß des Koſtenvoranſchlags ſind die auf die Betteinheit
entfallenden Koſten anzugeben , am beſten errechnet auf der Grund⸗
lage der Friedenspreiſe , denen dann der im Zeitpunkt der Aufſtel⸗
lung maßgebende Überteuerungszuſchlag zuzuſchlagen iſt . Die Koſten
der Betteinheit umfaſſen ſämtliche Ausgaben ausſchließlich der des
Bauplatzes ; ſollten einzelne Titel , wie jener der Erwerbung des

Bauplatzes , zahlenmäßig etwa deshalb nicht belegbar ſein , weil der

Platz ſchon ſeit Jahren im Beſitz der Gemeinde iſt , oder weil er ein
Geſchenk darſtellt , ſo iſt das in dem Koſtenvoranſchlag deutlich zum
Ausdruck zu bringen . Werden vorhandene Einrichtungsgegenſtände
im ganzen oder teilweiſe wieder verwendet , ſo iſt das gleichfalls am
Schluſſe des Koſtenvoranſchlags oder bei dem entſprechenden Titel
anzugeben . Hinſichtlich des Titels 3) Planbearbeitung und Beauf⸗
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ſichtigung der Ausführung an Ort und Stelle wird auf den Erlaßdes Miniſteriums des Innern vom 24. Mai 1911 Nr. 24474 ver⸗
wieſen , die Koſtenüberſchreitung bei Gemeindebauten betreffend , in
welchem auch wegen des Abſchluſſes eines ſchriftlichen Vertrages mitdem Bauleiter Richtlinien gegeben ſind , die auch heute noch ſinnge⸗mäß als maßgebend angeſehen werden müſſen .

6. Einzelne Gemeinden haben im Laufe der letzten 10 Jahre ,auch neuerdings wieder Entwürfe zu Krankenhausbauten
auf dem Wege des Wettbewerbs zu erlangen geſucht . Gegendieſe Art des Vorgehens , die da zumeiſt in Frage kommt , wo im
Krankenhausbau erfahrene Kräfte nicht zur Verfügung ſtehen , iſtdann nichts einzuwenden , wenn das dem Wettbewerb zu Grunde
liegende Bauprogramm in ſorgfältig erſchöpfender Weiſe aufgeſtelltiſt und für die Beurteilung der eingelaufenen Sonderentwürfe Sach⸗
verſtändige ausgewählt werden , die über ausreichende Erfahrung aufdem Gebiet des Krankenhausbaues verfügen . Der Kreis der zu dem
Wettbewerb Einzuladenden ſoll im Hinblick auf die Eigenart nicht
zu eng gezogen werden , oder es ſoll , was mehr empfohlen wird , zur
Teilnahme an ihm eine beſchränkte Anzahl von Perſonen eingeladen
werden , die kraft ihrer bisherigen Leiſtungen eine ſachgemäße ein⸗
wandfreie und wirtſchaftliche Löſung verſprechen . Wir verweiſen in
dieſer Hinſicht auch auf den Erlaß des Miniſteriums des Innern
vom 5, Dezember 1912 Nr. 50280 ) , in welchem für die Beſchaffungvon Plänen auf dem Wege des Wettbewerbs genaue Richtlinien
gegeben ſind .

7. Es war bisher vorgekommen , daß von den Bezirksämterndie Planentwürfe für den Neubau der Krankenhäuſer oder für den
Umbau dem Miniſterium des Innern mit dem Antrag vorgelegt
wurden , daß die für die Ausführung notwendige Gewährungvon Nachſicht inſoweit erteilt werde , als der Entwurf den gel⸗tenden Beſtimmungen nicht entſpreche ; ein Hinweis auf die einzelnen
Punkte , für die Nachſicht erbeten wurde , fehlte . Wir vermögen Vor⸗
lagen dieſes Sinnes nicht zu billigen , müſſen vielmehr verlangen , daßder Entwurf ſchon vor der Vorlage an das Miniſterium des Innern
daraufhin genau geprüft werde , ob und an welchen Stellen Nach⸗
ſichtserteilung notwendig fällt , und daß dazu im Einzelnen Stellung
genommen wird . Wir verweiſen in dieſer Hinſicht auf die Anord⸗
nung vom 24. Oktober 1879 Nr. 15 998 , die ſanitätspolizeiliche Auf⸗
ſicht über Spitäler und Kreispflegeanſtalten betreffend , und den Er⸗
laß des Miniſteriums des Innern vom 22. Nov . 1898 Nr. 36 804 .
Ein Abgehen von dieſem Geſchäftsgang macht die Rückgabe der
ganzen Vorlage an das Bezirksamt notwendig . Das Miniſterium
des Nnnern erteilt Nachſicht von geltenden Beſtimmungen der Kran⸗
kenhausverordnung und der Geſundheitsverordnung , das Arbeitsmini⸗
ſterium ?) u. a. von geltenden Beſtimmungen der Landesbauordnung .Aus dieſem Grunde empfiehlt ſich, bei der Vorlage an das Mini⸗

5) Siehe Fußnote 1 auf Seite 225 .
) Jetzt ebenfalls das Miniſterium des Nnern .
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ſterium des Innern auch die Einbeziehung der rein baupolizeilichen
Seite , damit im Intereſſe eines zeitlich möglich kurzen Verfahrens
die Entſcheidung durch das Arbeitsminiſterium auf Veranlaſſung des

Miniſteriums des Innern gleichzeitig erfolgen kann .

b) Hinſichtlich der Infektions⸗ und Iſolierabteilungen
( im Rahmen mittelgroßer Krankenhäuſer ) hat das Miniſterium des
Innern mit Erlaß vom 22 . Februar 1924 Nr . 17561 weiter

auf folgende Geſichtspunkte hingewieſen :
1. Die Jolierabteilung wird nach der Lage meiſt mit dem

Hauptbau vereinigt werden müſſen ; beſſer liegt ſie in einem eigenen
Gebäude , in beiden Fällen aber in der Windrichtung vom Hauptteil
des Krankenhauſes ab ; die Größe des Krankenhauſes und des
Platzes , ärztliche , finanzielle und wirtſchaftliche Erwägungen ſind
dabei im Einzelnen mitbeſtimmend . Die Jolierabteilung hat ſich,
ſofern ſie mit dem Hauptbau baulich und organiſch verbunden wird ,
dieſem ſo einzufügen , daß ſie für ſich beſtehen und für ſich verwaltet
werden kann ; das ſetzt einen eigenen Ausgang und Eingang voraus ,
beides kann gegebenenfalls auch in Einem vereinigt werden . Ob die
Iſolierabteilung im Erdgeſchoß allein oder in mehreren Geſchoſſen
liegt , hängt von der Durchführung des übrigen Programms , auch
von ihrer Größe bezw . Anzahl der Einzelabteilungen ab ; liegt ſi
in zwei Geſchoſſen , ſo ſind Überſicht und Betrieb erſchwert . Die
Iſolierabteilung ins Dachgeſchoß zu legen , wird zwar mitunter er⸗
ſtrebt , hat indeſſen den Nachteil des weiten Weges und den geldlichen
Nachteil , daß aus dieſem Grunde für die Abteilung allein ein eigenes
Treppenhaus geſchaffen werden muß , eine ſchwer ins Gewicht fallende
Mehrausgabe . Die Zimmer ſollen möglichſt nach der Sonnenſeite
liegen ; eine offene Liegeterraſſe iſt notwendig . Bei ebenerdiger An⸗
lage der Jſolierabteilung kann auch ein für ſich abgegrenzter Garten⸗
teil als Aufenthaltsplatz der Kranken im Freien in Frage kommen .

2. Die Größe der Abteilung iſt ſo zu bemeſſen , daß , aus⸗
gegangen von der übrigen Belegzahl des Krankenhauſes , 10 %ů äan
Betten für Infektionskranke anzunehmen ſind . In ganz kleinen
Krankenhäuſern können dieſe Betten in ſich zu einer Abteilung ( Ein⸗
heit ) vereinigt werden , deren Einzelräume im Notfall mit Infektions⸗
kranken verſchiedener Art belegt werden müſſen . Bei größeren
Krankenhäuſern ſind 2 —3 Infektionsabteilungen oder Einheiten an⸗
zunehmen , deren Krankenzimmer möglichſt ſo zu legen ſind , daß ſie
beim Auftreten einer anſteckenden Krankheit in größerer Ausdehnung
zu einer großen Abteilung vereinigt werden können . In dieſer
Dehnbarkeit liegt ein beſonderer Vorteil , aber auch eine Erſchwerung
der Löſung der Frage .

3. Die Einzel⸗Abteilung ſoll aus folgenden Räumen beſtehen :
a) 2 Krankenzimmer für je 2 Betten oder eines für 1 Bett und

eines für 3 Betten ,
b) Abort ,
c) Bad ,
d) Spülküche ,
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e) Schweſternzimmer ,
f) ein kleiner Operationsraum oder ein geeignetes Zimmer zurVornahme kleinerer chirurgiſcher Eingriffe (3. B. Tracheotomie) .Bei Annahme mehrerer Abteilungen ſoll jede dieſer die unter abis e angegebenen Einzelräume enthalten , da andernfalls durch dieSchweſtern ſowie durch Eß⸗ und Trinkgeſchirre und Geräte An⸗ſteckungskeime leicht übertragen werden ; davon Abweichendes iſt nuraus Gründen der Koſtenminderung zu vertreten . Im Badezimmerwird die unreine Wäſche in desinfizierenden Flüſſigkeiten bis zurweiteren Behandlung aufgehoben , wenn man ſich nicht zu einem be⸗ſonderen kleinen Nebenraum entſchließt , der hell und unmittelbar be⸗leuchtet ſein muß ; als Vorraum vor dem Abort ſchließt er mancheSchattenſeiten in ſich und ſollte deshalb ſo nicht angelegt werden .Ein eigener Abort für das Perſonal iſt notwendig . Die Speiſen fürdie Infektionsabteilung kommen von der Hauptküche auf einemWege in die Abteilungen , der das Betreten der Infektionsabteilungund damit das übertragen von Krankheitskeimen in die großenNormalabteilungen des Hauptbaues unmöglich macht ; gleiches giltvon dem Beſeitigen der Abfallſtoffe aus den Abteilungen und derunreinen Wäſche , die am beſten in Eimern oder Säcken nach der

Desinfektionsanſtalt verbracht wird . Für den Wechſel der Ober⸗kleidung durch Perſonal und Arzte genügen Kleiderhaken in demEingangsraum der Abteilung . In der Teeküche werden die zuge⸗brachten Speiſen für die einzelnen Abteilungen der Kranken verteilt ;es wird das Geſchirr zugegeben , und es werden nach dem Abſchlußdes Eſſens die benutzten Gegenſtände einſchließlich jener , welche wiederder allgemeinen Küche zugeleitet werden , mitgereinigt , in beſonderenFällen auch desinftziert .
Einem geübten Architekten in Verbindung mit einem auch aufdieſem Gebiet ſachkundigen Arzt kann es vielleicht ausnahmsweiſeauch gelingen , die Räume der Infektionsabteilung korridorlos unddarum möglichſt ſparſam in ſich zu vereinigen .
4. Die gegenſeitige Lage der Räume wird durch den

Grundſatz beſtimmt , daß der wieder geneſene Infektionskranke , wennirgend möglich , das Haus ſo verlaſſen kann , daß er mit Kranken
nicht mehr in Verührung tritt ; der urſprünglich Kranke ſoll nach dem
Schlußbad geſund das Haus auf dem kürzeſten Weg verlaſſen undſeine Kleider am letzten Teil des Weges , der Schleuſe , wieder an⸗
legen . Laſſen ſich darum Aufnahmebad und Schlußbad in zwei ge⸗trennten Räumen annehmen , ſo bedeutet das eine Vervollkommnungder Abteilung , wenngleich auch eine Verteuerung ; heute wird man
allerdings in den meiſten der Fälle , um die es ſich hier handelt , beimEinbau von Infektionsabteilungen in mittelgroße Krankenhäuſer ſichdamit begnügen , mit einem Bad auszukommen . Das Schweſtern⸗zimmer liegt ſo, daß von ihm aus ein Überblick über eines der
Krankenzimmer ( etwa für Schwerkranke ) möglich wird . Kleinere
Operationen wie bei Diphtherie können auch in einem der Kranken⸗

Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 31¹



482 Wirtſchaften .

zimmer vorgenommen werden . Beim Vorhandenſein mehrerer Ab⸗
teilungen iſt die Bereitſtellung eines fahrbaren Desinfektionsapparates
und darum eines Platzes für dieſen erwünſcht , ebenſo einer fahrbaren
Wanne und eines kleinen Raumes , event . einer Niſche in dem Ein⸗
gangsraum der Abteilung , in welchem Arzt und Perſonal Ober⸗
kleidung und Stationsmäntel wechſeln können .

5. Hinſichtlich der ſonſtigen baulichen Anlagen gelten die
Beſtimmungen der Krankenhausverordnung und der Landesbau⸗
ordnung .

6. Bei manchen Neubauten der letzten Zeit hat man ſich dazu
entſchloſſen , ein eigenes Jſoliergebäude zu erſtellen , die Ab⸗
teilungen alſo nicht mit dem Hauptbau zu vereinigen . Dieſe Löſung
bietet zweifellos ſchon darum Vorteile , weil die Möglichkeit , die vor⸗
angeführten Grundſätze durchzuführen , im Rahmen eines kleinen und
allſeits freiſtehenden Gebäudes eher gegeben iſt , als im Rahmen des
Hauptbaues . Ob es zweckmäßig iſt , in dieſem Einzelgebäude auch
die Leichenkammern bezw . Desinfektionsabteilung unterzubringen ,
hängt ganz von der Lage des Einzelfalles ab. Perſonalſchlafräume ,
etwa für Küchen⸗ und Waſchküchenperſonal , können jedenfalls nur
dann in dieſem Gebäude eingebaut werden , wenn eine völlige Tren⸗
nung zwiſchen Infektionsabteilung und dieſen und darum die Nicht⸗
übertragung von Krankheitskeimen vollſtändig geſichert iſt .

4. Zirkular des Preußiſchen Miniſteriums des Innern
vom 26. Auguft 1886 . )

( Faſſung vom 1. März 1890 . )
§ 1. Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften dürfen ſowohl in den Städten

wie auch auf dem platten Lande nur auf ſolchen Grundſtücken er⸗
richtet werden , welche an öffentlichen Wegen belegen ſind und einen
Zugang zu den letzteren haben . In Städten iſt die Errichtung von
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften an unbefeſtigten und unbeleuchteten
Straßen oder Straßenteilen nicht zu geſtatten . Die Errichtung von
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften iſt ferner ausgeſchloſſen : in Häuſern ,
welche Schlupfwinkel gewerbsmäßiger Unzucht ſind , bezw . in welchen
der gewerbsmäßigen Unzucht ergebene Frauensperſonen wohnen oder
verkehren , in Räumlichkeiten , welche dem Beſitzer oder dritten
Perſonen zu Wohn⸗ oder Wirtſchaftszwecken dienen , oder in welchen
noch andere fremdartige Gewerbe betrieben werden , in unmittelbarer
Nähe von Kirchen , Pfarrhäuſern , Unterrichts⸗ und Krankenanſtalten .

§ 2. Die Gebäude , in welchen Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften
eingerichtet werden ſollen , müſſen feuerſichere Bedachung haben . Der
Zugang zu den für dieſelben beſtimmten Räumen muß ein gefahrloſerund bequemer ſein , insbeſondere iſt darauf zu achten , daß etwaige
Treppen genügend breit , nicht zu ſteil , mit einem feſten Geländer
verſehen , und daß die Zugänge zu den Treppen von außen her nicht
ſchmäler ſind als die Treppenläufe ſelbſt . Die Türen zu den Gaſt⸗

1) Vgl . die Anm. 2 S. 463 am Ende .
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und Schanklokalen müſſen eine entſprechende Breite haben und nach
außen aufſchlagen .

§ 3. In Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften müſſen die Gaſtzimmer ,in erſteren auch die Schlafräume , durchaus trocken , mit gedielten
Fußböden , ſowie mit verſchließbaren Türen und mit gutſchließenden ,
zum Sffnen eingerichteten Fenſtern , welche einen hinreichenden Zutritt
von Luft und Licht unmittelbar von der Straße oder vom Hofe aus
geſtatten und ſoweit nötig , mit ſonſtigen zur Herſtellung eines ge⸗
nügenden Luftwechſels erforderlichen Einrichtungen verſehen und
überhaupt ihrer ganzen Anlage nach ſo beſchaffen ſein , daß ſie die
menſchliche Geſundheit in keiner Weiſe gefährden . An den in dieſen
Zimmern vorhandenen Sfen dürfen Verſchlußvorrichtungen , welche
den Abzug des Rauchs nach dem Schornſteine zu verhindern geeignet
ſind , als Klappen , Schieber oder dergleichen nicht vorhanden ſein .
Sämtliche Räumlichkeiten ſind mit den erforderlichen Ausſtattungs⸗
gegenſtänden zu verſehen . Kellergeſchoſſe dürfen als Schlafräume
für Gäſte überhaupt nicht , als Schanklokale aber nur unter den Be⸗
dingungen benutzt werden , daß die bezüglichen Räume gegen das
Eindringen und Aufſteigen der Erdfeuchtigkeit geſchützt , und daß die
Fußböden nicht tiefer als einen Meter unter dem umgebenden Erd⸗
boden belegen ſind . Bei ungleicher Höhenlage des umgebenden Erd⸗
bodens iſt die Tiefenbemeſſung von einem Meter im Durchſchnitt vorzu⸗
nehmen . Die Gaſt⸗ und Fremdenzimmer müſſen ferner allen Anfor⸗
derungen entſprechen , welche durch die an den betreffenden Orten gel⸗
tenden baupolizeilichen Vorſchriften an ſolche Räume geſtellt werden .

§ 4. R jeder Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft muß ſich ein Zimmervon mindeſtens 25 qm Bodenfläche zum gemeinſchaftlichen Aufent⸗
halte der Gäſte befinden und es müſſen ferner in jeder Gaſtwirtſchaft
mindeſtens 3 wohleingerichtete Schlafzimmer für Fremde vorhanden
ſein . Für ſämtliche Gaſt⸗ und Schlafzimmer wird eine lichte Höhe
von mindeſtens 2,80 m erfordert . Für die Schlafzimmer ſind min⸗
deſtens 3 qm Bodenfläche und 12 cbm Luftraum auf jeden einzelnen
Gaſt zu rechnen . Gaſt⸗ und Schanhwirtſchaften dürfen nur auf
ſolchen Grundſtücken errichtet werden , welche entweder an eine öffent⸗
liche Waſſerleitung angeſchloſſen ſind oder einen eigenen Brunnen
mit völlig ausreichender Waſſermenge haben .

§5 . Bei jeder Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft muß die nötige
Anzahl mit den erforderlichen Einrichtungen für Abfluß und Luft⸗
reinigung verſehener Piſſoirs und Abtritte vorhanden ſein , zu welchen
der Zugang nicht durch Wohn⸗ oder Wirtſchaftsräume , noch über
die Straße führen und niemals behindert ſein darf . Dieſe Bedürf⸗
nisanſtalten dürfen keinen unmittelbaren Zugang zu den Schlaf⸗
räumen haben , und ihre Einrichtung muß eine derartige ſein , daß
eine Verunreinigung der Luft in den Gaſtzimmern ausgeſchloſſen iſt .
Im übrigen kommen hinſichtlich der Entleerung , Reinhaltung uſw .
derſelben die in dieſer Beziehung an dem betr . Orte beſtehenden
polizeilichen Vorſchriften zur Anwendung .
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n) Schulhausbaulichkeiten .

Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz , des
Kultus und Unterrichts vom 14 . November 1898 ,

die Schulhausbaulichkeiten betreffend . ! “ )
( Geſ. ⸗ und VOBl . S. 515 , in der Faſſung der VO. vom 1. Juni 1908 ,

Geſ. ⸗ und VOBl . S. 207. )

Zum Vollzug der 88 87 , 42 , 45 und 110 Ziffer 4 des Ge⸗
ſetzes über den Elementarunterricht vom 13 . Mai 1892 wird
unter Aufhebung der Miniſterialverordnung vom 17 . Oktober
1884 — Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt Nr . XLII Seite 447
—verordnet , was folgt :

J. Volksſchulgebäude .
Lage und Einrichtung im allgemeinen .

§S 1. 1. Bei der Wahl des Bauplatzes für ein
Schulgebäude iſt möglichſt auf eine freie , ruhige , geſunde ,
namentlich trockene und leicht zugängliche Lage Bedacht zu
nehmen .

2. Der Platz ſoll zugleich Raum bieten zur Bewegung
der Kinder im Freien während der Zwiſchenpauſen , zur An⸗
lage eines entſprechenden Turnplatzes und , wenn in dem
Gebäude Wohnungen für Hauptlehrer eingerichtet werden
ſollen , womöglich auch zur Anlage von Gärten für dieſe .

3. Wenn ſich in der Nähe des Schulhauſes nicht ein öffent⸗
licher Brunnen mit gutem Trinkwaſſer befindet , ſo iſt ein be⸗
ſonderer Brunnen mit Trog und gepflaſterter Ablaufrinne an⸗
zulegen .

§S 2. 1. Das Gebäude muß mit gewölbten Kellern
verſehen , auf einen mindeſtens 1 m hohen Sockel geſtellt und
in der Regel maſſiv ausgeführt werden .

2. Für Entwäſſerung des Bauplatzes und des Gebäudes
iſt Sorge zu tragen ; auch ſind bei feuchtem Untergrunde die
Umfaſſungsmauern und inneren Wände durch eine Jſolier⸗
ſchicht gegen aufſteigende Feuchtigkeit zu ſchützen .

) Wegen der Bewilligung von Staatsbeihilfen für Schul⸗
hausbauten und des dabei einzuhaltenden Verfahrens ſ. die Be⸗
kanntmachung des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts vom
13. Mai 1912 ( Schulverordnungsblatt 1912 S. 109 —112 ) .
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3. Die Konſtruktion des Gebälks und die Ausfüllungzwiſchen demſelben iſt ſo einzurichten , daß ein Durchdringendes Schalls von einem Stockwerk zum andern verhindert wird .Aus demſelben Grunde ſind die Zwiſchenwände einenStein ( 25 em ) ſtark auszuführen .
4. Schulgebäude ſollen in der Regel Blitzableitererhalten .
5. Die Türen der Schulzimmer und der zu ihnen führen⸗den Gänge müſſen ſo angeſchlagen ſein , daß ſie nach außenaufgehen . ! )

§ 3 . 1. Die Einrichtung von Räumlichkeiten für die Ge⸗meindeverwaltung in Schulgebäuden bedarf der Genehmigungdurch die Oberſchulbehörde .
Die Genehmigung ſoll nur erteilt werden , wenn die be⸗treffenden Lokale von den für die Schule erforderlichenRäumen vollſtändig getrennt werden und einen beſonderenEingang erhalten .)

2. Die Unterbringung des Ortsarreſtes im Schulhauſeiſt nur ausnahmsweiſe und jedenfalls nur dann zuläſſig ,wenn derſelbe für ſich völlig abgeſondert hergeſtellt wird undvon außenher einen beſonderen Eingang erhält .

Lehrzimmer .
8 4. ( Allgemeines , Größe . ) 1. Die Lehrzimmerdürfen nicht unmittelbar ins Freie führen , auch nicht miteinem Wohnraume durch eine Türe in unmittelbarer Ver⸗bindung ſtehen .
Bei größeren Schulen ſollen dieſelben nur auf der einenSeite des Gangs angelegt werden ; Mittelgänge ſind tunlichſtzu vermeiden .
Im allgemeinen ſind die Lokale für die jüngeren Kinderin den unteren , die für die älteren in den oberen Stockwerkeneinzurichten .

Y) Pol auch 871 Abſ . 6 li . L80 .
) Wegen Größe und Ausſtattung der Dienſträume für dasGrundbuchamt ogl . 88 89, 91 und 92 der Dienſtweiſung für dieGrundbuchämter vom 1. Mai 1901 (Amtliche Ausgabe , Karlsruhe ,Druck der Chr . Fr . Müllerſchen Hofbuchdruckereih.
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2. Den Lehrzimmern iſt die Geſtalt eines Rechtecks zu
geben , deſſen längere Seite ſich zur kürzeren etwa wie 513

verhält ; haben kleinere Lehrzimmer reichliche Beleuchtung , ſo
mag ſich die Form der quadratiſchen nähern ; die Tiefe der

Lehrzimmer ſoll nicht mehr als 7 m betragen . Die Länge
der Lehrzimmer ſoll , Geſang - und Zeichenſäle ausgenommen ,
in der Regel 10 m nicht überſteigen .

Imübrigen richtet ſich die Größe der Lehrzimmer nach
den Vorſchriften in § 86 Ziffer 2 des Geſetzes , wonach auf
jedes Kind — den für Gänge und für Aufſtellung von Ofen
und Schulgeräten erforderlichen Raum inbegriffen — minde⸗

ſtens 1 qm Bodenfläche und ſonach bei der geſetzlich vorge⸗
ſchriebenen Zimmerhöhe von 3,5 mein Luftraum von 3,5 cbm

beziehungsweiſe in den Fällen des § 86 Ziffer 2 letzter Abſatz
ein ſolcher von 3 cbm kommen ſoll .

Dabei iſt auf eine etwa zu gewärtigende Vermehrung
der Schülerzahl entſprechend Rückſicht zu nehmen .

3. Wenn ein Lehrzimmer bei Beachtung der Vorſchriften
in Ziffer 2 Abſatz 2 an Bodenfläche weniger als 40 qm er⸗

hielte , ſo ſoll für jedes Kind ein Flächenraum von 1,5 qm
vorgeſehen werden .

Kein Schulzimmer ſoll weniger als 24 qm Bodenfläche
umfaſſen .

§ 5. ( Beleuchtung . ) 1. Die Geſamtfläche der Lichtöff⸗
nungen eines Schulzimmers ſoll bei freier Lage des Gebäudes

mindeſtens dem ſechſten , wenn der Lichteinfall aber durch
naheſtehende Gebäude gehindert iſt , dem vierten Teil der

Bodenfläche gleichkommen .
2. Die Beleuchtung ſoll in der Regel nur von der einen

und zwar —vergleiche § 11 Ziffer 1 Abſatz 4 — linken Lang⸗
ſeite aus erfolgen . Daneben können auch an der Breitſeite
des Lehrzimmers Fenſter angelegt werden , aber nur an der
im Rücken der Kinder ( vergleiche §8 11 Ziffer 1 Abſatz 3)
liegenden Wand .

Iſt nach der beſonderen Lage des Baues die Beleuch⸗
tung von der einen — linken — Langſeite und von hinten
nicht genügend , ſo können ausnahmsweiſe auch in der andern
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— rechten — Langſeite lichte Fenſteröffnungen , aber erſt ineiner Höhe von 2,5 müber dem Fußboden angebracht werden .3. Die Anbringung von Fenſtern an der vorderen Wandiſt nicht geſtattet .

§8 6. ( Fenſter . ) 1. Die Fenſter ſind mit Lüftungs⸗einrichtungen zu verſehen , welche vom Boden aus leicht ge⸗öffnet und geſchloſſen werden können .
Zu dieſem Zweck empfiehlt es ſich, je einen Oberflügelum die Horizontalaxe drehbar einzurichten oder Glasjalouſienanzubringen .
2. Zur Erzielung eines günſtigen Lichteinfalls ſolltendie Fenſter viereckige Offnungen mit flachen Abdeckungen( nicht Rund⸗ oder Spitzbogen ) erhalten und ſo nahe , als esdie Konſtruktion irgend zuläßt , an die Zimmerdecke geführtwerden .

Die Fenſterniſchen ſind durch Abſchrägung der Wände
nach innen und Abrundung der Ecken tunlichſt zu erweitern .3. Die Brüſtungshöhe der Fenſter darf nicht unter Imund die Breite der Fenſterpfeiler auf der Hauptlichtſeite nichtüber 1,2 m betragen .

4. Die Fenſterflügel ſind mit Vorrichtungen zum Offen⸗halten zu verſehen und das an den Fenſtern ſich nieder⸗
ſchlagende Waſſer iſt durch Rinnen abzuleiten .5. Wenn Vorfenſter angebracht werden , ſo dürfen die⸗
ſelben , ſofern nicht fonſt genügend für Ventilation geſorgt iſt ,nur ſo hoch geführt , beziehungsweiſe ſo eingerichtet werden ,daß die Lüftungsvorrichtungen der Fenſter ( Abſatz 1) dadurchnicht beeinträchtigt werden .

6. An den Fenſteröffnungen ſind Vorhänge von einfar⸗bigem hellem Stoff nicht in der Fenſterniſche , ſondern auf der
Wandfläche ſo anzubringen , daß dieſelben herabgelaſſenbeziehungsweiſe vorgezogen das Eindringen der Sonnen⸗ſtrahlen vollkommen verhüten , ohne gleichzeitig das Offnender Fenſter zu verhindern , auf⸗ beziehungsweiſe zurückge⸗
zogen aber den Einfall des Lichts nicht beeinträchtigen .

§ 7. ( Türen , Böden , Wände . ) 1. Die Türe des
Schulzimmers ſoll an der der Hauptfenſterwand gegenüber⸗
liegenden Wand ſo angebracht werden , daß ſie auf den freien
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Platz zwiſchen Schulbänken und Lehrertiſch mündet und zur
Herſtellung von Gegenzug zur Lüftung des Zimmers ver⸗
wendet werden kann .

Die lichte Weite der Türe ſoll nicht weniger als 1 m,
die Höhe nicht unter 2 m betragen .

2. Die Anbringung von Pfoſten und Säulen im In⸗
nern des Lehrzimmers iſt tunlichſt zu vermeiden ; wo ſolche
unbedingt nötig ſind , ſind ſie aus Eiſen herzuſtellen .

3. Für die Anlage von Fußböden empfiehlt ſich die

Verwendung von Hartholz . Hartholzböden ſind als ſo⸗
genannte Schiffsböden oder Kapuzinerböden zu geſtalten und
es ſind die einzelnen Riemen durch Nut und Federn mit⸗
einander zu verbinden . Bei tannenen und forlenen Böden
ſind die Riemen 12 —18 em breit zu machen und gleichfalls
durch Nut und Feder zu verbinden .

Die Wände der Lehrzimmer erhalten eine lichte Farbe ,
die giftfrei ſein muß , und ſind bis zur Höhe von 1,2 m mit
einer feſten und widerſtandsfähigen Verkleidung , die von
Holz , Wandlinoleum oder in anderer zweckentſprechender
Weiſe herzuſtellen iſt , zu verſehen .

Für den Anſtrich der Decken ſoll weiße Farbe gewählt
werden .

Im übrigen ſind die Wände und Decken ſo herzuſtellen ,
daß der Anſtrich leicht erneuert oder daß ſie abgewaſchen
beziehungsweiſe desinfiziert werden können .

§ 8. ( Beheizung und Ventilation . ) 1. Die Be⸗
heizung der Lehrzimmer kann entweder durch eine Zentral⸗
heizungsanlage oder durch einen im Schulzimmer aufzu⸗
ſtellenden Ofen geſchehen .

2. Als Ofen ſind zuzulaſſen ſolche von gebranntem Ton
oder von Eiſen oder Eiſenblech ; die letzteren müſſen jedoch —

ſofern feſte Feuerungsmaterialien wie Holz , Kohle , Torf uſw .
darin gebrannt werden ſollen — entweder ausgemauert oder
mit einem Mantel umgeben ſein ( ſogenannte Mantelöfen ) .
Die Feuerung der Ofen ſoll vom Zimmer aus geſchehen ; an
Ofenröhren dürfen Klappen nicht angebracht werden .

3. Die Ofen ſind in der Regel an der längeren ( fenſter⸗
loſen ) Wand , in einer Entfernung von etwa 30 - 50 em von
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derſelben , anzubringen und mit einem etwa 1,5 mhohen Ofen⸗
ſchirm zu umgeben . Sie ſollen von den nächſten Sitzplätzenmindeſtens 1m entfernt ſein.

In kleineren Lokalen von mehr quadratiſcher Formkann der Ofen auch auf einer Seite des Vorplatzes vor den
Schulbänken aufgeſtellt werden .

4. Zur Reinigung und Erneuerung der Luft ſind außerden Ventilationsvorrichtungen an den Fenſtern ( § 6) nochweitere Einrichtungen —eventuell in Verbindung mit der
Heizung oder aber für ſich beſtehend , wie Gegenzüge über
den Türen , beſondere verſchließbare Abzugskanäle von min⸗
deſtens 7 qdin in den Wänden , Ventilationskamine uſw . —
vorzuſehen , die im Sommer wie im Winter die Zuführungfriſcher und die Ableitung der verbrauchten Luft ermöglichen .

Gänge , Treppen , Vorräume. ! )
§ 9. Die Gänge ſollen nicht unter 2 m breit , hell , leichtlüftbar , geräumig und ſo angelegt ſein , daß ſie —wo nichtein beſonderer Vorraum vorgeſehen iſt — den Schülern zum

vorübergehenden Aufenthalt dienen können . In denſelbenſind überdies Einrichtungen zur Aufbewahrung der Kleidungs⸗ſtücke der Schüler anzubringen .
Die Wände ſind nach Vorſchrift des §7letzter Abſatz

herzuſtellen .
Die Treppen im Innern erhalten eine Laufbreite von

mindeſtens 1,5m , der einzelne Tritt eine Höhe von 12 15em
und eine Tiefe von 30 35 em .

Die Treppenhäuſer ſind —bei mehrſtöckigen Gebäuden
auch nach der Decke —feuerſicher , die Treppen ſelbſt nichtin einem Lauf anzulegen , ſondern mit Podeſt zu verſehen .
Treppen mit Biegung und ſchrägen Tritten ſind zu vermeiden .

An der Eingangstreppe ſind Scharreiſen oder eiſerne Tür⸗
vorlagen zur Reinigung der Fußbekleidung anzubringen . Die
äußeren Zugangstreppen müſſen mit Geländer verſehen ſein .

Hohe Freitreppen ſind möglichſt zu vermeiden .
§S 10 . Hat ein erheblicher Teil der Schüler einen weiten

Schulweg zurückzulegen , ſo ſoll für einen geeigneten heizbaren
) Vgl . auch §S 71 L0 .
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Raum geſorgt werden , wo dieſelben ſich aufhalten und bei

ſchlechter Witterung nötigenfalls Schuhe und Kleider trocknen
können .

Innere Einrichtung der Lehrzimmer .
§ 11 . 1. Die Lehrzimmer ſind nach Maßgabe der in

der Schulordnung hierüber beſtehenden Vorſchriften mit den

zum Schulbetrieb erforderlichen Einrichtungsgegenſtänden
auszuſtatten .

Zur Aufſtellung des Lehrertiſches und der Schultafel iſt
ein etwa 1,2 m breiter und 2,5 m langer Fußtritt an der

fenſterloſen Vorderwand anzubringen .
2. Was insbeſondere die Schulbänke angeht , ſo ſollen

dieſelben der mittleren Größe der Schüler angepaßt , zwei⸗
ſitzig und überdies ſo eingerichtet ſein , daß der innere Tiſch⸗
rand und der vordere Rand der Sitzbank in einer Vertikal⸗
linie liegen (Rulldiſtanz ) oder der erſtere Rand den letzteren
überragt ( Minusdiſtanz ) . Die Schulbank ſoll mindeſtens
1,20 m lang ſein und im oberen Tiſchrand in der Mitte
und am Ende derſelben je ein gläſernes oder irdenes Tinten⸗
geſchirr enthalten .

3. Zwiſchen der Wand und der einzelnen Bankreihe ,
ſowie zwiſchen dieſen untereinander ſoll ein freier Gang von
ungefähr 50 om Breite liegen .

4. Die Schulbänke ſind ſtets ſo zu ſtellen , daß das
Tageslicht von der linken Seite einfällt .

Aborte .

§ 12 . 1. Die Schüleraborte ſind ſo einzurichten , daß das
Eindringen ſchädlicher Ausdünſtungen in das Gebäude ver⸗
hütet wird .

2. Sie ſind in der Regel entweder in einem beſonderen
Bau , getrennt von dem Schulhauſe oder unter Beachtung der
Vorſchriften in [ S 1 Ziffer 7 der Miniſterialverordnung vom
27 . Juni 1874 in der Faſſung der Verordnung vom 10 . No⸗
vember 18961) ) T in Verbindung mit demſelben in der Art
herzuſtellen , daß ſie mit einem durchlüftbaren , von den

) Vgl . jetzt die 88 45 —48 der LBO . vom 1. Sept . 1907 .
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Abortzellen bis an die Decke abgeſchloſſenen Vorraum ver⸗
ſehen werden .

Die Fenſter des Vorraums müſſen gleichfalls bis zurDecke gehen und mit oberen Einfallflügeln verſehen ſein .
Im erſteren Fall muß ein Verbindungsweg mit feſtem

Bodenbelag zwiſchen dem Schulhauſe und den Aborten her⸗
geſtellt werden .

Für den Fall der Verbindung der Aborte mit dem
Hauptgebäude iſt deren Anlegung auch in oberen Stock⸗
werken zuläſſig .

3. Wo mehrere Klaſſen gleichzeitig in demſelben Schul⸗
hauſe unterrichtet werden , bedarf jede Klaſſe mit Kindern
einerlei Geſchlechts je einer , mit Kindern verſchiedenen Ge⸗
ſchlechts aber je zweier Abortzellen .

4. Für die Knaben ſämtlicher Klaſſen iſt überdies ein
Piſſoir einzurichten .

5. Die Zu⸗ und Eingänge zu den Abortzellen beziehungs⸗
weiſe dem Piſſoir für die Knaben und den Zellen für die
Mädchen ſind , wenn nicht räumlich geſonderte Aborte einge⸗
richtet werden , getrennt und möglichſt entfernt voneinander an⸗
zulegen . Zwiſchen der Knaben⸗ und Mädchenabteilung iſt eine
maſſive , bis zur Decke reichende Scheidewand durchzuführen .

6. Die einzelnen Abortzellen müſſen genügend groß an⸗
gelegt , durch entſprechende große Fenſteröffnungen gut er⸗
hellt und lüftbar , von außen durch einen Schlüſſel , von innen
aber durch einen Riegel oder Haken verſchließbar ſein . Die
Scheidewände zwiſchen den einzelnen Sitzräumen ſind minde⸗
ſtens 2 m hoch vom Sitze zu führen .

7. Das Piſſoir für die Knaben iſt der Schülerzahl ent⸗
ſprechend geräumig , gut erhellt und mit getrennten , aus
Stein oder Zement gefertigten Ständen herzuſtellen und ſo
einzurichten , daß es durch Waſſerausſpülungen rein gehalten
werden kann .

Die Anlage von Piſſoirs in den Vorräumen zu den
Abortzellen iſt tunlichſt zu vermeiden .

8. Für die Lehrer iſt ein beſonderer , den Anforderungen
von Ziffer 1 dieſes Paragraphen entſprechender Abort ein⸗
zurichten .
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Lehrerwohnungen .
§ 13 . 1. Wohnungen für Hauptlehrer ſollen nur in

Schulgebäuden mit weniger als vier Schulſälen zugelaſſen
werden .

2. Sie ſind von den Lehrzimmern baulich vollſtändig zu
trennen dergeſtalt , daß zu den Wohnungen ein beſonderer
Eingang und eine beſondere Treppe hergeſtellt wird .

Wird das Schulgebäude gleichzeitig noch für Zwecke der
Gemeindeverwaltung verwendet , ſo kann der hierfür erſtellte
Eingang auch als Aufgang zur Lehrerwohnung benützt
werden , erforderlichenfalls unter Anbringung eines beſonderen
Abſchluſſes für die Wohnung .

Sind mehrere Lehrerwohnungen auf demſelben Stock⸗
werk , ſo ſind dieſelben von einander entſprechend abzuſchließen .

3. Auf die Herſtellung von Dienerwohnungen in Schul⸗
gebäuden finden die vorſtehenden Beſtimmungen entſprechende
Anwendung .

§ 14 . 1. Die Wohnung für einen Hauptlehrer hat min⸗
deſtens vier Zimmer — davon zwei von je 20 - 25 qm
Grundfläche und heizbar , die übrigen von je 15 18 qm
Grundfläche — zu umfaſſen , ferner eine Küche , den erforder⸗
lichen Kellerraum , Holzplatz , Speicher und Waſchküche .

2. Von den Zimmern ſind jedenfalls die zwei größeren
zu tapezieren . In hochgelegenen oder dem Wind beſonders
ausgeſetzten Orten ſind im Winter die Fenſter mit Vor⸗
fenſtern zu verſehen .

Für jede Lehrerwohnung iſt ein beſonderer Abort ein —
zurichten .

3. In Landorten iſt im Bedürfnisfall Stallung für zwei
Schweine und für einen mäßigen Geflügelſtand ſowie ein
Backofen vorzuſehen .

§ 15 . Unterlehrerzimmer . ) 1. Der Wohnraum für einen
Unterlehrer ( §845 Elementarunterrichtsgeſetzh muß eine Grund⸗
fläche von mindeſtens 18 qm umfaſſen und heizbar ſein . Er
kann tapeziert oder mit Olfarbe angeſtrichen ſein . In hoch⸗
gelegenen oder dem Wind beſonders ausgeſetzten Orten ſind
im Winter die Fenſter mit Vorfenſtern zu verſehen .
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2. Wenn das Zimmer auf demſelben Stockwerk mitder Hauptlehrerwohnung angelegt wird , ſo ſoll es am Endederſelben zunächſt der Treppe gelegen ſein und womöglichdirekten Eingang von dieſer aus erhalten .
Überdies muß die Zwiſchenwand maſſiv hergeſtellt ſein( halbe Backſteinſtärke ) und darf keine Tür enthalten .3. Zur Einrichtung des Zimmers ſind wenigſtens eineBettſtelle , ein Nachttiſchchen , ein einfacher Waſchtiſch , einSchrank mit hinlänglichem Raum zur Aufbewahrung vonKleidern und Weißzeug , ein einfaches Bücherbrett , ſowie einTiſch mit wenigſtens drei Stühlen zu ſtellen .

Verfahren .
§ 16 . Neubauten für Volksſchulzwecke jeder Art —

Lehrzimmer einſchließlich der Räume zur Erteilung von Turn⸗ ,Handfertigkeits⸗ und Haushaltungsunterricht und Abort⸗anlagen, Lehrerwohnungen — ſowie bauliche — nicht alsbloße Unterhaltungsarbeiten ſich darſtellende =Veränderungenan bereits beſtehenden Schulgebäuden dürfen nicht zur Aus⸗führung kommen , ohne daß die Oberſchulbehörde die Wahldes Bauplatzes ſowie den Bauplan gutgeheißen hat ( § 87
Abſatz 2 Elementarunterrichtsgeſetz ).

Bezüglich des hierbei einzuhaltenden Verfahrens geltendes Näheren folgende Beſtimmungen.
§ 17 . ( Bauplatz . ) 1. Handelt es ſich um die Erſtellungneuer Unterrichtslokale , ſo iſt zuvörderſt eine Außerung der

Kreisſchulviſitatur ) über die Zahl und Größe der vorzuſehen⸗den Lehrzimmer zu erheben .
Sofern für eine Volksſchule ein beſonderer Rektor be⸗

ſtellt iſt (§S 94 beziehungsweife § 106 Elementarunterrichts⸗geſetz ) , ſo genügt deſſen gutächtliche Außerung .
2. Beſtehen Zweifel oder Meinungsverſchiedenheitenüber die Wahl des Bauplatzes , ſo iſt zunächſt hierüber Vor⸗

lage an das Bezirksamt zu erſtatten , das die Entſcheidungdieſer Vorfrage im Benehmen mit dem Kreisſchulrat und dem
Bezirksarzt, ) erforderlichenfalls durchVorlage an den Ober⸗

) Jetzt : Kreisſchulamt .
5) Hinſichtlich der Mitwirkung der Schulärzte ( die von denGemeinden beſtellt werden können ) beſtimmt die Vecordnung , die
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ſchulrat ' ) herbeiführen wird . Die Vorlage an die letztere Be⸗

hörde hat jedenfalls dann zu erfolgen , wenn eine Einigung über
die Wahl des Bauplatzes nicht erzielt wird . Erforderlichen⸗
falls wird das Bezirksamt zuvor noch die Bezirksbauinſpek⸗
tion ! ) und eventuell die Waſſer⸗ und Straßenbauinſpektion ! )
hören und die etwa weiter gutſcheinenden Erhebungen ver⸗

anlaſſen .
3. Der Vorlage iſt ein genauer Lageplan für jedes

der in Betracht kommenden Grundſtücke beizulegen .

Schulärzte an den Volksſchulen betr . , v. 29. Okt . 1913 ( Geſ. ⸗ u. VOBl .
1913 S. 526 ) :

§ 5. In Bezug auf die Schulgebäude liegt dem Schularzt ob :
1. die vom Standpunkte der Geſundheitspflege gebotene Mit⸗

wirkung bei der Errichtung von Neubauten einſchließlich der
Wahl des Bauplatzes und allen nicht als bloße Unterhaltungs⸗
arbeiten ſich darſtellenden Veränderungen an beſtehenden Schul⸗
gebäuden ;

2. die geſundheitliche Beaufſichtigung und Überwachung der be⸗
ſtehenden Schulgebäude und ihrer Einrichtungen .

§ 6. Bei der Wahl des Bauplatzes hat der Schularzt zu
prüfen und ſich ſchriftlich zu äußern , ob die Anforderungen der
Verordnung über die Schulhausbauten in geſundheitlicher Beziehung
erfüllt ſind .

§ 7. Vor der Ausarbeitung der Baupläne iſt dem Schularzt
Gelegenheit zur Stellung von Anträgen über die vom Standpunkte
der Geſundheitspflege zu beobachtenden Geſichtspunkte zu geben .
Die Pläne ſelbſt ſind ihm mit den erwachſenen Akten zur Prüfung
und Anſichtsäußerung mitzuteilen . Der Schularzt hat ſich dabei be⸗
ſonders über die Lichtverhältniſſe , die Heizungs⸗ , Lüftungs⸗ und Be⸗
leuchtungseinrichtungen und die Beſtuhlung der Schulräume , über
Lage und Größe der Aborte ſowie über Anlage von Schulküchen ,
Schulbädern und ſonſtigen geſundheitlichen Einrichtungen zu äußern .

§ 22. Die den Bezirksärzten nach den beſtehenden Verord⸗
nungen in Bezug auf die Volksſchule und die Schüler zuſtehenden
geſundheitspolizeilichen Befugniſſe erleiden durch die Beſtellung be⸗
ſonderer Schulärzte keine Beſchränkung . Der Aufſicht der Bezirks⸗
ärzte bleiben auch die Volksſchulen mit beſonderen Schulärzten
unterſtellt . Sie ſind daher befugt , die Schulen jederzeit nach vor⸗
heriger Anmeldung bei dem Schulleiter zu beſuchen und ihre Ein⸗
richtungen wie die Schüler zu beſichtigen . Wo ein Schularzt beſtellt
iſt , iſt dieſer zur Beſichtigung beizuziehen . Die Schulärzte ſind ver⸗
pflichtet , den Bezirksärzten auf Verlangen über die geſundheitlichen
Verhältniſſe der Schule jederzeit Auskunft zu geben .

) Jetzt : Miniſterium d. Kultus u. Unterrichts , Bezirksbauamt ,
Waſſer⸗ u. Straßenbauamt .
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Der Plan muß die Größe des Bauplatzes , die angren⸗zenden Gebäude und Grundſtücke unter Angabe der Eigen⸗tumsgrenzen , die auf dem Bauplatz befindlichen Kanäle ,Waſſerläufe , Brunnenſchachte , Gruben und ähnliche Anlagen ,ferner die vorbeiführenden oder erſt projektierten Straßenunter Angabe ihrer Breite ſowie der beſtehenden oder in
Ausſicht genommenen Bauflucht genau bezeichnen .

Dem Lageplan iſt eine nähere Beſchreibung des Bau⸗
platzes beizugeben , in der insbeſondere die Beſchaffenheit des
Baugrundes , die Frage nach der Beſchaffung von Trink⸗
waſſer , nach dem Vorhandenſein von ſtörenden Gewerbebe⸗
trieben oder geſundheitsſchädlichen Anlagen in unmittelbarer
Nähe des Platzes und der Entwäſſerung des Bauplatzeseingehend zu erörtern und etwa weitere zur Beurteilung der
Vereigenſchaftung des Platzes bedeutſame Umſtände beizu⸗fügen ſind .

§ 18 . 1. Nach Erledigung der Vorfrage über die Wahldes Platzes beziehungsweiſe nach Fertigſtellung der Bau⸗
pläne ſind die letzteren bei dem Bezirksamt einzureichen .

Die Vorlage muß — vorbehaltlich der beſonderen bau⸗
polizeilichen Vorſchriften — enthalten :

a) einen nach Maßgabe der Vorſchriften in §S 17 aufge⸗
ſtellten Lageplan , der weiterhin noch die beabſichtigte
Bauherſtellung einſchließlich Gruben und Brunnen deut⸗lich bezeichnet ;

b) Grundriſſe des Kellergeſchoſſes und der einzelnen Stock⸗
werke unter genauer Angabe der Beſtimmung der ein⸗
zelnen Räume ; ſofern es ſich um Lehrzimmer handelt ,
iſt in dem Grundriß die Stellung der Schulbänke und
der übrigen Einrichtungsgegenſtände ( Ofen , Wandtafel ,
Schränke , Lehrertiſch uſw . ) einzuzeichnen;

o) ein vollſtändiger Querdurchſchnitt mit Angabe der
Schnittlinie , auf welcher er genommen iſt ;

d) die Anſichten ſämtlicher Faſſaden ;
e) die Vorverhandlungen über die Wahl des Bauplatzes ,

wo ſolche ſtattgefunden haben ( 5 175*
t) eine Darſtellung über die Zahl der Schulkinder jeweils

zu Beginn der drei letzten und zu Beginn des laufenden



496 Schulhausbaulichkeiten .

Schuljahrs und deren Verteilung auf die einzelnen 1
Klaſſen , ſowie die in § 17 Ziffer 1 bezeichnete Außerung 5

der Kreisſchulviſitatur ! ) .
2. Bei Bauveränderungen müſſen die Bauzeich⸗ Dul

nungen den beſtehenden und den künftigen Zuſtand deutlich
und durch verſchiedene Farben kenntlich machen . Die neuen 3
Bauherſtellungen ſind mit roter , die beſtehenden Baulichkeiten liſe

aber , ſoweit ſie eine Anderung nicht erfahren , mit ſchwarzer
und ſoweit ſie beſeitigt werden ſollen , mit gelber Farbe zu het
bezeichnen . 5

Sämtliche Pläne ſind in doppelter Fertigung einzureichen . be
Der Lageplan iſt im Maßſtab von 1 : 500 , die Bauzeich⸗

nungen ſind in ſolchem von mindeſtens 1 : 100 auszuführen .
Auf ſämtlichen Plänen und Zeichnungen iſt der Maß⸗ 85

ſtab anzugeben ; die Abmeſſungen ſind auf denſelben einzu⸗
tragen. ſäähes

§ 19 . Das Bezirksamt veranlaßt — abgeſehen von el⸗s

den baupolizeilich vorgeſchriebenen weiteren Erhebungen — nh.
eine Begutachtung des Bauprojekts durch die Bezirksbau⸗ t
inſpektione ) ſowie in geſundheitlicher Beziehung durch den Be⸗ nft
zirksarzt und übergibt nach Abſchluß der nach dieſen Begut⸗
achtungen etwa weiter erforderlichen Erörterungen Akten und 0

Pläne mit eigener gutachtlicher Außerung dem Kreisſchulrat ?) 0

zur Vorlage an die Oberſchulbehörde “) .

§ 20 . 1. Wenn die Oberſchulbehörde mit den Aner⸗

bietungen des Baupflichtigen in allen Beziehungen einver⸗ 125
ſtanden iſt und die Wahl des Bauplatzes ſowie die Aus⸗ Jache
führung des Baues nach den hiefür aufgeſtellten Plänen gut⸗ 0
geheißen hat , ſo erklärt das Bezirksamt , nachdem etwaige 155

1) Jetzt : Kreisſchulamt . Wit
) Vgl . Fußnoten 1 S. 494 u. 493 . Dijonen
) Nach Erl . d. Min . d. Kultus und Unterrichts v. 11. Dez. 1923 machen

Nr. C 49 128 ſollen die Bezirksämter keine vorläufige Bau⸗ alsbald
genehmigung erteilen , bevor nicht die Bauakten und Pläne äntet
dem Miniſterium vorgelegt worden ſind und das letztere die Aus⸗ chnigt
führung des Bauvorhabens gebilligt oder ſich mit der Erteilung der ung 1
vorläufigen Baugenehmigung einverſtanden erklärt hat ; insbeſondere Tehnig
iſt dies zu beachten , wenn es ſich um völlige Neubauten von Schul⸗ ſhulrat
häuſern handelt .

Sql
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baupolizeiliche Anſtände ihre Erledigung gefunden , den Bau⸗plan für vollzugsreift ) . Andernfalls veranlaßt das Bezirks⸗amt , falls über die von der Oberſchulbehörde beanſtandetenPunkte eine Einigung nicht erzielt wird , auf Antrag der letz⸗teren Behörde die Feſtſtellung derſelben durch den Bezirksrat .Der Oberſchulbehörde iſt eine Fertigung des Erkennt⸗niſſes vorzulegen .
2. Nach endgültig erfolgter Feſtſtellung des Bauplanshat der Gemeinderat von den in § 18 bezeichneten Plänenzwei Kopien in Aktenformat bei dem Bezirksamt zurÜberſendung an die Kreisſchulviſitature ) und die Oberſchulbe⸗hörde ) einzureichen .
3. Bei Vorlage der Pläne an die letztere iſt ſeitens desBezirksamts eine Abſchrift des Baubeſcheids beizulegen.
§ 21 . 1. Wird über die Notwendigkeit der Beſchaffungeines Bauplatzes für ein neues Schulhaus oder die Erbauungeines ſolchen beziehungsweiſe die Erweiterung eines bereitsvorhandenen Schulhaufes eine Entſcheidung des Bezirksratserforderlich , ſo hat das zu erlaſſende Erkenntnis zugleich denUmfang der Verpflichtung der Gemeinde in Bezug aufa) die Größe des Bauplatzes ,

b) Zahl und Größe der einzurichtenden Lehrzimmer,e) Zahl und Umfang der in dem Gebäude zu errichtenden
Wohnungen für Haupt⸗ und Unterlehrer nebſt den er⸗
forderlichen Rebenräumen feſtzuſtellen .

2. Vor Erlaſſung der Entſcheidung iſt den in § 17 be⸗
zeichneten Behörden Gelegenheit zur Außerung zu geben .

) Es erſcheint wünſchenswert , daß außer den in der Landes⸗bauordnung allgemein vorgeſchriebenen Reviſionen noch eine weitereÜberwachung der Bauarbeiten durch die Baukontrolleure ſeitens derBezirksämter angeordnet werde . Den mit der Vornahme der Re⸗viſionen betrauten Baukontrolleuren dürfte beſonders zur Pflicht zumachen ſein , etwaige Abweichungen von dem genehmigten Bauplanalsbald dem Bezirksamt zur Kenntnis zu bringen . Die Bezirks⸗ämter werden hierauf ihrerſeits das zur Durchführung des ge⸗nehmigten Bauplans Erforderliche anordnen und , falls eine Ande⸗rung nachträglich als zwechmäßig erſcheinen ſollte , vor deren Ge⸗nehmigung Vorlage an den Oberſchulrat erſtatten ( Erlaß des Ober⸗ſchulrats vom 31. März 1905 Nr. 9839) .
) Jetzt : Kreisſchulamt und Min . d. Kultus u. Unterrichts .

Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 32
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Eine Fertigung des Erkenntniſſes iſt auch der Oberſchulbe⸗

hörde zuzuſtellen .

§ 22 . 1. Nach eingetretener Rechtskraft des Erkennt⸗

niſſes ( § 21) hat das Bezirksamt nötigenfalls dem Baupflich⸗
tigen eine angemeſſene Friſt zur Bezeichnung des gewählten
Bauplatzes und zur Einreichung eines detaillierten Bauplans
mit dem Bemerken anzuberaumen , daß nach Umlauf der

Friſt der Bauplatz durch Erkenntnis des Bezirksrats werde

beſtimmt und beziehungsweiſe der Bauplan auf amtliche An⸗

ordnung durch einen Bauverſtändigen auf Koſten des Bau⸗

pflichtigen gefertigt werden .

2. Das Bezirksamt kann aus erheblichen Gründen eine

einmalige Verlängerung der Friſt jedoch nur in dem Maße
gewähren , daß dieſelbe zuſammen mit der bereits nach Abſatz !
bewilligten Friſt den Zeitraum eines Jahrs nicht überſteigt ;
weitere Verlängerungen dürfen nur mit Zuſtimmung der

Oberſchulbehörde bewilligt werden .

3. Wurden die Baupläne auf amtliche Anordnung ge⸗

fertigt , ſo ſind dieſelben zunächſt der Gemeindebehörde zur
Außerung mitzuteilen . Bezüglich der weiteren Behandlung der⸗

ſelben gelten die Vorſchriften der 88 18 und 19 dieſer Verord⸗

nung mit der Maßgabe , daß die hiernach den Gemeinden ob⸗

liegenden Aufgaben durch das Bezirksamt zu beſorgen ſind .

§ 23 . Neubauten dürfen dem Gebrauch nicht über⸗

geben werden , bevor ſie genügend ausgetrocknet ſind . “

1) Bei jedem Neubau eines Schulgebäudes hat , bevor es be⸗
zogen und benützt wird , — und ebenſo bei Umbauten oder umfaſſen⸗
den Anderungen beſtehender Schulhäuſer , bevor die Wiederbenützung
beginnt — eine genaue Prüfung durch den Bezirksarzt an Ort und
Stelle darüber ſtattzufinden , ob das Gebäude nach Beſchaffenheit
und Einrichtung derart den hygieniſchen Anforderungen entſpricht ,
daß die Ingebrauchnahme ohne Bedenken geſchehen kann . — In
der Regel erfolgt nach vollſtändiger Fertigſtellung des Baues eine
Prüfung der Geſamtausführung in baulicher Hinſicht ; es wird ſich
empfehlen , daß die Beſichtigung durch den Bauſachverſtändigen und
durch den Bezirksarzt möglichſt zur gleichen Zeit ſtattfindet , damit
ſofort gemeinſam das etwa noch Fehlende oder zu Verbeſſernde
näher erörtert und feſtgeſtellt werden kann . Die Bezirksämter
werden angewieſen , hiernach gegebenenfalls rechtzeitig geeignete Ver⸗
anſtaltung zu treffen ( Erl . d. Min . d. Innern vom 26. Okt . 1888
Nr. 17 800) .
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ll . Schulgeb äude für Lehr⸗ und Erziehungsanſtaltenvon Privaten und Korporationen .
§ 24 . Die Beſtimmungen der 88 4 —12 gelten vorbe⸗haltlich der beſonderen Vorſchriften in 8 25 auch bezüglichder Erſtellung von Gebäuden für Lehr⸗ und Erziehungsan⸗ſtalten von Privaten , Korporationen und Stiftungen fürKinder im, unter und über dem ſchulpflichtigen Alter .
§ 25 . 1. Sofern es ſich um Anſtalten für Kinder unterdem ſchulpflichtigen Alter (leinkinderſchulen, Kleinkinderbe⸗wahranſtalten ) handelt , können die Anforderungen in Bezugauf die Höhe und Größe der Zimmer beziehungsweiſe denfür die einzelnen Kinder erforderlichen Luftraum entſprechendermäßigt werden . Keinesfalls aber ſoll der Luftraum fürdas einzelne Kind weniger als 2,5 ebm betragen .2. Bezüglich der Beleuchtung iſt nur daran feſtzuhalten,daß dieſelbe nicht durch Fenſter an der Vorderwand ( im Ge⸗

ſicht der Kinder ) erfolgt .
3. Die Abortanlage ſollte in Anbetracht der beſonderenSchonungsbedürftigkeit der Kinder in allen Fällen in Ver⸗bindung mit dem Gebäude — durch einen durchlüftbarenVorraum von demſelben getrennt —erſtellt werden . Bei der

Einrichtung der Aborte iſt auf die beſonderen Bedürfniſſe derKinder entſprechend Rückſicht zu nehmen .
4. Empfehlenswert iſt die Anlage eines Waſch⸗ und Bade⸗

raums , in dem ſtets warmes Waſſer zur Verfügung ſteht ,womöglich unmittelbar anſtoßend an die Bedürfnisanſtalt .5. Vor allen Dingen iſt bei Kleinkinderſchulen auf das
Vorhandenſein eines entſprechenden Hofraums zu halten .6. Das Zuſammenwohnen von Kinder⸗ und Kranken⸗
ſchweſtern iſt zu vermeiden .

§ 26 . 1. Pläne für Neu⸗, Um⸗ und Erweiterungsbautenvon Privat⸗Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſind von den
Bezirksämtern vor Erteilung der Baugenehmigung auf demin § 19 vorgeſehenen Wege und unter Beachtung der
Vorſchriften des § 18 der Oberſchulbehörde vorzulegen , um
derſelben Gelegenheit zu geben , ſich darüber zu äußern , obund welche Bedenken etwa für den Fall der

Müsfüh uug des
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Baues nach den aufgeſtellten Plänen der ſpäteren Verwen⸗

dung des Anweſens für die Zwecke der Anſtalt entgegen⸗
ſtehen würden . Den Unternehmern der Anſtalt iſt von den

erhobenen Beanſtandungen unter Hinweis auf die etwaigen
ſpäteren Folgen der Nichtbeachtung derſelben Eröffnung zu
machen .2 Glaubt der Unternehmer den erhobenen Beanſtan⸗
dungen keine Folge geben zu ſollen , ſo iſt es Sache der

Polizeibehörde , darüber zu entſcheiden , ob und inwieweit die⸗

ſelben bei Erteilung des Baubeſcheids zum Gegenſtand der

polizeilichen Auflage zu machen ſind .

o ) Kirchenbauten .

Wegen der Kirchenbauten ſind die ſtaatlichen und kirchlichen
Baubehörden übereinſtimmend mit einer Weiſung verſehen ( vergl .
Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 31. Jan . 1893 Nr. 2683 ) ,
deren Grundzüge folgende ſind :

A. Für Kirchen muß die Breite , Lage und ſonſtige Anordnung
der zugehörigen Ausgänge , Flure und Treppen ſo gewählt werden ,
daß eine ſchnelle und ſichere Entleerung möglich iſt .

B. Bei Feſtſtellung der Abmeſſungen und der Zahl der Aus⸗
gänge , Flure und Treppen iſt diejenige Perſonenzahl in Rechnung
zu ſtellen , welche bei Berückſichtigung der Grundrißgeſtaltung und der
Benutzungsart des Gebäudes auf jene Verkehrsmittel angewieſen iſt .

Nebenausgänge und Nebentreppen , welche von den Beſuchern
der betreffenden Gebäude bezw . Räume nicht leicht aufgefunden werden
können , müſſen bei der Berechnung außer Betracht bleiben .

C. Für alle bei der Entleerung von Kirchen in Betracht kom⸗
menden Ausgänge , Flure und Treppen ſind mindeſtens folgende
Breitenmaße anzunehmen :

1. 70 em Breite für je 100 Perſonen bis zu einer Geſamtzahl
von 500 ,

2. weitere 50 em Breite für je 100 Perſonen mehr in den
Grenzen von 500 bis 1000 ,

3. weitere 30 em Breite für je 100 Perſonen mehr , ſobald die
Zahl 1000 überſchritten wird .

Demnach würde beiſpielsweiſe die Geſamtbreite der für die
Entleerung in Betracht kommenden Ausgänge , Flure und Treppen
betragen müſſen bei einer Geſamtzahl :

von 400 Perſonen ⸗4 0½0 22380 m
„ 0,½0 950 300
„ 1200 „ 2 5. 0,70 4 5. 0,50 ＋ 2 . 0,30 6,60 m.

Für Wendeltreppen ſind die unter 1. , 2. und 3. genannten
Maße um 30 % ézu erhöhen .
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Die geringſte Breite der Flure darf nicht unter 2,50 m und
diejenige der Treppen nicht unter 1,30 m betragen ; nur für die zuden Kirchenemporen führenden Treppen iſt ausnahmsweiſe eine Ein⸗
ſchränkung der Breite bis auf 0,90 m zuläſſig .

Die aus obiger Berechnung ſich ergebenden Maße müſſen ſtetsim Lichten — und zwar bei den Treppen zwiſchen den Handläufern —
vorhanden ſein . Letztere ſind auf beiden Seiten der Treppen anzu⸗ordnen und entweder über die Podeſte ohne Unterbrechung fortzu⸗führen , oder an den Enden jedes Laufs mit einer den Verkehr nichthindernden Krümmung abzuſchließen .

D. Die Treppenſtufen dürfen in der Regel nicht mehr als 18 em
Steigung und nicht weniger als 27 em Auftritt erhalten . Für
Emporentreppen kann eine Steigung bis zu 19 em zugelaſſen werden .

E. Freiſtufen vor den Türen ſind bequem anzuordnen . Sie dürfennicht unmittelbar vor dem Eingange beginnen , müſſen vielmehr aufeinen mindeſtens 80 em breiten Vorplatz vor der Tür münden . Die
Zahl der Freiſtufen iſt durch Anordnung ſanft anſteigender Rampen
tunlichſt zu vermindern .

F. Bei einer Perſonenzahl von mehr als 300 müſſen in der Regelzwei , bei einer ſolchen von mehr als 800 in der Regel drei geſon⸗derte Ausgänge angeordnet werden . Das Gleiche gilt für Treppenunter Zugrundelegung der auf dieſe angewieſenen Zahl der Perſonen .G. Die Ausgänge und Treppen ſind tunlichſt nach verſchiedenen
Richtungen ſo zu verteilen , daß bei gleichzeitiger Entleerung der
Räume Gegenſtrömungen vermieden werden ; auch dürfen die Türen
der einzelnen zu entleerenden Räume in der Regel nicht einander
gegenüber liegen .

Die unteren Ausgänge der Treppenhäuſer müſſen unmittelbar
oder durch Vermittelung von anſchließenden , ausreichend geräumigenVorhallen ins Freie führen .

H. Alle inneren und äußeren Türen , welche für die ſchnelle und
ſichere Entleerung der Räume in Betracht kommen , müſſen nach
außen aufſchlagen .

p) Sffentliche Verſammlungsräume und dergl .
1. Mit Erlaſſen des badiſchen Miniſteriums des Innern vom

10. Januar 1912 Nr. 31201 und des badiſchen Arbeitsminiſteriumsvom 24. November 1921 Nr. 42856 wurde beſtimmt , daß die Vor⸗
ſchriften der nachſtehenden preußiſchen Muſterpolizeiverord⸗
nung über die bauliche Anlage , die innere Einrichtungund den Betrieb von Theatern , öffentlichen Verſamm⸗
lungsräumen und Zirkusanlagen von 1909 und der er⸗
gänzenden Runderlaſſe der preuß . Miniſter der öffentlichen Arbeiten
und des Innern auch in Baden der Prüfung von Baugeſuchen für
Anlagen der bezeichneten Art zugrundezulegen ſind . Das Miniſteriumdes Innern hat dazu weiter beſtimmt ( Erl . vom 10. Januar 1912 ) ;
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„Baugeſuche , die ſich auf Theater⸗ und Zirkusneubauten be⸗
ziehen , ſind jeweils vor Erteilung der Baugenehmigung , aber nach
erfolgter Begutachtung durch die zuſtändigen Behörden und Stellen
unter Anſchluß der Pläne nebſt den dazu erhobenen Gutachten mit
eingehendem Berichte anher vorzulegen .

Wegen der Überwachung beſtehender Theater - uſw . Gebäude
in Bezug auf die Feuerſicherheit und Rettungsmöglichkeit bei ein⸗
tretenden Gefahren verweiſen wir auf den allgemeinen Erlaß vom
16. Januar 1904 Nr. 3205 .

Nach Anſicht unſerer bau⸗ und maſchinentechniſchen Referenten
empfiehlt es ſich, größere ) Anlagen der bezeichneten Art in Zwiſchen⸗
räumen von zwei bis drei Jahren einer eingehenden Beſichtigung
durch das Bezirksamt unter Zuzug einer Sachverſtändigenkommiſſion
zu unterziehen , um feſtzuſtellen , ob und ev. welche Auflagen im
Intereſſe der Beſucher dem Unternehmer zu machen ſind . In die
Kommiſſion wären außer dem Vorſtand der Bezirksbauinſpektione ) ein
durchaus erfahrener weiterer Architekt , ein Elektrotechniker und Ma⸗
ſchineningenieur ( tunlichſt ein Heizungsingenieur ) und ein Feuerwehr⸗
techniker zu berufen . “

Die Vorſchriften der preußiſchen Muſterpolizeiver⸗
ordnung von 1909 lauten :

I. Grundſätzliche und Begriffs beſtimmungen .
§ 1. Allgemeiner Grundſatz . Theater , öffentliche

Verſammlungsräume und Zirkusgebäude unterliegen , unbeſchadet der
allgemeinen baupolizeilichen Veſtimmungen , nachfolgenden beſonderen
Anforderungen und Beſchränkungen .

Von den allgemeinen baupolizeilichen Beſtimmungen treten für
das Anwendungsgebiet dieſer Verordnung diejenigen Vorſchriften
außer Kraft , die mit dieſer Verordnung in Widerſpruch ſtehen oder
durch die gegenwärtigen Beſtimmungen überholt oder ſonſt gegen⸗
ſtandslos werden .

§S 2. Begriffsbeſtimmungen . Für die Zwecke dieſer
Verordnung werden unterſchieden :

) Es entſpricht dem Sinn dieſes Erlaſſes nicht , wenn alle Wirt⸗
ſchaften , die etwa zu kleineren Vereinsfeſtlichkeiten und ähnlichen Ver⸗
anſtaltungen benutzt zu werden pflegen , ſofern ſie mehr als 200 Per⸗
ſonen umfaſſen (ſ. §S 2 zu B der Muſterpolizeiverordnung ) , in der
angegebenen Weiſe von einer Sachverſtändigenkommiſſion beſichtigt
werden . Bei vielen öffentlichen Verſammlungsräumen — insbeſondere
wo es ſich um ländliche Verhältniſſe handelt — wird es in der Regel
genügen , daß der Bezirksbaukontrolleur die Beſichtigung vornimmt .
Im einzelnen muß nähere Anordnung dem Ermeſſen des Bezirks⸗amts überlaſſen bleiben . (Erl . d. Min d. Innern vom 2. Dezember
1912 Nr . - 36271 . )

) Jetzt : Bezirksbauamt .
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Theater — eigentliche und Volltheater — mit der Unterart
Rauchtheater ;

. Offentliche Verſammlungsräume mit den Unterarten zu C, zuD und zu E;
Sffentliche Verſammlungsräume mit einer Bühnenanlage für

gelegentliche Theateraufführungen ;
Sffentliche Verſammlungsräume mit einem bühnenmäßig aus⸗

geſtatteten Podium für Vorträge und Schauſtellungen ;
„Offentliche Verſammlungsräume mit einem Podium ohne

bühnenmäßige Ausſtattung für Aufführungen , die über den
Rahmen einfacher Vorträge und Schauſtellungen hinausgehen ;F. Zirkusanlagen .

Zu A. Als Theater im Sinne dieſer Verordnung gelten — mit
den aus den Unterſcheidungen dieſes Paragraphen ſich ergebenden
Einſchränkungen — alle baulichen Anlagen für Aufführungen , die
bei gewerbsmäßiger Veranſtaltung einer Erlaubnis gemäß den 88 32
und 33a der Reichsgewerbeordnung bedürfen .

Neue Theater unterliegen den allgemeinen Beſtimmungen unter
A im Abſchnitt Il dieſer Verordnung , Rauchtheater außerdem den
Sonderbeſtimmungen daſelbſt ( § 6 Ziffer 3 bis 8, § 8 Ziffer 1, 3,5 und 8, §9 Ziffer 6, § 11 Ziffer 3, § 19 Ziffer 3) . über beſtehende
Theater ſiehe Abſchnitt III .

Zu B. Als öffentliche Verſammlungsräume im Sinne dieſer
Verordnung gelten alle mehr als 200 Perſonen faſſenden baulichen
Anlagen für öffentliche Verſammlungen , öffentliche Luſtbarkeiten oder
ähnliche Zwecke , ſoweit dieſe Anlagen nicht unter die Begriffsbe⸗
ſtimmungen zu A, zu C, zu D oder zu E fallen oder Zirkusanlagen
ſind . Unter den ſonſtigen Vorausſetzungen zählen zu den öffentlichen
Verſammlungsräumen im Sinne dieſer Verordnung auch ſolche Räume ,
die zwar nicht im einzelnen , aber zuſammen mehr als 200 Perſonen
faſſen , und für ihre Entleerung auf gemeinſchaftliche Flure , Treppen
und Ausgänge angewieſen ſind .

Unter den Vorausſetzungen des Abſatz J gelten als öffentliche
auch ſolche Verſammlungsräume , die von ihrem Beſitzer gewerbs⸗
mäßig für private Verſammlungen , Feſtlichkeiten oder dergl . Veran⸗
ſtaltungen hergegeben werden .

Neue Anlagen der im Abſatz 1 und 2 bezeichneten Art unter⸗
liegen den Beſtimmungen unter B im Abſchnitt Il dieſer Verordnung .Über beſtehende Verſammlungsräume ſiehe Abſchnitt III .

Baulichkeiten , die ausſchließlich für Gottesdienſt oder Unterrichts⸗
zwecke beſtimmt ſind , werden von dieſer Verordnung nicht betroffen .

3u C. Offentliche Verſammlungsräume mit einer Bühnenanlage
für Theateräufführungen ( zu A) bis zu etwa 100 qm Grundfläche (§8 77a)
gelten für dieſe Verordnung nur dann nicht als Theater , wenn die Büh⸗
nenanlage nur gelegentlich zu Theateraufführungen benutzt wird .

Neue Anlagen dieſer Art unterliegen den allgemeinen Anfor⸗
derungen an öffentliche Verſammlungsräume und außerdem den

F
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Sonderbeſtimmungen unter C des Abſchnitts II dieſer Verordnung .über beſtehende Verſammlungsräume ſiehe Abſchnitt III .
Wird der Verſammlungsraum nicht nur gelegentlich zu Theater⸗

aufführungen benutzt oder geht die Bühnenanlage weſentlich über
100 qm hinaus ( § 77a) , ſo hat die ganze Anlage den Anforderungenan Volltheater zu genügen .

Z3u D. Sffentliche Verſammlungsräume mit einem bühnen⸗mäßig ausgeſtatteten Podium bis zu etwa 30 qm Grundfläche ( § 92a )für Vorträge und Schauſtellungen gelten für dieſe Verordnung als
Unterart der öffentlichen Verſammlungsräume , wenn das Podiumlediglich für Geſangs⸗ oder deklamatoriſche Vorträge oder für Schau⸗
ſtellungen von höchſtens vier Perſonen dient .

Neue Anlagen dieſer Art unterliegen den allgemeinen Anforde⸗
rungen an öffentliche Verſammlungsräume und außerdem den Sonder⸗
beſtimmungen unter D im Abſchnitt II dieſer Verordnung . Über be⸗
ſtehende Verſammlungsräume ſiehe Abſchnitt III .

Werden auf dem Podium andere als Geſangs⸗ oder deklama⸗
toriſche Vorträge oder Schauſtellungen unter Mitwirkung von mehrals vier Perſonen dargeboten , oder geht das Podium weſentlich über30 am Grundfläche hinaus ( § 92 a) , ſo iſt die ganze Anlage je nachLage der Verhältniſſe nach den Anforderungen zu Coder als Theaterzu behandeln .

Zu E. Sffentliche Verſammlungsräume mit einem Podium bis zuetwa 100 qm Grundfläche ( § 95c ) gelten für dieſe Verordnung nurdann nicht als Theater , wenn ſie keine bühnenmäßige Aus⸗
ſtattung erhalten .

Neue Anlagen dieſer Art unterliegen den allgemeinen Anforde⸗rungen an öffentliche Verſammlungsräume und außerdem den Sonder⸗
beſtimmungen unter E ſowie in den 88 74 bis 77, 80, 82, 84 bis90 unter C im Abſchnitt II dieſer Verordnung . Über beſtehendeVerſammlungsräume ſiehe Abſchnitt III .

Wird auf dem Podium eine bühnenmäßige Ausſtattung ver⸗
wandt , oder geht das Podium weſentlich über 100 qm Grundflächehinaus , ſo iſt die ganze Anlage je nach Lage der Verhältniſſe nachden Anforderungen zu C oder als Theater zu behandeln .

Zu F. Neue Zirkusanlagen unterliegen den Anforderungenunter P im Abſchnitt Il dieſer Verordnung . Über beſtehende Zirkus⸗anlagen ſiehe Abſchnitt III .

II . Neue Anlagen .
A. Theater ( § 2: Zu A) . 1)

) Die Vorſchriften über Theater und Zirkusanlagen ſind hiernicht abgedruckt ; wegen dieſer Vorſchriften wird auf die im Verlagvon Wilhelm Ernſt & Sohn in Berlin , Wilhelmſtraße 90, im Jahr1921 erſchienene Ausgabe der preußiſchen Muſterpolizeiverordnungverwieſen .
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B. Offentliche Verſammlungsräume ( S 2: Zu h) .
§ 52. Lage des Gebäudes , Umgebung , Zugänglich⸗keit , Höfe . 1. Gebäude mit öffentlichen Verſammlungsräumenſollen grundſätzlich mit derjenigen Front , welche die zu den Ver⸗ſammlungsräumen führenden Haupt⸗Eingänge und ⸗Ausgänge ent⸗hält , an einer öffentlichen , durchgehenden Straße liegen und müſſendann von der gegenüberliegenden Straßenbegrenzung einen Abſtandvon mindeſtens 10 m haben ; muß zur Wahrung dieſes Abſtandesdie bezeichnete Gebäudefront hinter der Baufluchtlinie der Straßezurückbleiben , ſo darf die Fläche zwiſchen der Front und der Bau⸗fluchtlinie nicht bebaut oder irgendwie eingeſchränkt werden .
2. Von unmittelbarer Lage von Gebäuden mit Verſammlungs⸗räumen an einer öffentlichen , durchgehenden Straße ( Ziffer 1) darfnur dann abgeſehen werden , wenn das Gebäude in zwei gegenüber⸗liegenden Langſeiten Hauptausgänge nach Höfen hat , die den allge⸗meinen und beſonderen Anforderungen unter Ziffer 3 entſprechen .3. Höfe , die für die Entleerung von Verſammlungsräumen inBetracht kommen , müſſen bei Verſammlungsräumen für 200 bis1200 Perſonen mindeſtens 6 m, bei Verſammlungsräumen für mehrals 1200 Perſonen mindeſtens 9 m breit ſein und je durch eine Zu⸗oder Durchfahrt Straßenanſchluß haben . Die Höfe im Falle derZiffer 2 müſſen auch miteinander verbunden ſein , und zwar entwederdurch eine Durchfahrt oder durch eine Hofumfahrt von mindeſtensDurchfahrtsbreite . Zu⸗ oder Durchfahrten müſſen mindeſtens 4 mbreit ſein und außer der mindeſtens 2,30 mebreit anzulegenden Fahr⸗bahn erhöhte Fußgängerſteige von einer Geſamtbreite von 1 m für300 der auf ihre Benutzung angewieſenen Perſonen haben .Sind für die Entleerung eines Verſammlungsraumes außer Zu⸗oder Durchfahrten noch beſondere , unmittelbar nach der Straßeführende Flure vorgeſehen , ſo dürfen deren Breiten auf die nachdem vorhergehenden Abſatz notwendige Geſamtbreite der Fußgänger⸗ſteige der Zu⸗ oder Durchfahrten in Anrechnung gebracht werden ;ſolche Flure müſſen mindeſtens 2 mebreit ſein .

Zufahrten , Durchfahrten und unmittelbar nach der Straßeführende Flure dürfen in den Decken niemals , in den Wänden nur
ausnahmsweiſe bei größeren als den notwendigen Breiten dieſerZugänge , Offnungen haben .

4. Verſammlungsräume für mehr als 2000 Perſonen ſollengrundſätzlich nach verſchiedenen Straßen Hauptausgänge haben . Von
Hauptausgängen nach mehr als einer Straße darf nur dann abge⸗ſehen werden , wenn zwiſchen den Hauptausgängen aus den Ver⸗
ſammlungsräumen und der Anſchluß bietenden einen Straße nochVorplätze , Gärten oder Höfe von ſolchen Abmeſſungen liegen , daßdieſe Flächen die geſamte Perſonenzahl , bei Annahme von 4 Per⸗ſonen auf 1 qm Grundfläche , aufzunehmen vermögen .5. Der Polizeibehörde bleibt vorbehalten , bei ungünſtigen , inder Nachbarſchaft des geplanten Verſammlungsraumes beſtehenden
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Straßen⸗ oder Verkehrsverhältniſſen über die Anforderungen unter
den Ziffern 1 bis 4 hinausgehende Forderungen zu ſtellen , insbe⸗
ſondere einen geräumigen Vorplatz vor dem Gebäude zu verlangen ,
unter Umſtänden auch die Anlage des Verſammlungsraumes an der
geplanten Stelle überhaupt auszuſchließen .

§ 53. Sffnungen in Umfaſſungswänden . Tür⸗ und
Fenſteröffnungen in Umfaſſungswänden von Gebäuden mit Ver⸗
ſammlungsräumen müſſen gegenüber Nachbargrenzen , anderen Bau⸗
lichkeiten auf dem Grundſtück und gegenüberliegenden Bauteilen
des eigenen Gebäudes ſelbſt — unbeſchadet der Vorſchrift in § 52
Ziffer 3 — einen Abſtand von mindeſtens 6m wahren .

§ 54. Höhenlage . Galerien . 1. Der Fußboden von Ver⸗
ſammlungsräumen für 200 bis 600 Perſonen darf nicht höher als
12 m, der Fußboden von noch größeren Verſammlungsräumen nicht
höher als 8 m über Straßenhöhe liegen .

2. Ein Verſammlungsraum ſoll grundſätzlich nicht mehr als
eine Galerie haben ; eine zweite Galerie darf nur ausnahmsweiſe
und auch nur mit geſonderten , unmittelbar ins Freie führenden
Treppen für dieſe Galerie zugelaſſen werden .

3. Der Luftraum ober⸗ und unterhalb von Galerien muß eine
lichte Höhe von mindeſtens 2,80 m haben .

§ 55. Abmeſſungen und ſonſtige Verhältniſſe der
Plätze im einzelnen . 1. Die dauernde Einrichtung von Sitz⸗
plätzen in Verſammlungsräumen iſt folgenden Anforderungen und
Beſchränkungen unterworfen :

a) die Sitzplätze müſſen unverrückbar befeſtigt ſein ,
b) die Breite eines Sitzes muß mindeſtens 50 em,
c) die Tiefe von Sitzreihen mindeſtens 100 em, bei Klappſitzen

mindeſtens 80 em betragen ;
d) in ununterbrochener Reihe dürfen neben Seitengängen und

neben Vorplätzen im Saalparkett nicht mehr als 14, auf
Galerien nicht mehr als 12 Plätze , neben Mittelgängen überall
nicht mehr als die Hälfte dieſer Zahl von Plätzen vor⸗

handen ſein ;
e) an Stehplätzen dürfen höchſtens deren drei auf 1 àm Grund⸗

fläche angewieſen werden ;
) Sitzplätze ſind an Rückenlehnen oder Schranken durch fort⸗

laufende Nummern zu kennzeichnen ;
g) es müſſen die für den Verkehr innerhalb des Verſammlungs⸗

raumes und für ſeine Entleerung notwendigen Seiten⸗ , Quer⸗
und Mittelgänge vorgeſehen und unverrückbar feſtgelegt werden .

2. Bei nur gelegentlicher Beſetzung eines Verſammlungsraumes
mit Bänken , Stühlen oder Tiſchen ſind

a) ebenfalls die für den Verkehr innerhalb des Verſammlungs⸗
raumes und für ſeine Entleerung notwendigen Seiten⸗ , Quer⸗
und Mittelgänge vorzuſehen und feſt abzugrenzen ,
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b) reihenweiſe geſtellte Stühle und Bänke , unter Innehaltungeines Reihenabſtandes von mindeſtens 1 m, derart feſt mit⸗einander zu verbinden , daß ſie während des Gebrauches im
einzelnen nicht verſchoben werden können .

3. Der Ausnutzung von Verſammlungsräumen ohne Anordnungvon Sitzplätzen ſind für Saalparkett , Galerien und Podien auf 1 qmGrundfläche höchſtens 2 Perſonen zugrunde zu legen.
§ 56. Geſamtbedarf an Gängen , Türen , Fluren ,Treppen und Ausgängen ins Freie . 1. Die Gänge innerhalbeines Verſammlungsraumes , die nach den Fluren führenden Türen ,die Flure , die Treppen und die Ausgänge ins Freie müſſen je ſolcheGeſamtbreite haben , daß auf 125 der für die Benutzung des Ver⸗

ſammlungsraumes nach § 55 in Frage kommenden Perſonen min⸗
deſtens m Gang⸗ , Türs , Flur⸗ , Treppen⸗ und Ausgangsbreite ent⸗fällt . Bei Verſammlungsräumen für mehr als 600 Perſonen er⸗mäßigt ſich dieſes Verhältnis bezüglich der überſchießenden Perſonen⸗zahl auf Im für 165 Perſonen .

2. Kommen für den Verſammlungsraum mehrere Arten der
Benutzung in Frage ( § 55 Ziffern 1 - 3 ) , ſo iſt der Berechnung der
Anzahl und Breiten der notwendigen Gänge , Türen uſw . diejenigeBenutzungsart zugrunde zu legen , welche die höchſte zuläſſige Be⸗
ſucherzahl ergibt .

3. Sind mehrere in einem Geſchoß oder in verſchiedenen Stock⸗werken belegene Verſammlungsräume auf gemeinſchaftliche Flure ,Treppen und Ausgänge angewieſen , ſo iſt der Berechnung der Anzahlund Breiten der notwendigen Gänge , Türen uſw . die höchſte zuläſſigeBeſucherzahl des größten Raumes ganz , der übrigen Räume in der
Regel nur zur Hälfte zugrunde zu legen .

§S 57. Mindeſtbreiten , Mindeſtzahl und Lage der
Gänge , Türen , Flure und Ausgänge ins Freie . 1. Die
notwendigen Gänge im Saalparkett und auf den Galerien müſſen ,ebenſo wie die aus dem Verſammlungsraum nach den Flurenführenden Türen , mindeſtens 90 em breit ſein .

2. Aus jedem Verſammlungsraume müſſen mindeſtens zwei Aus⸗
gänge — die bei Verſammlungsräumen für mehr als 600 Perſonenauf zwei entgegengeſetzten Langſeiten liegen müſſen — unmittelbaroder über Flure ins Freie führen . Im übrigen müſſen Ausgängeim Verſammlungsraume in ſolcher Anzahl vorhanden und dieſe ſoverteilt ſein , daß ſie eine leichte und gleichmäßige Entleerung des

Verſammlungsraumes gewährleiſten , und daß die Beſucher auf
kürzeſtem Wege ins Freie gelangen können .

3. Flure und ins Freie führende Ausgänge müſſen mindeſtens2 m breit ſein .
Die vorgeſchriebene Mindeſtbreite der Flure muß auch gegen⸗über vortretenden Türflügeln , Wandſitzen uſw . ( § 60 Ziffer 2) vor⸗

handen ſein und darf auch durch Kleiderablagen in und an Fluren
nicht beeinträchtigt werden .
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§ 58. Treppen . 1. Die Geſamtbreite der notwendigen Treppen
beſtimmt ſich nach § 56.

2. Notwendige Treppen dürfen , zwiſchen den Handläufern ge⸗
meſſen , nicht ſchmaler als 1,25 m und nicht breiter als 2,50 m ſein .
Für Treppen von Galerien von höchſtens 30 qm Grundfläche darf
die Breite der Treppe bis auf 1m heruntergehen .

3. Verſammlungsräume , die nicht zu ebener Erde liegen , müſſen
mindeſtens zwei Treppen haben .

4. Notwendige Treppen müſſen ſo liegen , daß die Beſucher auf
kürzeſtem Wege ins Freie gelangen .

5. Notwendige Galerietreppen dürfen nicht unmittelbar in den
Saal ausmünden ; für ſolche Treppen ſind ſtets beſondere Flure oder
Vorräume vorzuſehen , und deren Ausgänge nach Lage und Ent⸗
fernung voneinander ſo anzuordnen , daß bei gleichzeitiger Entleerung
des Saalparketts und der Galerien Gegenſtrömungen nicht entſtehen
können .

6. Notwendige Treppen dürfen mit Kellerräumen nicht in un⸗
mittelbarer Verbindung ſtehen .

7. Notwendige Treppen müſſen in beſonderen Treppenräumen
liegen , die durch Fenſter in Umfaſſungswänden Licht und Luft un⸗
mittelbar von der Straße oder einem vorſchriftsmäßigen Hofe erhalten .

8. Die Treppenſtufen müſſen einen Auftritt von mindeſtens
30 em und dürfen keine höhere Steigung als 16 em haben .

9. Die Stufen geſchwungener Treppen müſſen auch an der ſchmalſtenStelle noch eine Auftrittsbreite von mindeſtens 23 em haben .
10. Freitreppen ſind nur bis zu einer Höhe von em über dem

Gelände zuläſſig und müſſen vor den Ausgangstüren Podeſte von an⸗
gemeſſener Breite haben .

11. Wendeltreppen ſind nur für Nebenzweche und nur aus⸗
nahmsweiſe geſtattet .

12. Verſchläge unter Treppen ſind verboten .

§. 59. Allgemeine Anordnung der Plätze . über die
in Ausſicht genommenen Plätze iſt ein Plan aufzuſtellen , der Geſtalt
und Größe der mit Plätzen zu beſetzenden Flächen des Verſamm⸗
lungsraumes , ſowie Anordnung , Art , Zahl und Abmeſſungen der
einzelnen Plätze , Lage und Breite der für den Verkehr innerhalbdes Verſammlungsraumes und für ſeine Entleerung freizuhaltenden
Gänge , der aus dem Verſammlungsraum führenden Türen und der
Flure , Treppen , Ausgänge ins Freie , Zu⸗ oder Durchfahrten uſw .
erſehen läßt .

Soll der Verſammlungsraum verſchiedenartig benutzt werden
6G 55) , ſo iſt für jede Benutzungsart ein beſonderer Plan aufzuſtellen .Die Pläne und ſpätere Anderungen bedürfen der Feſtſtellung
durch die Polizeibehörde .

Plätze , die in den feſtgeſtellten Plänen nicht vorgeſehen ſind ,
dürfen nicht angeordnet werden .
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§ 60. Sicherung der Rückzugswege . 1. Alle Ausgängemüſſen als ſolche mit großer Schrift gekennzeichnet ſein und dem
Publikum ſtets zur Benutzung frei ſtehen . Die nächſten Wege zuden Ausgängen müſſen durch rote , gut beleuchtete Richtungspfeilean den Wänden bezeichnet ſein .

2. Auf Fluren und Treppen ſind dem Verkehr hinderliche Ein⸗bauten unſtatthaft . Türen müſſen nach außen aufſchlagen und anden Wänden durch ſelbſttätige Federn feſtgehalten werden . Vorſtehendeoder ganz herumſchlagende Türflügel ſowie Wandtiſche , Bordbretterund Wandſitze für das Hausperſonal dürfen auf Fluren höchſtens15 em vorſpringen , aber die vorgeſchriebene Flurbreite nicht be⸗
ſchränken . Schwellenerhöhungen in Türen ſind verboten .

3. Schiebetüren in Rückzugswegen ſind verboten .
4. Türverſchlüſſe müſſen durch einen einzigen Griff in Höhevon etwa 1,0 m über dem Fußboden von innen leicht zu öffnen ſein .Kanten⸗ und Schubriegel ſind verboten .

§ 61. Fenſter . 1. Alle Fenſter müſſen mindeſtens einen be⸗
weglichen , von innen bequem mit einem einzigen Griff leicht zuöffnenden Flügel von mindeſtens 35 em lichter Breite und mindeſtens
1. ,25 em lichter Höhe haben . “

2. Gitter vor den Fenſtern ſind nur zuläſſig , wenn ſie ſich zu⸗gleich mit den Fenſterflügeln öffnen laſſen und deren Aufſchlagen
nicht hindern .

Ausnahmen ſind für Kaſſenräume zuläſſig .
§ 62. Kleiderablagen . Beſondere Kleiderablagen zu ver⸗

langen , bleibt für jeden Einzelfall dem Ermeſſen der Polizeibehörde
vorbehalten ; gegebenenfalls ſind die Beſtimmungen des §S 19 zum
Anhalt zu nehmen .

§ 63. Bauart der Wände , Decken und Dächer . 1. Die
Umfaſſungswände von Gebäuden mit Verſammlungsräumen , die
inneren Wände von Verſammlungsräumen , die Umſchließungswände
notwendiger Treppen und die Wände und Decken der nach Ver⸗
ſammlungsräumen führenden Zufahrten , Durchfahrten und Flure
müſſen , ſoweit nicht an ſolche an anderen Stellen dieſer Verordnung
weitergehende Anforderungen geſtellt ſind , feuerfeſt ſein . Einge⸗
ſchoſſige Gebäude mit Verſammlungsräumen dürfen Wände von aus⸗
gemauertem und beiderſeitig feuerſicher bekleidetem Holzfachwerk haben .

2. Die Decken von Verſammlungsräumen müſſen im allgemeinen
feuerſicher , ſolche unter Räumen zu dauerndem Aufenthalt von Menſchen
aber feuerfeſt ſein ; in eingeſchoſſigen Gebäuden , in welchen das Dach
zugleich die Decke des Raumes bildet , ſind ungeputzte , gehobelte
Holzdecken zuläſſig . Die Decken der Treppenräume notwendiger
Treppen müſſen feuerſicher ſein .

3. Dächer ſind feuerſicher einzudecken .

§ 64. Bauart der Treppen . 1. Alle notwendigen Treppen
müſſen feuerfeſt ſein und auf beiden Seiten aus unverbrennlichen
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Stoffen hergeſtellte Geländer oder Handläufer ohne freie Enden
haben . Liegen Verſammlungsräume nur im J. Stockwerk , und be⸗
finden ſich über dieſem keine zu dauerndem Aufenthalte von Menſchenbeſtimmte Räume , ſo ſind für ſolche Verſammlungsräume feuerſichere
Treppen ausreichend .

2. Freitragende Treppen ſind verboten .

§ 65. Bauart der Rauch⸗ und Luftabzüge , Ober⸗
lichte , Lichthöfe . 1. Umſchließungen von Rauch⸗ und Luftabzügenſowie von Oberlichten zwiſchen Decken und Dach müſſen feuerfeſt ſeinund 50 em über Dach gehen ; letzteres gilt auch von Umfaſſungs⸗
wänden von Lichthöfen .

2. Lichthoffenſter ſind aus Metall und aus Draht⸗ oder Elektro⸗
glas herzuſtellen ; die Scheiben müſſen ſo befeſtigt ſein , daß ſie unter
Hitzeeinwirkung nicht herausfallen .

3. Unterhalb äußerer Oberlichte , die nicht mit Drahtglas einge⸗deckt ſind , müſſen Drahtſchutznetze vorhanden ſein.
§. 66 . Feuergefährliche Betriebe und Lagerräume in

der Nähe von Verſammlungsräumen . 1. In Gebäuden mit
Fabriken oder Werkſtätten für feuergefährliche Betriebe , oder mit
Lagerräumen für leicht brennbare Gegenſtände dürfen Verſammlungs⸗räume nicht vorhanden ſein .

2. Auf Grundſtücken mit Vetrieben oder Lagerräumen der vor⸗
bezeichneten Art dürfen Gebäude mit Verſammlungsräumen nur unter
beſonderen Sicherheitsvorkehrungen vorhanden ſein ; keinesfalls dürfendie Flure und Durchfahrten für die Fabrik⸗ und Lagerräume auchgleichzeitig zu den Verſammlungsräumen führen .

§ 67. Beleuchtung . 1. Die Verwendung von Mineralölen
zur Beleuchtung von Verſammlungsräumen iſt nur mit beſondererpolizeilicher Erlaubnis geſtattet .

2. Für elektriſche Beleuchtungseinrichtungen ſind bis auf weiteresdie vom „ Verbande deutſcher Elektrotechniker “ für die Errichtungund für den Betrieb elektriſcher Starkſtromanlagen aufgeſtellten Vor⸗
ſchriften maßgebend .

3. Abſperrvorrichtüngen für Gasleitungen müſſen ſo liegen , daßſie von Unbefugten nicht erreicht werden können . Bleiröhren in
Gasleitungen ſind unzuläſſig .

4. Die Entfernung zwiſchen Gasflammen und brennbaren Stoffenmuß , in ſenkrechter Richtung nach oben gemeſſen , mindeſtens 1 m,in ſeitlicher Richtung mindeſtens 60 em betragen ; falls dieſe Ent⸗
fernungen nicht innegehalten werden können , müſſen dazwiſchen aus⸗reichend große Schutzbleche angebracht werden ; dieſe dürfen auf ver⸗
brennlichen Gegenſtänden nicht unmittelbar aufliegen .5. Freihängende Beleuchtungskörper müſſen beſonders ſorgfältig ,ſchwerere oder in gefahrdrohender Höhe hängende ſtets doppelt be⸗
feſtigt ſein ; bei elektriſchen Anlagen gilt die Zuleitung nicht als Be⸗

feftg
milſe

den
hante
fut;

50f0
aufd
Sclü

feuer
ſclof
zuet

einen
Ite
härde
liche

fargff
ſchaffe
Etheb
digen

derP.
dieſen

ſhtifter

Detim
eirticht
hplän

19
lungs
lihen
derer
hallen.

) f

300
Sparlaf
lunpef,
Runder



Offentliche Verſammlungsräume und dergl. 511
feſtigung im Sinne dieſer Forderung . Die Glocken von Kugellampenmüſſen mit einem Drahtſchutznetz umgeben ſein . !

6. Beleuchtungskörper in Fluren und Treppenräumen ſowie in ,dem Publikum zugänglichen Nebenräumen müſſen mit ihrer Unter⸗
kante mindeſtens 2 müber Fußboden liegen . Gasflammen dürfennur Hähne für loſe Schlüſſel haben .

7. Die Verwendung gewöhnlicher Gummiſchläuche zur Zuleitungvon Gas , auch für kurze Entfernungen , iſt verboten ; es dürfen nur
auf die Rohre mit Gewinden aufzuſchraubende Spiral - oder ähnliche
Schläuche Verwendung finden .

8. Gasmeſſer dürfen nur in Näumen aufgeſtellt werden , die von
feuerſicheren Decken ohne Offnungen und von maſſiven Wänden um⸗
ſchloſſen ſind , unmittelbar von außen Licht erhalten und ausreichend
zu entlüften ſind .

9. Anlagen für elektriſche Beleuchtungen ſind jährlich von
einem von der Polizeibehörde anerkannten Sachverſtändigen zu
unterſuchen ; über das Ergebnis der Unterſuchung iſt der Polizeibe⸗
hörde eine mit dem Gutachten des Sachverſtändigen verſehene ſchrift⸗liche Anzeige zu erſtatten .

10. Gasbeleuchtungsanlagen ſind alljährlich mindeſtens einmal
ſorgfältig durch einen Sachverſtändigen auf ordnungsmäßige Be⸗
ſchaffenheit , insbeſondere auf Dichtigkeit , zu unterſuchen ; über das
Ergebnis der Unterſuchung iſt eine Beſcheinigung des Sachverſtän⸗
digen der Polizeibehörde vorzulegen .

11. Eine ausreichende Notbeleuchtung iſt nach näherer Angabeder Polizeibehörde einzurichten ; Mineralöle und Spiritus dürfen für
dieſen Zweck nicht verwendet werden .

§ 68. Zentralheizung . Zentralheizungen müſſen den Vor⸗
ſchriften des § 37 unter den Ziffern 2, 3, 6 und 7 entſprechen .

§ 69. Waſſerverſorgung , Feuerlöſcheinrichtungen .
Beſtimmungen über Waſſerverforgung , Feuerlöſch⸗ und Feuermelde⸗
einrichtungen , Stellung einer Feuerwache und Aushängung von Grund⸗
rißplänen bleiben dem Ermeſſen der Polizeibehörde vorbehalten .

§ 70. Kinematographiſche Vorführungen in Verſamm⸗
lungsräumen . Bei kinematographiſchen Vorführungen in öffent⸗
lichen Verſammlungsräumen iſt zwiſchen der Projektionsleinwand und
der erſten Sitzreihe eine Entfernung von mindeſtens 3 m innezu⸗
halten . Außerdem darf die Polizeibehörde gebotenen Falles :

a) für die Gänge in dem Saale und die Ausgänge aus demſelben
größere als die in den 88 56 und 57 vorgeſchriebenen Breiten

) Drahtſchutznetze werden nur für die Glocken der großen
Bogen⸗ und Kugellampen verlangt . Für die Glocken ſogenannter
Sparlampen mit eingeſchloſſenem Lichtbogen , elektriſcher Dauerbrand⸗
lampen , ſowie von Glühlampen gilt dieſe Forderung nicht . ( Preuß .
Runderlaß vom 10. Dezember 1909 . )
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fordern und hierbei bis zu dem für Theater feſtgeſetzten Ver⸗
hältnis von 70 Perſonen auf 1 m (§ 6 Ziffer 7) gehen ,

b) eine ausreichende Lüftung der Räume verlangen .

§ 71. Bazare , Ausſtellungen , Koſtümfeſte und der⸗
gleichen in Verſammlungsräumen . Die Veranſtaltung von
Bazaren , Ausſtellungen , Koſtümfeſten und ähnlichen Unternehmungenin Verſammlungsräumen unterliegt folgenden Sonderanforderungen :

a) Zur Ausſtattung der Säle , Flure und Treppen , ſowie zur Her⸗
ſtellung von Einbauten , Buden u. dergl . dürfen nur ſchwer
entflammbare oder ſchwer entflammbar gemachte Stoffe ver⸗
wendet werden .

Natürliche Gewinde aus Laub⸗ oder Nadelholzzweigen und
dergl . dürfen , ebenſo wie Bäume , nur ſo lange , als ſie noch
friſch ſind , Verwendung finden .

b) Die Verwendung von unverwahrtem Feuer und Licht , auch
zum Anzünden von Gasflammen , iſt verboten .
Spiritus und Mineralöle ( Petroleum , Gasäther u. dergl . ) dürfen
zu Koch⸗ oder Heizzwecken nicht verwendet werden ; bei
Verwendung von Gas greifen die Vorſchriften des § 67
Ziffer 7 Platz .
Elektriſche Bogenlampen müſſen mit metallenen Fangtellern
von mindeſtens 10 em Durchmeſſer verſehen ſein 1), elektriſche
Dauerbrandlampen mit doppelt eingeſchloſſenen Lichtbogen be⸗
dürfen keiner weiteren Schutzvorkehrungen ; die Glocken von
elektriſchen Bogenlampen müſſen mit einem Drahtſchutznetz um⸗
geben ſein . ?)

e) Rauchverbote ſind durch Anſchläge beſonders bekannt zu geben .
) Gegen überfüllung der Räume iſt Vorſorge zu treffen .

g) Zu photographiſchen Aufnahmen mittels Blitzlichts iſt beſondere
polizeiliche Erlaubnis erforderlich .

h) Packmaterial iſt in beſonderen geſicherten Räumen unterzu⸗
bringen . Putzlappen ſind in metallenen , mit Deckel und Füßen
verſehenen Behältern aufzubewahren .

Weitergehende Anforderungen zu ſtellen , beſonders bezüglich der
Aufſtellung von Tiſchen , Stühlen und Ausſtellungsgegenſtänden , der
Einrichtung von Buden und Einbauten , der für den Verkehr inner⸗
halb der Verſammlungsräume notwendigen Gänge , ſowie in bezug
auf Ausſtellungen oder Veranſtaltungen beſonderer Art , bleibt für
jeden Einzelfall der Polizeibehörde vorbehalten .

Für die Befolgung der vorſtehenden Vorſchriften iſt der Polizei⸗
behörde gegenüber , unbeſchadet der allgemeinen Strafvorſchriften , ſo⸗
wohl der Veranſtalter als auch derjenige verantwortlich , der die fürdie Veranſtaltung benutzten Räume hergegeben hat . Geſellſchaften ,

C—

d —

) Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Sparbogenlampen
( Preuß . Runderlaß vom 10. Dezember 1909 ) .

) Siehe die Anm . zu 8§ 67 Ziffer 5.
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Vereine , Komitees und dergleichen , die Unternehmungen der in Rede
ſtehenden Art in Verſammlungsräumen veranſtalten , haben der
Polizeibehörde diejenigen Mitglieder zu bezeichnen , die für die Ver⸗
anſtaltung im Sinne dieſer Beſtimmung beſonders verantwortlich ſind .

§ 72. Zeitweilige Verſammlungsräume . Auf baulicheAnlagen , die nur vorübergehend als Verſammlungsräume benutztoder nur vorübergehend zu ſolchem Zweche errichtet werden , findenvon vorſtehenden Beſtimmungen die auf eine ſchnelle und gefahrloſeEntleerung (§8S 56 bis 58 und 60) ſowie die auf die Einrichtung und
Unterhaltung einer Notbeleuchtung ( § 67 Ziffer 11) abzielenden Vor⸗
ſchriften Anwendung , während die Feſtſetzung der ſonſtigen baulichenund Betriebsforderungen in jedem einzelnen Falle dem Ermeſſen der
Polizeibehörde vorbehalten bleibt .

C. Sffentliche Verſammlungsräume mit einer Bühnen⸗anlage für gelegentliche Theateraufführungen G2 : Zu O) .
§ 73. Im allgemeinen . Offentliche Verſammlungs⸗räume mit einer Bühnenanlage für gelegentliche Theateraufführungenunterliegen den allgemeinen Anforderungen an Verſammlungsräumeund außerdem folgenden :
§ 73a . Höhenlage . Der Bühnenſaal darf nicht höherals im erſten Obergeſchoß liegen.
§ 73b . Galerien . Der Bühnenſaal darf nicht mehr alseine Galerie haben .

Sonderbeſtimmungen .
§ 74. Kleiderablagen . 1. Für die Zuſchauer müſſenKleiderablagen mit Ausgabetiſchen vorhanden ſein ; ſie müſſen reich⸗lich bemeſſenen Platz vor den Ausgabetiſchen haben und ſo liegen ,daß Gegenſtrömungen tunlichſt ausgeſchloſſen ſind .
2. Bei Kleiderablagen an Fluren gegenüber von ſeitlichen Zu⸗

gängen zum Zuſchauerraum und gegenüber von notwendigen Aus⸗
gängen müſſen die Ausgabetiſche ſo weit zurückliegen , daß die Breitedes davorliegenden Flurs um mindeſtens ein Drittel der ſonſt ge⸗botenen Flurbreite vergrößert wird ; die Breite eingebauter Pfeilerwird dabei nicht mitgerechnet ; zwiſchen ſolchen und der Vorderkanteder Ausgabetiſche muß ein mindeſtens 1,25 m breiter Zwiſchenraum
vorhanden ſein .

3. Für je 20 der auf die Kleiderablage angewieſenen Perſonen
muß mindeſtens 1m Ausgabetiſchlänge vorhanden ſein . Die Kleider⸗
ablage muß ſich über die ganze notwendige Ausgabetiſchlänge er⸗
ſtrecken und eine gleichmäßige Tiefe haben .

§ 75. Ankleideräume für die Darſteller . 1. Für die
Darſteller müſſen ausreichende , den baupolizeilichen Anforderungenan Räume zu dauerndem Aufenthalt von Menſchen entſprechende An⸗
kleideräume vorhanden ſein .

Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 33
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2. Sollen auf der Bühnenanlage gelegentlich gewerbsmäßige
Aufführungen der in den 88 32 und 33a der Reichsgewerbeordnung
behandelten Art veranſtaltet werden , dann müſſen die Ankleideräume
in baulichem Zuſammenhange mit der Bühne ſtehen und von dieſer
aus bequem zu erreichen ſein .

§ 76. Rückzugswege von der Bühne und für die An⸗
kleideräume der Darſteller . Von der Bühne und den Ankleide⸗
räumen der Darſteller aus muß eine mindeſtens 1 mbreite , feuer⸗
feſte , unmittelbar ins Freie führende , nicht dem allgemeinen Verkehr
dienende Treppe ſicher erreichbar ſein ; außerdem muß noch ein zweiter
geſicherter Rückzugsweg vorhanden ſein .

§ 77. Wohn⸗ , Schlaf - und dergleichen Räume ober⸗
halb des Verſammlungsraumes . Oberhalb des Verſammlungs⸗
raumes ſind Wohn⸗ und Schlafräume überhaupt nicht , andere Räume
zu dauerndem Aufenthalte von Menſchen nur mit der Maßgabe ge⸗
ſtattet , daß dieſe Räume beſondere , unmittelbar ins Freie führende
Treppen haben ; über die Bauart der Decke des Verſammlungsraumes
unter ſolchen Räumen vergleiche § 63 Ziffer 2.

§ 77a . Podium . Das Podium muß feuerfeſt und undurch⸗
brochen ſein . Die Grundfläche des Podiums darf keinesfalls 110 qm
überſchreiten .

§ 77b . Ausſtattung des Bühnenraumes . Ein
Schnürboden , Galerien oder Laufſtege dürfen nicht vorhanden ſein .

§ 77c . Dekorationen . Die Dekorationen müſſen unver⸗
brennlich ſein .

§ 78. Vorhang . Die Bühnenöffnung iſt gegen den Zu⸗
ſchauerraum durch einen Vorhang aus ſchwer entflammbarem Stoff
abzuſchließen .

§ 79. Innerer Ausbau des Bühnenraumes . 1. Tra⸗
gende Konſtruktionsteile für den inneren Ausbau des Bühnenraumes
müſſen aus unverbrennlichen Stoffen beſtehen . Freiliegendes Holz⸗
werk muß gehobelt oder auf andere geeignete Weiſe gegen ſchnelles
Entflammen geſichert ſein .

2. Zugvorrichtungen für ſzeniſche Verwandlungen müſſen , ab⸗
geſehen von Handſeilen , aus Drahtſeilen beſtehen .

3. Es müſſen Vorkehrungen dagegen getroffen ſein , daß Per⸗
ſonen in die Bahn von Gegengewichten geraten können .

§ 80. Feuerwehrleitern . An den Außenfronten des
Gebäudes ſind auf Erfordern der Polizeibehörde eiſerne , in Höhe
von 2,5 bis 3 müber dem Erdboden beginnende Leitern anzubringen ,
deren Holme 1,0 m über Dach gehen und dort Neigung nach der
Dachfläche haben .

881 . Rauchabführung . Der Bühnenraum muß aus⸗
reichende Rauchabzüge haben .
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§ 82. Feuermeldung . Die örtliche Feuerlöſchhilfe mußſofort herbeigerufen werden können .

§ 83. Aufbewahrung und Einſtellung von Dekora⸗tionen . 1. Dekorationen und Möbel dürfen ſich nur in Magazin⸗räumen und auf der Bühne befinden , auf letzterer aber nur die⸗
jenigen , die für das gerade vorzuführende Stück gebraucht werden .2. Zwiſchen den zur Benutzung eingeſtellten Dekorationen undden Umfaſſungswänden der Bühne muß ein Gang von mindeſtensIm Breite frei bleiben ; dieſe Breite darf auch durch Gewichtszügean der Wand nicht beeinträchtigt werden .

3. Die Magazinräume für Dekorationen oder Requiſiten dürfenkeine größere Grundfläche als 20 v. H. der Bühnenfläche haben undmüſſen feuerfeſt umſchloſſen ſein .
§ 84 . Höchſtzahl der Darſteller auf der Bühne undin Ankleideräumen . Bei Vorſtellungen und Proben dürfen aufder Bühne höchſtens ſo viele darſtellende Perſonen ſich befinden , daßauf jede Perſon mindeſtens 2 am Bühnenfläche entfällt ; dies giltſinngemäß auch für die Ankleideräume der Darſteller .

§ 85 . Beleuchtung , Heizung , Lüftung , Feuer undLicht , Feuerwerk , leicht feuerfangende Gegenſtände ,Rauchen . 1. Für ausreichende Beleuchtung , Heizung und Lüftungiſt Sorge zu tragen .
2. Für größere Verſammlungsräume darf elektriſche Beleuch⸗tung und Zentralheizung vorgeſchrieben werden .
3. Das Betreten der Bühnenräume mit unverwahrtem Feuerund Licht iſt verboten .
4. Rauchen während einer Vorſtellung auf der Bühne iſt nurauf Grund beſonderer polizeilicher Erlaubnis zuläſſig .5. Offenes Feuer und Feuerwerk ſowie die Verwendung vonSpiritus , Mineralöl und ähnlichen feuergefährlichen Stoffen auf derBühne ſind verboten . Ausnahmen ſind nur mit beſonderer polizei⸗licher Erlaubnis zuläſſig .
6. Für Schüſſe dürfen nur Pfropfen aus nicht feuerfangendenStoffen , wie Kälberhaare oder Asbeſtwolle , verwendet werden .7. Auf der Bühne zur Verwendung kommende Gegenſtändeleicht entzündlicher Art , wie Schleier , künſtliche Blumen , Tüll⸗ und

Gazekleider u. dergl . , müſſen gegen Entflammen in wirkſamer Weiſegeſchützt ſein .

§ 86. Reinigung der Räume und der Dekorationen .Die Räume der Anlage und die Dekorationen ſind tunlichſt ſtaub⸗frei zu halten und alljährlich mindeſtens einmal nach vorgängigerAnzeige bei der Polizeibehörde gründlich zu reinigen .
§ 87. Dauer der Notbeleuchtung . Die NotbeleuchtungG 67 Ziffer 11) muß im Zuſchauerraum von Einlaß der Zuſchauer ,im Bühnenraum von Eintritt der Darſteller ab, und jedenfalls bisnach Leerung des Hauſes in Wirkſamkeit ſein . 5

33 *
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888. Verkehrshinderniſſe . Treppenpodeſte und Flure
müſſen von jeder Behinderung desß Verkehrs freigehalten werden .

§ 89 . Anzeige von Neuaufführungen . Die letzte Probe
eines Stückes vor deſſen erſter öffentlicher Aufführung iſt der Polizei⸗
behörde mindeſtens 24 Stunden vorher behufs Üüberwachung und An⸗
ordnung der erforderlichen Sicherheitsmaßregeln anzuzeigen .

§ 90. Alarmierung des Perſonals . Die ſofortige Alar⸗
mierung des geſamten Perſonals bei Ausbruch eines Brandes muß
durch Signaleinrichtungen ſichergeſtellt ſein .

D. OSffentliche Verſammlungsräume mit einem Bühnen⸗
podium für Vorträge und Schauſtellungen (§8 2: Zu D) .

§ 91. Im allgemeinen . Sffentliche Verſammlungsräume
mit einem Bühnenpodium für Geſangs⸗ oder deklamatoriſche Vor⸗
träge , oder für Schauſtellungen unter Mitwirkung von höchſtens vier
Perſonen , unterliegen den allgemeinen Anforderungen an Verſamm⸗
lungsräume und außerdem folgenden

Sonderbeſtimmungen .

§ 92. Ankleideräume für die Darſteller . 1. Ankleide⸗
räume für die Darſteller müſſen den baupolizeilichen Anforderungen
an Räume zu dauerndem Aufenthalt von Menſchen entſprechen .

2. Sollen auf dem Podium gewerbsmäßige Aufführungen der
in §8 33a der Reichsgewerbeordnung behandelten Art ſtattfinden , dann
müſſen für die Darſteller den Anforderungen der Ziffer 1 entſprechende
Ankleideräume vorhanden ſein ; auch müſſen dieſe in baulichem
Zuſammenhange mit dem Podium ſtehen und von ihm aus bequem
zu erreichen ſein .

§ 92a . Podium . 1. Die Umfaſſungswände und Decke des
Podiums müſſen feuerfeſt ſein .

2. Der Fußboden des Podiums muß feuerfeſt und undurch⸗
brochen ſein , wenn darunter andere benutzbare Räume liegen . Andern⸗

falls genügt eine Herſtellung der Podiumfläche aus Holz mit unterer
feuerſicherer Bekleidung . Ein etwaiger Hohlraum unter dem Podium
darf nicht zur Aufbewahrung von Gegenſtänden benutzt werden . Die
Unterkonſtruktionen in der Nähe der Lichtleitungen müſſen feuer⸗
ſicher hergeſtellt ſein .

3. Die Grundfläche des Podiums darf keinesfalls 33 qm über⸗
ſchreiten .

§ 92b . Dekorationen . Die Dekorationen des Podiums
müſſen unveränderlich , unverbrennlich und mit dem Podium dauernd
feſt verbunden ſein .

§ 93. Vorhang . Wird die Bühnenöffnung gegen den Zu⸗
ſchauerraum durch einen Vorhang abgeſchloſſen , ſo muß dieſer aus
einem ſchwer entflammbaren Stoff beſtehen .
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§ 94 . Beleuchtung , Heizung . 1. Für größere Ver⸗
ſammlungsräume mit Podium darf elektriſche Beleuchtung und Zen⸗tralheizung gefordert werden .

2. Beleuchtungskörper des Podiums ſind mit Drahtkörben oder
ähnlichen Vorrichtungen zu umgeben , die verhindern , daß die Klei⸗
dungsſtücke der Darſteller mit den Beleuchtungskörpern in Berührungkommen können .

§ 95 . Unverwahrtes Feuer und Licht , Feuerwerk .Die Verwendung von offenem Feuer und Licht ſowie von Feuer⸗werk auf dem Podium iſt nur mit beſonderer polizeilicher Erlaubnis
zuläſſig .

E. Offentliche Verſammlungsräume mit einem Podiumohne bühnenmäßige Ausſtattung für Aufführungen , dieüber den Rahmen einfacher Vorträge und Schauſtellungen
hinausgehen ( § 2: Zu Eh).

§ 95a . Höhenlage . Der Saal darf nicht höher als im
erſten Obergeſchoß liegen .

§ 95b . Anordnung der Plätz e . 1. Loſe Tiſche und
Stühle ſind nur in Logen ſtatthaft .

2. Der Saal darf nicht mehr als eine Galerie haben .
§ 956 . Podium . 1. Die Umfaſſungswände und Decke des

Podiums müſſen feuerfeſt ſein .
2. Der Fußboden des Podiums muß feuerfeſt und undurch⸗brochen ſein , wenn darunter andere benutzbare Räume liegen . Andern⸗

falls genügt eine Herſtellung der Podiumfläche aus Holz mit unterer
feuerſicherer Bekleidung . Ein etwaiger Hohlraum unter dem Podium
darf nicht zur Aufbewahrung von Gegenſtänden benutzt werden . Die
Unterkonſtruktionenz in der Nähe: der ! Lichtleitungen müſſen feuer⸗
ſicher hergeſtellt ſein .

3. Die Grundfläche des Podiums darf keinesfalls 110 qmüberſchreiten . 5

§ 95d . Ausſtattung des Podiums . 1. Die Decke
des Podiums muß in einer Höhe liegen , um das Aufhängen von De⸗
korationen unmöglich zu machen . Ein Höherliegen iſt nur inſoweit
zuläſſig , als die Anordnung von Beleuchtungskörpern es erfordert .2. Schnürboden , Galerien oder Laufſtege , Soffitten , Kuliſſen oder
ſonſtige Verſatzſtücke , Tür⸗ und andere Vorhänge dürfen nicht vor⸗
handen ſein . Geſtattet ſind ein Vorhang , zwei Hinterhänge vor der
Rückwand und den Seitenwänden , die ſämtlich ſeitlich zu bewegenſein müſſen , vor den beiden Seitenwänden einige Verſatzſtücke , deren
Geſamtfläche !für eine Vorſtellung nicht größer als die Vorhangfläche
ſein darf , einige Requiſiten aus ſchwer entflammbarem Material , wie
Tiſche , Stühle und dergl . Vorhänge müſſen aus unverbrennlichen
Stoffen ( Asbeſt ) beſtehen .
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§ 95e . Beleuchtung . 1. Soffittenbeleuchtungen ſind un⸗

zuläſſig . Die Beleuchtung muß elektriſch , unbeweglich und bis auf
die Lichtöffnungen feuerſicher ummantelt ſein .

2. Rampenbeleuchtungen ſind zuläſſig , wenn ſie außerhalb des

Vorhanges angebracht werden .

§ 95f . Aufbewahrungsräume für Requiſiten .
Es müſſen vorſchriftsmäßige ausreichend große und feuerfeſt um⸗
ſchloſſene Aufbewahrungsräume für Verſatzſtücke und Requiſiten vor⸗
handen ſein .

§ 95g9. Feuerwache . Weitere Forderungen , insbeſondere
die Forderung nach Stellung einer Feuerwache , bleiben der Entſcheidung
der Polizeibehörde vorbehalten .

F. Zirkusanlagen (§8 2: Zu P) . ! )

III . Beſtehende Anlagen .

§ 123. Allgemeine Grundſätze . Theater , öffentliche Ver⸗
ſammlungsräume und Zirkusanlagen , die bei Inkrafttreten dieſer
Verordnung ſchon vorhanden ſind , unterliegen folgenden Beſtim⸗
mungen :

1. Erneuerungen ( Reparaturen ) , Veränderungen , Ergänzungen
und Umbauten ſind in der Regel nach den Anforderungen an neue
Anlagen ( Abſchnitt II ) auszuführen .

2. Die Genehmigung baulicher Maßnahmen , die eine erhebliche
Veränderung einer beſtehenden Anlage herbeiführen würden , darf
davon abhängig gemacht werden , daß gleichzeitig die von dem Bau⸗
vorhaben nicht berührten Teile der Anlage , ſoweit ſie den Anforde⸗
rungen des Abſchnitts Il nicht entſprechen , mit dieſen in Übereinſtim⸗
mung gebracht werden .

3. Wird ein mit einer Bühnenanlage für Theateraufführungen
verſehener öffentlicher Verſammlungsraum , der bei Inkrafttreten der
gegenwärtigen Verordnung nur gelegentlich zu Theateraufführungen
( § 2: Zu A) benutzt werden durfte , nicht mehr nur gelegentlich zu
ſolchen Aufführungen benutzt , ſo muß der Verſammlungsraum mit
den Anforderungen in Übereinſtimmung gebracht werden , die Ab⸗
ſchnitt II an Volltheater ſtellt .

4. Wird ein mit einem Bühnenpodium verſehener öffentlicher
Verſammlungsraum , der bei Inkrafttreten der gegenwärtigen Ver⸗
ordnung nur für Geſangs⸗ oder deklamatoriſche Vorträge oder für
Schauſtellungen von Perſonen benutzt werden durfte , fernerhin zu
Theateraufführungen ( 8 2: Zu A) benutzt , ſo muß der Verſamm⸗
lungsraum , je nachdem die Theateraufführungen nur gelegentlich
oder nicht nur gelegentlich erfolgen , mit den Anforderungen in über⸗
einſtimmung gebracht werden , die Abſchnitt II unter Boder A ſtellt .

1) Siehe die Fußnote Seite 504.
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5. Auch unabhängig von den Vorausſetzungen unter denZiffern 1 bis 4 müſſen , ſoweit Gründe der öffentlichen Sicherheit esgeboten und unaufſchiebbar erſcheinen laſſen , beſtehende Anlagen mitden Anforderungen des Abſchnilts Il in Ubereinſtimmung gebrachtwerden .
6. Sollen Räume , die für Unterrichtszwecke beſtimmt ſind , ge⸗legentlich zu öffentlichen Aufführungen benutzt werden , bedürfenſie hierzu einer beſonderen baupolizeilichen Genehmigung der Po⸗lizeibehörde .

§ 124 . Betriebsvorſchriften . Die Betriebsvorſchriften fürneue Theater und neue Zirkusanlagen ( 8 40 - 50 und 8 120 ) findenauch auf beſtehende Anlagen Anwendung.

IV. Allgemeine Beſtimmungen .
§ 125 . Baupläne . Entleerungsberechnung . Die zurGenehmigung von neuen Anlagen einzureichenden Zeichnungen ſindin der Regel im Maßſtabe von 1: 100, bei Bauten beſonders großenUmfanges in der Regel im Maßſtabe von 1 : 150 darzuſtellen . Indie Grundriſſe und Schnitte müſſen außer den geplanten Plätzen uſw .( 8 15, 59 und 104 ) alle wichtigen Maße eingetragen ſein ; außerdemſind in die Grundriß - und Schnittzeichnungen des Entwurfs fürTheater die Ordinaten des Parketts , der Rangabſtufungen ſowieder Flurfußböden , bezogen auf den Schnittpunkt des eiſernen Vor⸗

hanges mit dem Bühnenpodium , in diejenigen für Zirkusanlagendie Ordinaten der Arena , der Ringe ſowie der Flurfußböden ein⸗
zuſchreiben .

Den Zeichnungen für neue Anlagen , nötigenfalls auch denjenigenfür eine Veränderung vorhandener Anlagen , iſt eine Berechnung der
für die Entleerung der Zuſchauer⸗ , Bühnen⸗ , Verſammlungs⸗ und der⸗
gleichen Räume in Betracht kommenden Breiten der Gänge , Türen ,Flure , Treppen , Ausgänge ins Freie , gegebenenfalls auch der Zu⸗und Durchfahrten , beizugeben .

ber Heizungs⸗ , Lüftungs⸗ , Beleuchtungs⸗ und Waſſerleitungs⸗einrichtungen ſind auf Erfordern der Polizeibehörde Überſichtszeich⸗nungen vorzulegen .
Allen Bauzeichnungen iſt eine Baubeſchreibung , die auch die anden wichtigeren Bauteilen zur Verwendung kommenden Bauſtoffe er⸗

ſehen läßt , beizufügen .
Zeichnungen , Entleerungsberechnung und Baubeſchreibung ſindſtets in zwei Ausfertigungen einzureichen .
§ 126 ( Abſ 1). Ausnahmen und Dispenſe . Soweit dieſe

Verordnung gegenüber einzelnen Anforderungen Ausnahmen aus⸗
drücklich zuläßt , hat über deren Bewilligung die Polizeibehördezu befinden .
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Hinſichtlich der Begriffe „ feuerfeſt “ und „feòĩerſicher “ iſt in
der Anlage zu der preußiſchen Muſterpolizeiverordnung folgendes
beſtimmt :

„J. Als feuerfeſt im Sinne der vorſtehenden Verordnung gelten
außer den maſſiven bis auf weiteres folgende Konſtruktionen :

a) Decken aus unverbrennlichen Bauſtoffen , z. B. Könenſche
Voutenplatten , Kleineſche Decken und ähnliche Konſtruktionen ;

b) Wände aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage , glutſicher um⸗
hüllte Eiſenfachwerkswände , Wände aus gebrannten Steinen
mit Eiſeneinlage und dergleichen Konſtruktionen ;

c) Treppen aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage , aus Kunſt⸗
ſtein mit Eiſeneinlage und dergleichen Konſtruktionen . Treppen
aus Hauſteinen gelten nicht als feuerfeſt .

Decken , Wände und Treppen mit nicht glutſicher umhüllten
Eiſenteilen gelten nicht als feuerfeſt . Zur glutſicheren Ummantelung
von Eiſenkonſtruktionen ſind ſchlechte Wärmeleiter zu verwenden ,
die geeignet ſind , die Üübertragung hoher Wärmegrade auf die Eiſen⸗
teile zu verhindern .

II. Als feuerſicher im Sinne der vorſtehenden Verordnung
gelten außer den feuerfeſten bis auf weiteres folgende Konſtruktionen :

a) Decken , die zwar aus unverbrennlichen Bauſtoffen beſtehen ,
aber nicht glutſicher umhüllte Eiſenteile aufweiſen , ferner
ausgeſtakte , mit unverbrennlichen Bauſtoffen ausgefüllte und
unterhalb durchweg mit Kalk⸗ oder Zementmörtel verputzte
oder mit einer gleich wirkſamen Bekleidung verſehene Holz⸗
balkendecken ;

b) Wände aus Gips⸗, Kunſtſtein⸗ oder dergleichen Platten , ferner
beiderſeits verputzte Brettwände oder ausgemauerte Fachwerks⸗
wände , Rabitzwände , Drahtziegelwände und dergleichen ;
Treppen aus Eiſen oder Eichenholz ; Treppen aus anderem
Holz oder aus Hauſteinen nur dann , wenn die Unterſeiten
der Stufen bei erſteren gerohrt und geputzt , bei letzteren ge⸗
putzt , oder bei beiden mit einer gleich wirkſamen Bekleidung
verſehen ſind ;

d) Türen und Klappen , die aus unverbrennlichen , nicht zer⸗
ſtörend aufeinander wirkenden , ihrer Zuſammenſetzung nach
im einzelnen genau bezeichneten Bauſtoffen beſtehen , ſelbſt⸗
tätig zufallen , dichtſchließend in 5 em breite Falze aus un⸗
verbrennlichem Bauſtoff ſchlagen und deren Widerſtands⸗
fähigkeit gegen Feuer durch eine Prüfung des Material⸗
prüfungsamtes in Groß⸗Lichterfelde W dem Polizeipräſidenten
in Berlin nachgewieſen und von dieſem anerkannt iſt . !) Da⸗

C.—

), Bezüglich feuerſicherer Türen in Warenhäuſern , Theatern ,
öffentlichen Verſammlungsräumen , Zirkusanlagen und Räumen zur
Herſtellung oder Lagerung von Zelluloidwaren beſtimmt der preuß .
Runderlaß v. 24. März 1914 , daß künftig an der Schwelle nur eine
Falzbreite von 1 em zu fordern iſt .
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bei gelten als widerſtandsfähig nur ſolche Türen ( oder Klap⸗pen) , die einer Hitze von 1000 “ C mindeſtens 30 Minuten
lang widerſtanden haben , ohne ſich erheblich zu verziehen oder
zu verändern .

e) Dächer , die mit einem , gegen die Übertragung von Feuergenügenden Schutz bietenden Stoffe — z. B. mit Stein , Me⸗
tall , Teerpappe , Holzzement , Glas oder dergleichen — ge⸗deckt ſind . “

2. Erlaß des badiſchen Arbeitsminiſteriums vom16. Juni 1922 Nr . 25871 an die Bezirksämter .
„ Die beim Brande der Sarotti⸗Fabrik in Berlin⸗Tempelhof ge⸗machten Erfahrungen geben Veranlaſſung , die Bezirksämter daraufhinzuweiſen , bei der Prüfung von Geſuchen für die Erſtellung oderden Umbau von Gebäuden , die zu zahlreich beſuchten Verſammlungenbeſtimmt ſind oder ſonſt zur Anſammlung größerer Menſchenmengendienen können , die Beſtimmungen über die bauliche Anlage , dieinnere Einrichtung und den Betrieb von Theatern , öffentlichen Ver⸗

ſammlungsräumen und Zirkusanlagen , der Landesbauordnung , ins⸗
beſondere der 88 58, 59, 70 und 71, ſowie diejenigen über die La⸗
gerung feuergefährlicher Flüſſigkeiten zu beachten . Der Brand hatauch gezeigt , wie dringend notwendig es iſt , daß in ſolchen Bautenund in allen Geſchoſſen , in zweckmäßiger Verteilung , einige Fenſterzum Offnen eingerichet werden , damit die Rettungs⸗ und Löſcharbeitder Feuerwehr nicht erſchwert wird . Bei der Reviſion derartigerGebäude anläßlich der Feuerſchau iſt auch darauf zu achten , daß ſichdie ſelbſtſchließenden feuerſicheren Verſchlüſſe der Brandmaueröffnungenin gutem Zuſtande befinden , denn erfahrungsgemäß werden oft ausGründen des Betriebs die Zuwerffedern dieſer Verſchlüſſe feſtgeklemmtoder abſichtlich ganz entfernt . Auch mag für die Prüfung der Ge⸗

ſuche von Bedeutung ſein , daß bei dem Brande der Sarotti⸗Fabrikein Um über der Hofdecke vorhandenes Oberlicht des unterkellerten
Hofes den im Keller entſtandenen Brand auf die oberen Geſchoſſeweiterleitete und enge , allſeits umſchloſſene Hofräume im Brandfalleals Schlote ( Kamine ) wirkten . “

3. Erlaß des preußiſchen Miniſters für Volkswohl⸗fahrt vom 6. Januar 1922 ll . 9. Nr . 1220 , Wanderzirkuſſemit teilweiſer Holzkonſtruktion betr . ( mit Erlaß des badiſchenArbeitsminiſteriums vom 2. Auguſt 1922 Nr. 31232 den Bezirks⸗ämtern zur entſprechenden Beachtung mitgeteilt ):
„ Während die früheren zeitweiligen Zirkuſſe (Wanderzirkuſſe)faſt allgemein nur aus einem von Maſten getragenen Zeltdach und

Zeltwänden beſtanden , ſind in neuerer Zeit einige Zirkuſſe konſtruiertworden , bei denen zwar auch ein Zeltdach vorhanden iſt ; doch wird
dieſes von einem Sparren⸗ und Stützwerk von Holz getragen , unddie Wände beſtehen aus Holztafeln . Dieſe transportablen Holz⸗zirkuſſe gehören , wie die einfachen Zeltzirkuſſe , zu der Art der
Wanderzirkuſſe , da ſie nur kurze Zeit an einem Ort aufgeſtellt



522 Offentliche Verſammlungsräume und dergl .

werden , um dann abgebrochen und an einem anderen Orte wieder
aufgebaut zu werden . Sie fallen daher hinſichtlich der feuer - und
baupolizeilich zu ſtellenden Anforderungen unter die Beſtimmungdes § 122 der Muſterverordnung über die bauliche Anlage , die
innere Einrichtung und den Betrieb von Theatern uſw .

Es beſtehen daher keine Bedenken , von der Erfüllung der An⸗
forderungen an ſtändige Zirkuſſe , insbeſondere der §88 112 und 113
bei derartigen Holzzirkuſſen Abſtand zu nehmen . Jedoch müſſen an
ſie, abgeſehen von den allgemeinen für Wanderzirkuſſe geltenden
Vorſchriften und den für jeden Einzelfall zu ſtellenden beſonderen
Bedingungen folgende Sonderanforderungen geſtellt werden :

1. Sämtliches Holzwerk muß gehobelt und mit Anſtrich ver⸗
ſehen ſein .

2. Die geſamten Leinwandflächen müſſen ſchwer entflammbar ge⸗
macht ſein . Daß ſie dieſe Eigenſchaft noch beſitzen , iſt durcheine Beſcheinigung der Feuerwehr nachzuweiſen , die nicht älte⸗
ren Datums als ſechs Monate ſein darf .

3. Die Dekorationen dürfen nur aus unverbrennlichen Stoffen
beſtehen .

4. Die elektriſche Beleuchtungsanlage muß den Beſtimmungen des
Vereins deutſcher Elektrotechniker entſprechen .5. Es muß eine Anzahl von Hydranten im Zirkus oder in ſeinerunmittelbaren Nähe vorhanden ſein . “

4. Gemeinſchaftlicher Erlaß des badiſchen Miniſtersdes Innern und des badiſchen Arbeitsminiſters vom
3. März 1923 Nr . 9631 an die Bezirksämter , die Vetriebs⸗
und Feuerſicherheit der Meßbauten ſowie die unfall⸗
ſichere Ausgeſtaltung der Ausſtellungsgegenſtände betr . :

„ Es wurde die Wahrnehmung gemacht , daß ſich der Zuſtandund die Beſchaffenheit der bei Meſſen und Jahrmärkten vorüber⸗
gehend errichteten Bauwerke ( Schaubuden , Karuſſels , Rutſchbahnenund dergl . ) zuſehends verſchlechtert , weil die für die Erneuerung ab⸗
genützter Teile erforderlichen Geldmittel nicht mehr aufgewendet wer⸗
den wollen und der Aufbau oft von ungeübten Leuten nachläſſig er⸗
folgt . Auch die Prüfung der elektriſchen Anlagen dieſer Bauwerke
hat ergeben , daß die meiſt äußerſt behelfsmäßig verlegten Leitungenund die getroffenen Sicherungen nicht die Gewähr für einen möglichſt
feuerſicheren Betrieb bieten . Wir ordnen daher hiermit an, daß
Meß⸗, Zirkus⸗ , Schauſtellungs⸗Bauten und dergleichen vor ihrer
Inbetriebnahme in ſicherheits⸗ , bau⸗ und feuerpolizeilicher Beziehung
nachgeſehen werden . Damit beſondere Koſten hierdurch nicht er⸗
wachſen , ſind nach Möglichkeit Beamte der Baukontrolle und der
Polizei , der Elektrizitäts⸗ und Maſchinenämter der Gemeinden ,
Feuerwehrſachverſtändige und dergl . beizuziehen . Vor der Beſich⸗tigung müſſen die betreffenden Bauten betriebsfertig aufgeſchlagen ,die elektriſchen Leitungen und dergl . betriebsfertig verlegt ſein . Die
Beſitzer der Bauten , die Ausſteller ꝛc. ſind anzuhalten , die Fertig⸗
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ſtellung rechtzeitig dem Bezirksamt anzuzeigen . Für die Herſtellungder elektriſchen Anlagen ſind die vom Verband deutfcher Elektro⸗techniker herausgegebenen „Verbandsvorſchriften “ maßgebend .Es wurde weiter die Wahrnehmung gemacht , daß die aufAusſtellungen , Muſtermeſſen , in Sammlungen und dergleichen auf⸗geſtellten , im Betrieb vorgeführten Maſchinen und Apparate nichtimmer mit den vorgeſchriebenen Schutzvorrichtungen verſehen ſind,ſodaß Bedienungsperſonal und Publikum gegen Unfälle nicht ge⸗nügend geſchützt ſind . Zur Vermeidung derartiger Unfälle und zumZwecke der Erziehung des Publikums haben Veranſtalter und Leiterder Ausſtellungen die Ausſteller ausdrücklich zu verpflichten , die Ma⸗
ſchinen nur mit vollſtändigen , den berufsgenoſſenſchaftlichen Vorſchriftenentſprechenden Schutzvorrichtungen zur Ausſtellung anzuliefern undim Betriebe vorzuführen . Den Beauftragten der zuſtändigen Be⸗
rufsgenoſſenſchaften und dem Gewerbeauſſichtsamt iſt Gelegenheitzu geben , die Ausſtellungen ꝛc. vor ihrer Eröffnung zu beſichtigen . “

q ) Warenhäuſer und dergl .
Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 18. Ja⸗nuar 1913 Nr . 2700 , die Feuerſicherheit in Waren⸗

häuſern betr . , beſtimmt , daß die in der nachſtehenden , von ſeinem
bautechniſchen Referenten ausgearbeiteten Richtſchnur für Anforde⸗rungen an Warenhäuſer uſw . ) aufgeſtellten Grundſätze den ein⸗
ſchlägigen ortspolizeilichen Vorſchriften und amtlichen Anordnungen
zu Grunde zu legen ſind :

Richtſchnur
für Anforderungen an Warenhäuſer und an ſolche Ge⸗
ſchäftshäuſer , in denen größere Mengen brennbarer

Stoffe zum Verkauf ausliegen .
A. Allgemeines .

1. Die Richtſchnur hat den Zweck , den mit der Prüfung von
Baugeſuchen für Warenhäuſer und ſolche Geſchäftshäuſer , in denen
größere Mengen brennbarer Stoffe zum Verkauf ausliegen , und den
mit der Überwachung derartiger Bauten betrauten Behörden Anhalts⸗
punkte zur Beurteilung der etwa im Einzelfalle in Betracht kom⸗
menden Fragen zu geben . Sie bezwecken im Einzelnen :

a) die Gefahrenquellen zu beſeitigen oder doch zu mindern ;
b) im Falle der Gefahr eine raſche und ſichere Entleerung des

) Dieſe „Richtſchnur “ iſt unter Benützung der vom Verband
deutſcher Berufsfeuerwehren herausgegebenen „Richtſchnur für Sonder⸗
anforderungen an Warenhäuſer und an ſolche Geſchäftshäuſer , in
denen größere Mengen brennbarer Stoffe zum Verkauf ausliegen “unter Berückſichtigung der Vorſchriften der Landesbauordnung aus⸗
gearbeitet .
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Hauſes für Käufer , Verkäufer ſamt dem ſonſtigen Perſonal
des Hauſes zu ermöglichen ;

c) die Weiterverbreitung des etwa ausgebrochenen Feuers nach
Möglichkeit zu verhindern ;

d) die Bekämpfung des Feuers und die Rettung der Menſchen
zu ermöglichen .

2. Die Frage , inwieweit im Einzelfalle die Richtſchnur An⸗
wendung finden ſoll , wird u. a. durch die Größe des Warenhauſes
oder des Geſchäfts und die Art der in demſelben vorausſichtlich auf⸗
zubewahrenden oder feilzubietenden Gegenſtände beeinflußt werden .
An diejenigen Bauten ſind ſtrengere Anforderungen zu ſtellen , welche
nur eine Straßen⸗ oder Platzſeite bei verhältnismäßig großer Grund⸗
ſtücktiefe aufweiſen ; günſtiger werden im allgemeinen die Verhältniſſe
da liegen , wo der zur Ausführung beſtimmte Bau an 2 oder gar
3 Straßen⸗ oder Platzſeiten freiſteht . Mit zunehmender Straßen⸗
länge ſteigt im allgemeinen die Möglichkeit des zweckmäßigen und
raſchen Eingreifens der Feuerwehr im Falle eines Brandes ; dement⸗
ſprechend wird die Gefahr für die im Hauſe Anweſenden gemindert .

3. Die Richtſchnur ſoll Anwendung finden auf Gebäude , bei
denen in drei oder mehr Hauptgeſchoſſen größere Mengen brennbarer
Waren verſchiedener Geſchäftszweige zum Verkauf bereit gehalten
werden . Sogenannte Engros⸗Geſchäfte gleicher Ausdehnung , die
Waren eines einzigen Geſchäftszweiges zum Verkauf enthalten , ſind
nur dann gleichzuſtellen , wenn die Art ! der Ware Anlaß zu be⸗
ſonderer Vorſicht in feuerpolizeilicher Hinſicht gibt .

4. Anforderungen , die über das in der LBO . oder in orts⸗
polizeilichen Vorſchriften Verlangte hinausgehen , finden ihre rechtliche
Grundlage in den 88 30, 108 Ziffer 5 und 114 Ziffer 2 des Polizei⸗
ſtrafgeſetzbuchs und in § 3 Abſ . 1 der LBO .

5. Soweit in dieſer Richtſchnur die Begriffe maſſiv , feuerſicher ,
feuerfeſt und glutſicher gebraucht ſind , gelten dafür die am Schluſſe
gegebenen Erläuterungen .

B. Im einzelnen .

J. Kellergeſchoß .
1. Kellertreppen dürfen in der Regel nicht in unmittelbarer

Verbindung mit anderen Treppen des Gebäudes ſtehen ; jedenfalls
muß das Eindringen von Rauch aus dem Kellergeſchoß in die Innen⸗
räume oder die Treppenhäuſer in zweckentſprechender Weiſe ver⸗
hindert werden . Das Kellergeſchoß iſt vom Erdgeſchoß und deſſen
Schaufenſtern feuerfeſt abzutrennen . Sffnungen zwiſchen beiden Ge⸗
ſchoſſen für Treppen und Aufzüge zur ausſchließlichen Verbindung
dieſer Geſchoſſe ſind mit der Maßgabe geſtattet , daß ſie nach beiden
Geſchoſſen durch feuerfeſte Wände mit feuerſicheren Türen abzu⸗
ſchließen ſind . Aufzüge , die mehrere Geſchoſſe verbinden , dürfen ,
unbeſchadet der ſonſt für dieſe geltenden baupolizeilichen Beſtimmungen ,
nur dann in das Kellergeſchoß geführt werden , wenn
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a) der Aufzugſchacht der ganzen Höhe nach durch feuer⸗ und
rrauchſichere Wände geſchloſſen iſt . Im Kellergeſchoß iſt die

Anlage feuerſicherer Türen zu verlangen . In den über dem
Kellergeſchoß liegenden Geſchoſſen ſind Türen mit Elektro⸗
verglaſung in Sproſſenteilung und in gut ſchließenden Metall⸗
oder Eichenholzrahmen oder andere dieſen mindeſtens gleich⸗
wertige zuläſſig ;

b) der Aufzugſchacht an der oberſten Stelle mit Rauchklappen
verſehen iſt , die ſichervon jedem Geſchoß geöffnet werden können .

2. Bis zum Keller hinabreichende Schaufenſter des Erdgeſchoſſes
ſind zuläſſig , falls ſie gegen die Innenräume des Kellergeſchoſſesund gegen die des Erdgeſchoſſes feuerſicher abgeſchloſſen ſind . Die
Länge der unmittelbar verbundenen Schaufenſter darf nicht mehr als
15 m betragen , andernfalls iſt eine feuerfeſte Unterteilung erforder⸗
lich ; auf dieſe kann dann verzichtet werden , wenn durch ſelbſttätige
Löſch⸗ und Meldeanlagen ( Sprinkler , Wärmemelder ) ein in den Schau⸗
fenſtern oder den zugehörigen Dekorationsgängen ausbrechendes
Feuer ſchon beim Ausbruch gemeldet und unterdrückt werden kann .

3. Kellergeſchoſſe von mehr als 500 qm Grundfläche ſind durch
maſſive Brandmauern von mindeſtens 1 Stein Stärke oder durchandere Mauern genügender Stärke und mindeſtens gleicher Wider⸗
ſtandsfähigkeit gegen Feuer in Abteilungen zu teilen , die nicht mehrals 500 qm Grundfläche haben dürfen , falls nicht in gleicher Weiſewie bei 2 eine beſondere Sicherung der Räume durch Meldeeinrichtungund Löſcheinrichtung erfolgt .

4. Die Kellerabteilungen müſſen zwei Zugänge haben , die ent⸗
weder unmittelbar oder durch einen von Brandmauern umgebenen
Kellerflur nach einem nicht überdeckten Hofe oder nach der Straßemünden . Die nach dieſem Flur führenden Sffnungen ſind durch
dichte , im Feuer ſtandhaltende Bauſtoffe (ek. §S 53 Abſ . 3 der LB0 . )oder durch rauch⸗ und feuerſichere Türen zu ſchließen ; die Türen
müſſen nach außen ſo aufſchlagen ,daß der Verkehr im Flur und in
den Treppenräumen nicht beeinträchtigt wird . Die Aufſtellung von

Garderobeſchränken ſowie von anderen brennbaren oder den Verkehr
behindernden Gegenſtänden in den Fluren iſt verboten .

5. Die Kellertreppen müſſen ſosliegen , daß bei Ausbruch eines
Feuers im Keller den dort Anweſenden der Rückzug nach irgend
einer Treppe gewährleiſtet iſt . In den einzelnen Kellerabteilungen
ſind genügend breite Gänge vorzuſehen , welche durch die Abteilung
hindurchführen , in tunlichſt gerader Richtung auf die Ausgänge
münden und ſtets freizuhalten ſind .

6. Die Kellerabteilungen müſſen Vorrichtungen für wirkſame
Entlüftung , am zweckmäßigſten durch Fenſter erhalten . Mechaniſche
Entlüftungsvorrichtungen müſſen von einer geſicherten Stelle des Erd⸗
geſchoſſes oder des Hofes aus bedient werden können .

7. Maſchinen⸗ und Heizräume ſind durch feuerfeſte Wände
gegen die übrigen Kellerräume abzuſchließen ; Sffnungen in dieſen
Wänden ſind rauch⸗ und feuerſicher abzuſchließen .
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II . Dach geſchoß .
1. Wohnungen über dem 4. Hauptgeſchoß ſind verboten , wenn

die darunter gelegenen Geſchäfts⸗ oder Lagerräume im Sinne der
„Richtſchnur “ enthalten .

Wohnungen über dem 3. Hauptgeſchoß , oder ſolche auf gleicher
Geſchoßhöhe mit den Geſchäftsräumen , können zugelaſſen werden
unter folgenden Vorausſetzungen :

a) Sie dürfen nur an der Straßenfront liegen ; die Fenſter dürfen
nicht an Lichthöfen liegen , auf welche auch Fenſter der Ge⸗
ſchäftsräume führen .

b) Die Wohnungen müſſen von den Geſchäfts - und Lagerräumen
durch feuerfeſte Decken und Wände getrennt ſein . Sie müſſen
beſondere , mit den Geſchäftstreppen nicht in Verbindung
ſtehende , feuerfeſte Treppen in feuerfeſten Treppenhäuſern und
von dieſen geſicherte Rettungswege nach der Straße haben .

2. Das Dachgeſchoß darf , wenn in demſelben Verkaufsräume
oder andere Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen , wie
Arbeitsräume , Küchen , Kontore und dergl . mehr enthalten ſind , nicht
durch die etwa im Innern der Verkaufsräume gelegenen Freitreppenmit anderen Geſchoſſen verbunden ſein , und es muß , außer den etwa
den Verkehr mit anderen Geſchoſſen vermittelnden Treppen , noch die
nach den Verhältniſſen notwendige Zahl von Treppen , welche un⸗
mittelbar auf die Straße oder nach dem Hof führen , vorhanden ſein .
Das Dachgeſchoß iſt von den vorgenannten , nach anderen Stockwerken
führenden Treppen durch maſſive Wände zu trennen ; darin vorhandeneTüren ſind rauch⸗ und feuerſicher abzuſchließen .

III . Bauliche Anlage .
1. Das Haus muß nach ſeiner Bauart gegen Feuer möglichſt

widerſtandsfähig ſein . Die Nachbargebäude müſſen durch ausreichend
hochzuführende Brandmauern geſchützt werden . Holzverſchläge , Holz⸗
Scheidewände , Feuerſtätten und dergl . mehr dürfen in keinein Teil
der Geſchäftsräume , Treppen und dergl . mehr ohne beſondere Er⸗
laubnis ausgeführt werden .

2. Eiſenkonſtruktionsteile ( Säulen , Unterzüge , Deckenträger uſw. )
ſind glutſicher zu ummanteln . Bon einer vollſtändigen Umhüllung der
an

555
Straße gelegenen Außenfläche eiſerner Stützen kann abgeſehen

werden .
3. Decken unmittelbar über Geſchäftsräumen ſind aus feuer⸗feſten Bauſtoffen herzuſtellen . Deckendurchbrechungen zum Zwecheder Vereinigung von Räumen verſchiedener Geſchoſſe oder zum

Zwecke der Gewinnung eines ſchönen Rundblickes ſind zuläſſig ; es
ſind jedoch in ſolchem Falle Abzugsöffnungen in der oberſten Decke
oder deren nächſter Nähe einzurichten , deren Größe mindeſtens 12 %
derjenigen der Deckendurchbrechung betragen muß . Dieſe Vorrich⸗
tungen müſſen von einer außerhalb der Geſchäftsräume gelegenen ,
geſicherten Stelle des Erdgeſchoſſes oder des Hofes gehandhabt werden
können .
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4. Größere Lagerräume ſollen in der Regel feuer⸗ und rauch⸗ſicher von den Geſchäftsräumen getrennt ſein .
5. Die Frontwand über Fenſtern , welche zur Ausſtellung vonWaren dienen , muß in einer Höhe von mindeſtens Um maſſiv ge⸗ſchloſſen bleiben ; der Sturz der Schaufenſteröffnung muß mindeſtens30 cm unter die Deckenunterkante hinabreichen . Eine Verminderungdieſer Maße iſt zuläſſig , wenn das Schaufenſter gegen die Verkaufs⸗räume feuerſicher abgeſchloſſen wird .
6. In größeren Geſchäftsräumen kann , zum Zwecke der Ein⸗

ſchränkung eines Feuers , die Anlage feſter , unverbrennlicher undetwa Umvon der Decke herabreichender Trennungsſtreifen (Schürzen )an geeigneten Stellen gefordert werden ; dieſelben ſind in der Regelda anzubringen , wo unter gewöhnlichen Verhältniſſen eine Brand⸗
mauer angelegt werden müßte ; dieſe Schürzen können auch aus
Elektroglas oder Asbeſt oder dergl . mehr beſtehen ; in der Nähe von
Lichthöfen und andern im Falle eines Brandes als Rauchabzug in
Betracht kommenden Gebäudeteilen dürfen dieſelben nicht liegen .7. Fenſterausbauten ſind oben feuerſicher abzudecken . Um die
Übertragung eines Feuers in höher liegende Geſchäfts⸗ , Arbeits⸗ oder
Wohnräume von außen möglichſt zu verhüten , ſollen in der Regelunter den Fenſtern dieſer Räume Geſimſe oder ſonſtige flammen⸗
abweiſende Architekturteile angebracht werden . Die Fenſter der
oberen Geſchoſſe ſind durch Sproſſen in Felder von höchſtens 2 qmGröße zu teilen oder durch geeignete Vorkehrungen gegen das Herab⸗
fallen zu ſichern . Alle Fenſter ſollen in der unteren Hälfte , und zwar
möglichſt nahe der Fenſterbank , mindeſtens einen beweglichen , voninnen mit einem Griffe bequem zu öffnenden Flügel von 40 em
lichter Breite und 1,25 m lichter Höhe oder darüber erhalten . Gitter
vor den Fenſtern ſind unzuläſſig .

8. Die Anlage von Blitzableitern kann verlangt werden .

IV. Treppen , Türen und Vorkehrungen
zur Entleerung .

1. Die Ausgänge der Verkaufsräume im Erdgeſchoß ſind nach
Zahl , Lage und Größe ſo anzuordnen , daß bei Ausbruch eines Feuersvon allen anweſenden Perſonen mindeſtens ein Ausgang ſicher er⸗
reicht werden kann . Die Geſamtbreite aller Ausgänge muß ſo be⸗
meſſen ſein , daß auf je 100 qm der durch das Erdgeſchoß , einſchließ⸗
lich der Lichthöfe ( Deckendurchbrechungen ) überbauten Grundfläche
mindeſtens 0/3 m entfallen . Kein Ausgang darf weniger als 1 m
breit ſein . Ausgänge des Erdgeſchoſſes , die durch Treppenhäuſer
hindurchführen , gelten nicht als notwendige Ausgänge im Sinne der
vorſtehenden Anforderungen . Ausgänge , die auf Höfe führen , werden
als notwendige nur dann angerechnet , wenn von den Höfen ein durch⸗
aus geſicherter Verbindungsweg , der mindeſtens halb ſo breit wie
ſämtliche auf die Höfe mündenden Ausgänge , mindeſtens aber 3 m
breit ſein muß , zu einem Straßen⸗ oder Platzraum vorhanden iſt .
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2. Jedes Obergeſchoß muß , unbeſchadet der Vorſchriften des
§ 70 Abſ . 1 LB0 . , durch mindeſtens zwei Treppen ſichere Verbin⸗
dung mit dem Straßen⸗ oder Platzraum haben . Die Treppen ſind
ſo anzuordnen , daß bei Ausbruch eines Feuers von jeder Stelle des
Geſchoſſes aus mindeſtens eine Treppe ſicher erreicht werden kann .
Die notwendigen Treppen dürfen nur durch feuerſichere Türen mit
den angrenzenden Räumen in Verbindung ſtehen . Freitragende
Tritte und Wendeltreppen ſind in der Regel unzuläſſig . Die Trep⸗
pen ſind feuerfeſt herzuſtellen . Die Trittſtufen können mit Holz be⸗
legt werden . Auf beiden Seiten ſind Handläufer anzubringen . Jede
Treppe muß zwiſchen Geländer und Mauer gemeſſen mindeſtens
1,20 m und ſoll höchſtens 1,80 mbreit ſein .

In Wänden , welche nach der Straße führende Durchgänge
oder Durchfahrten von Geſchäftsräumen trennen , dürfen Schau⸗
fenſteröffnungen nicht angebracht werden .

Die Treppenhäuſer ſind mit Entlüftungsvorrichtungen zu ver⸗
ſehen , welche mindeſtens ſo hoch wie die Decke des oberſten , mit der
Treppe in Verbindung ſtehenden Geſchoſſes liegen ſollen . Die Ge⸗
ſamtfläche der Lüftungsöffnung muß mindeſtens 12 der Geſamt⸗
grundfläche des Treppenhauſes betragen und von geſicherter Stelle
des Erdgeſchoſſes oder gegebenenfalls des Hofes aus bedient werden
können .

3. Die im Verkaufsraum in oder neben größeren Deckendurch⸗
brechungen liegenden Freitreppen bedürfen keines Abſchluſſes im
Sinne des Abſ . 2, werden aber bei Bemeſſung der notwendigen
Treppen nicht in Anrechnung gebracht . Etwa angenommene Zwiſchen⸗
treppen müſſen feuerſicher abgeſchloſſen werden .

4. Die für die Entleerung des Gebäudes in Frage kommenden
Türen müſſen nach außen aufſchlagen und leicht beweglich einge⸗
richtet ſein . Kanten⸗ und Schubriegel ſind unzuläſſig ; Pendeltüren
können zugelaſſen werden , dieſe ſollen ſich nach außen feſtſtellen laſſen .

5. Vorhänge an den nach Treppen und Ausgängen führenden
Türen ſind unzuläſſig , Windfänge dürfen angebracht werden . Der
Verkehr in Fluren , Treppenräumen uſw . darf nicht durch geöffnete
Türflügel behindert werden ; letztere dürfen daher in geöffnetem Zu⸗
ſtande in Treppenräume oder Flure nicht vorſpringen .

6. Die Türen und deren Verſchlüſſe müſſen ſtets leicht laufen .
Das Anbringen von Rolläden oder Gittern vor inneren Türen ,
oder die Anlage von Schiebetüren an den notwendigen Ausgängen
iſt verboten .

7. Die Ausgänge ſollen als ſolche mit großer , leicht lesbarer ,
etwa ſchwarzer Schrift auf weißen Tafeln , wenn notwendig künſt⸗
lich hell beleuchtet , kenntlich gemacht werden ; ſie ſollen ſo liegen ,
daß ſie möglichſt auch von weitem zu erkennen ſind . Die auf dieſe
zuführenden Wege ſind nach Lage und Breite feſtzulegen . Die
Breite der für die Entleerung wichtigen Verkehrswege ( Gänge )
wird nach der Höchſtzahl der zu erwartenden Beſucher , einſchließlich
der in Betracht kommenden Angeſtellten , bemeſſen und darf in der
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Regel nicht geringer als 2,0 m ſein . Die Wege ſind dauernd von
Verkaufsgegenſtänden , Kiſten u. dergl . mehr frei zu halten und durchaugenfällige Richtungspfeile mit der Aufſchrift „ Ausgang “ zu be⸗
zeichnen . Alle Ausgänge ſind ſo anzulegen , daß ſie nach Möglich⸗keit regelmäßig vom Perſonal und Publikum benützt werden . So⸗
genannte Notausgänge , die von Perſonal und Publikum nur im
Falle der Gefahr benutzt werden ſollen , ſind zu vermeiden — die
Bezeichnung „ Notausgang “ iſt verboten —.

8. Die an inneren überbauten Lichthöfen vorhandenen Brü⸗
ſtungen ſollen aus unverbrennlichem Bauſtoffe beſtehen und in der
Regel geſchloſſen ſein . Hinter der Brüſtung , und zwar innerhalbeines Abſtandes von 2 m, gerechnet von der größten Ausladungdes Brüſtungsgeſimſes nach dem Lichthof , dürfen Waren nur bis
Brüſtungshöhe gelagert werden . Stark verglaſte Schaukäſten dürfenüber die Brüſtungshöhe hinausragen , auch wenn ſie unmittelbar ander Brüſtung aufgeſtellt werden .

Leicht brennbare Gegenſtände dürfen an den Brüſtungen , Trep⸗penwänden und Treppengeländern nicht derart aufgehängt werden ,daß ſie eine übertragung des Feuers ermöglichen oder den Verkehrbehindern .
V. Beleuchtung .

Die Beleuchtung muß elelktriſch ſein .
Für elektriſche Einrichtungen ſind die vom Verbande DeutſcherElektrotechniker aufgeſtellten Vorſchriften für die Errichtung elektri⸗

ſcher Starkſtromanlagen maßgebend . Außerdem ſind noch folgende
Sonderanforderungen zu ſtellen :

Feſtverlegte Leitungen müſſen , ſoweit ſie mit leicht entzündlichen
Stoffen in Berührung kommen können , bis in die Lampenträger oder
in die Anſchlußdoſen vollſtändig durch Rohre geſchützt ſein . Beleuch⸗
tungskörper und andere Stromverbraucher , welche ihren Standortwechſeln , ſind entweder mit metallumhüllten Leitungen oder mit
anderen , beſonders geſchützten Leitungen ohne Metallmantel anzu⸗ließen .1

Im erſten Falle iſt das eine Ende der Metallumhüllung mit
dem Metallmantel der Faſſung leitend zu verbinden , das andere
Ende iſt an eine geerdete Leitung anzuſchließen . Im zweiten Falleiſt nur biegſame Leitung mit waſſerdichter Jolierhülle zuläſſig , die
zum Schutz gegen mechaniſche Beſchädigungen mit einem Überzugaus widerſtandsfähigem Stoffe (3. B. Segeltuch , Leder , Hanfſchnur⸗
umklöppelung ) verſehen iſt . Sämtliche Schalter , Anſchlußdoſen und
Sicherungen müſſen mit widerſtandsfähigen Schutzkäſten umgebenund an ſolchen Plätzen feſt angebracht werden , wo eine Berührungmit leicht entzündlichen Stoffen ausgeſchloſſen iſt .

Notbeleuchtung .
Alle Geſchäfts⸗ , Lager⸗ und Arbeitsräume , ſowie alle Treppenund Flure müſſen mit Notbeleuchtung verſehen ſein . Zur Notbeleuch⸗

tung ſind elektriſche Lampen zu verwenden , welche durch eine oder
Sch luſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 34
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mehrere , räumlich und elektriſch von der Hauptanlage unabhängige
Stromquellen geſpeiſt werden . Auch auf die elektriſche Notbeleuch⸗
tung finden die unter lit . b erwähnten Sicherheitsvorſchriften An⸗
wendung . Die von der Polizeibehörde für die Notlampen vorzu⸗
ſchreibenden Plätze ſind an Ort und Stelle durch beſondere Marken
in roter Farbe und mit fortlaufenden Nummern kenntlich zu machen .Die Notbeleuchtung muß in Betrieb geſetzt ſein , ſobald die Ver⸗
kaufsräume beleuchtet werden . Die Notbeleuchtung muß beim Er⸗
löſchen der Hauptbeleuchtung die Ausgänge und die Wege zu ihnen
ausreichend beleuchten .

VI. Heizung und Lüftung .
J. Lokale Einzelheizungen ſind verboten , ſtatt ihrer iſt die Zen⸗

tralheizung zu wählen .
2. Kanäle für Leitung heißer Luft ſind vollſtändig mit feuer⸗

ſicherem Stoff zu umſchließen und ſo anzulegen , daß ſie von Staub
gereinigt werden können .

3. Heizkörper und Heizrohre :
M Verkaufs⸗ , Betriebs⸗ und Lagerräumen für beſonders leicht

entzündliche Gegenſtände ſind die Heizkörper und Heizrohre gegen
Berührung zu ſichern . Feuerungsanlagen ſind alljährlich vor Beginnder Heizperiode durch einen Sachverſtändigen nachzuſehen und nötigen⸗
falls in Stand zu ſetzen .8

4. Wünſchenswert iſt in großen Warenhäuſern die Anlage
künſtlicher Vorrichtungen zum Zweck der Zuleitung friſcher und der
Ableitung verbrauchter Luft , da bei der baulichen Anlage der Ver⸗
kaufsräume und der Zahl der darin zeitweiſe ſich aufhaltenden Per⸗
ſonen mit einem raſchen Verbrauch der Luft zu rechnen iſt . Mit der
elektriſchen Beleuchtung oder der Zentralheizung läßt ſich dieſe künſt⸗
liche Lüftung mitunter leicht verbinden .

VII . Sicherheits⸗ , Löſch⸗ und Rettungsvorſchriften .
1. Seiten⸗ und Zwiſchengänge , Treppen , Treppenabſätze und

Flure müſſen dauernd gut in Stand gehalten und von allen Ver⸗
kehrshinderniſſen und brennbaren Gegenſtänden freigehalten werden .

2. Vor Türen und Ausgängen dürfen Verkaufsſtücke oder
andere , die raſche Entleerung hemmende Gegenſtände nicht aufge⸗ſtellt werden .

8. Es ſind Pläne in doppelter Ausfertigung zur Genehmigung
einzureichen , in welche die Verkehrswege und deren Breite ( Ab⸗ſchnitt IV) einzutragen ſind.

4. Verkäufliche Beleuchtungsgegenſtände, Kocheinrichtungen ,
Spiritusſpielzeugmotoren und dergl . dürfen im Betrieb nur in be⸗
ſonderen , dafür beſtimmten Räumen vorgeführt werden .

Für Gasmeſſer ſind beſondere , feuerfeſt umſchloſſene Räume
einzurichten , denen Licht⸗ und Luftzutritt von außen geſichert iſt.

5
muß auch außerhalb des Gebäudes leicht abſtell⸗ar ſein.
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5. Das Rauchen iſt in den Verkaufs⸗ , Betriebs⸗ und Lager⸗räumen verboten . Das Rauchverbot iſt durch Anſchläge in aus⸗

reichender Zahl , Größe und Deutlichkeit beſonders an den Eingängenbekannt zu geben .
6. Leicht brennbare Abfälle , Packmaterial , Kiſten und dergl .dürfen in Verkaufsräumen , Betriebsſtätten , Treppenhäuſern ſowieauf Fluren und Durchgängen auch nicht vorübergehend untergebrachtwerden .

7. Die Feuerlöſcheinrichtungen und die beſonderen Angriffs⸗und Rettungswege ſind nach näherer Anweiſung der Polizeibehörde
anzulegen und dauernd in Ordnung zu halten . Als Feuerlöſchein⸗richtungen werden Hydranten mit gebrauchsfertigen Feuerlöſchern
empfohlen , die etagenweiſe in der Hauptſache in der Nähe der
Treppenhäuſer und Zugänge , etwa in Niſchen , anzubringen ſind .In dieſen Niſchen können eventuell auch Waſſereimer , Eimer mit
Sand , ſowie imprägnierte Decken zum Erſticken des Feuers in
ſeiner Entſtehung untergebracht werden . Außerdem ſind Handlöſch⸗
apparate in genügender Zahl und an entſprechenden Stellen aufzu⸗ſtellen oder aufzuhängen .

8. In beſonderen Fällen kann die Anlage eines Feuermelders ,
nötigenfalls mit Nebenmelder oder auch einer Alarmeinrichtung ge⸗fordert werden . Die Alarmvorrichtung ſoll in unauffälliger Weiſe ,und womöglich zunächſt nur für das Perſonal in ihrer Wirkung er⸗
kennbar ſein . 8

9 . Jeder Angeſtellte muß über das , was er beim Ausbrucheines Feuers oder einer Panik , ſowie beim Ertönen der Alarmvor⸗
richtung zu tun hat , genau unterrichtet gehalten werden . Gegebenen⸗
falls kann nach Lage , Größe oder Eigenart des Geſchäftes die Aus⸗
arbeitung einer Dienſtweiſung verlangt werden ; dieſe iſt dem Per⸗
ſonal einzuhändigen und auf Verlangen vorzulegen .

10. Auf Verlangen der Polizeibehörde iſt der Geſchäftsinhaber
verpflichtet , für Zeiten beſonderen Andrangs des Publikums eine ,
nach der Zahl ausreichende , geſchulte und ausſchließlich dem Sicher⸗
heitsdienſte gewidmete Feuerwache zu halten . Iſt eine Hauswache
vorhanden , ſo iſt dieſelbe der überwachung durch die Polizeibehörde
unterſtellt . Im Falle der Gefahr ſoll , wenn irgend tunlich , zunächſtnur das Perſonal auf die Gefahr aufmerkſam gemacht werden ,
welches ſeinerſeits die ihm zugewieſenen Plätze einnimmt und als⸗
dann mit Sicherheit und Ruhe das Verlaſſen des Hauſes auf geord⸗netem Wege herbeiführt . Ruhe bei den Angeſtellten und raſches
Eingreifen des etwa im Hauſe anweſenden Feuerwehrmannes iſt
Haupterfordernis im Falle der Gefahr .

11. Es iſt Vorſorge zu treffen , daß keine Überfüllung der Ver⸗
kaufsräume eintritt . Erforderlichenfalls wird die Höchſtzahl der
Beſucher nach Maßgabe der vorhandenen Ausgänge und Treppen
feſtgeſetzt .

34 *
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12. Zu Zeiten großer Feſte , der Saiſonausverkäufe , der ſoge⸗
nannten weißen Woche uſw . iſt eine Kontrolle durch die Feuerwehr
oder die Schutzmannſchaft notwendig ; das Bezirksamt hat darüber
zu wachen , daß die allgemeinen , und etwa für dieſen Fall beſonders
geſtellten Vorſchriften genau erfüllt werden .

In Fällen ſolcher Veranſtaltungen , die häufig mit einem be⸗
ſonderen Schmuck der Verkaufsräume verbunden werden , fällt die
Abnahme und Überwachung durch das Bezirksamt nötig ; gegebenen⸗
falls kann auch damit eine Prüfung in der Richtung verbunden
werden , ob das Perſonal im Stande iſt , die im Falle der Gefahr ihm
zufallenden Aufgaben mit Ruhe und Sicherheit zu löſen .

13. Dem pflichtgemäßen Ermeſſen des Bezirksamtes wird die
Entſcheidung darüber überlaſſen , wann und für welche Zeitabſchnitte
die Durchführung der im Intereſſe der Sicherheit gebotenen Beſtim⸗
mungen an Ort und Stelle nachzuprüfen iſt . Im allgemeinen fällt
eine zweimalige überwachung im Laufe des Jahres , eine mehrmalige
überdies in den Wochen vor Oſtern , Pfingſten und Weihnachten nötig .

14. Empfehlenswert iſt in großen Bauten mitunter auch die
Anlage von Wohlfahrtseinrichtungen für das Perſonal : Ruheräume ,
Erfriſchungsräume , eine Kantine für Abgabe von Speiſen und Ge⸗
tränken zu billigen Preiſen ; bei ganz großen Anlagen eventuell eine
Unfallſtation und Räume zur weiteren Ausbildung des weiblichen
Perſonals .

VIII . Schluß be ſtimmungen .
1. Die vorliegende Richtſchnur findet Anwendung auf alle neu

zu errichtenden Waren⸗ und Geſchäftshäuſer und ebenſo auf ſolche
beſtehende Bauten , in denen Geſchäftsräume für die genannten
Zwecke neu eingerichtet werden ſollen .

2. Ob und inwieweit dieſe Richtſchnur auch auf ſolche Gebäude
anzuwenden iſt , bei denen nur im Erdgeſchoß und dem darüber
liegenden Geſchoſſe Geſchäftsräume der genannten Art vorhanden
ſind oder geſchaffen werden ſollen , bleibt dem Ermeſſen der Bezirks⸗
ämter vorbehalten .

3. Den Bezirksämtern bleibt die Entſcheidung darüber vorbe⸗
halten , ob und inwieweit dieſe Richtſchnur auch auf beſtehende
Waren⸗ oder Geſchäftshäuſer anzuwenden iſt . In dieſem Falle ſind
indeſſen nur ſolche Anforderungen zu ſtellen , welche ohne große
Schwierigkeiten und ohne unverhältnismäßigen Geldaufwand durch⸗
geführt werden können , ſofern nicht etwa durch den beſtehenden Zu⸗
ſtand beſondere Gefahren für das Perſonal oder das Publikum ge⸗
ſchaffen werden .

Eine ſorgfältige Prüfung der Baugeſuche iſt auch da am Platze ,
wo es ſich um den allmählichen Ausbau von Stockwerken zu den
genannten Zwecken handelt .
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Erläuterung der Begriffe :
Maſſiv , feuerfeſt, ) feuerſicher ) und glutſicher im Sinne

der Richtſchnur .
1. Als maſſive Konſtruktionen ſind im allgemeinen diejenigenanzuſehen , welche ſelbſt nicht brennen , im Feuer an Haltbarkeit undForm nur ganz unweſentlich einbüßen und den Witterungs⸗ undmechaniſchen Einflüſſen einen ſehr großen Widerſtand entgegenſetzen .Es gehören dazu u. a. :

a) Backſteinmauern von mindeſtens 25 em Stärke , Zement⸗betonmauern guter Miſchung und derſelben Stärke , Bruch⸗ſteinmauern von mindeſtens 50 em Stärke , Gewölbe ausgleichen Materialien in gleicher Stärke , Eiſenbetonwände undDecken mit vollſtändiger und mindeſtens 5 em ſtarker Um⸗
hüllung des Eiſens , gut gemauerte Backſtein⸗ und Beton⸗
pfeiler von mindeſtens 39/39 em Stãrke , Eiſenbetonpfeiler von25/25 em, Sandſtein⸗ , Granit⸗ und Kalkſteinmauern und Pfeilerentſprechender Stärke u. dergl . mehr .
Treppen aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage , aus Kunſtſteinmit Eiſeneinlage , wenn auch deren Mittelwangen durch maſſiveMauern , Bogen , Pfeiler u. dergl . mehr unterſtützt ſind .2. Als feuerfeſte Konſtruktionen ſind im allgemeinen die⸗jenigen anzuſehen , die ſelbſt nicht brennen , im Feuer an Form nichtund an Haltbarkeit nur ganz unweſentlich einbüßen , deren Wider⸗ſtand gegen mechaniſche Einflüſſe aber ein geringerer iſt als derjenigevon Maſſiv⸗Konſtruktionen . Es ſind das bis auf Weiteres folgende :a) Eiſenträgerdecken mit Ausrollung aus gebrannten Steinen und

zwar Ziegel⸗ oder Hohlſteinen mit oder ohne Eiſeneinlagen ,Eiſenbetondecken und dieſen gleichwertige entſprechender Stärke .
b) Wände aus gebrannten Steinen , mit Eiſeneinlage von ½ Stein

Stärke , aus Beton , aus Eiſenbeton , aus Eiſenfachwerk und
dieſen gleichwertige Wände entſprechender Stärke , Stützen aus
Eiſen , Eiſenbeton oder Naturſteinen entſprechender Stärke .

c) Treppen aus Beton mit und ohne Eiſeneinlage , aus Kunſtſteinmit Eiſeneinlage und ähnliche Konſtruktionen .
In den Fällen a, b und müſſen die tragenden Eiſenkonſtru⸗tionen nach allen Seiten mindeſtens 5 em ſtark glutſicher umhülltſein . Zur glutſicheren Umhüllung ſind ſchlechte Wärmeleiter zu ver⸗wenden . Für Eiſenbeton⸗Konſtruktionen genügt eine 2 —8 em ſtarkeÜberdeckung der Eiſeneinlagen . Die Stärke feuerfeſter Wände mit

Eiſeneinlage muß mindeſtens 12 em betragen .In feuerfeſten Wänden ſind Lichtöffnungen bis zu 1 qmGröße zuläſſig , wenn dieſelben durch zwei in einem Mindeſtabſtandevon 10 em feſt eingebaute Glasabſchlüſſe aus mindeſtens 15 mm

). Soweit in der „Richtſchnur “ eine Erläuterung der Begriffe„feuerfeſt “ und „feuerſicher “ gegeben iſt , gilt dieſe nur für den vor⸗
liegenden Fall ( Erl . d. Min . d. Innern v. 18. Januar 1913 Rr . 2700 ) .

b —
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ſtarkem Drahtglas , mit Draht umſponnene oder mit Drahteinlage
verſehene Glasbauſteine oder dieſen gleichwertige Konſtruktionen ge⸗
ſichert werden .

3. Als feuerſichere Konſtruktionen gelten im allgemeinen die⸗
jenigen , welche dem Feuer wenigſtens einige Zeit Widerſtand leiſten
und gegen mechaniſche Einflüſſe wenigſtens einigermaßen Haltbarkeit
zeigen . Es ſind dies bis auf Weiteres außer den feuerfeſten und
den maſſiven folgende :

a) Decken : Ausgeſtakte , mit unverbrennlichen Bauſtoffen aus⸗
gefüllte und unterhalb vollſtändig mit Kalk⸗ oder Zementmörtel
verputzte , oder mit einer ebenſo feuerſicheren Bekleidung verſehene
Holzbalkendecken , ferner ſolche Decken , die zwar aus unverbrenn⸗
lichen Bauſtoffen beſtehen , aber nicht glutſicher umhüllte tragende
Eiſenteile aufweiſen .

b) Wände : Beiderſeits verputzte Bretterwände , deren Verputz
mindeſtens 23 mm ſtark iſt , ausgemauerte Fachwerkwände mit
mindeſtens 1 em ſtarker Putzſchicht , Rabitzwände , Drahtziegelwände ,
Wände aus Asbeſtſchiefer , aus Gips oder Kunſtſteinplatten und dergl .
von mindeſtens 5 em Stärke .

c) Treppen aus Eiſen oder Eichenholz , letzterenfalls mit ein⸗
geſchobenen , nicht aber aufgenagelten oder aufgeſchraubten Tritt⸗
und Füllbrettern , Treppen aus Hauſteinen dann , wenn die Unter⸗
ſeiten der Stufen geputzt oder ſonſt gleich wirkſam verkleidet ſind .

d) Türen : Als feuerſichere Türen gelten im allgemeinen ſolche ,
die einer Hitze von 1000 “ S mindeſtens 30 Minuten lang wider⸗
ſtehen können , aus unverbrennlichen , nicht zerſtörend aufeinander
wirkenden Bauſtoffen beſtehen , ſelbſttätig zufallen , dichtſchließend in
mindeſtens 3 em ſtarke Falze aus unverbrennlichem Material fallen .
Die Falze müſſen feſt in der Wand verankert ſein , die Eiſenblech⸗
platten ſind durch Nieten miteinander zu verbinden . Es gehören
dazu z. B. Türen aus doppelten , 1 mm ſtarken Eiſenblechplatten
mit Asbeſteinlage oder andern unverbrennlichen Einlagen entſprechen⸗
der Stärke , Türen aus Eichenholz mit allſeitiger Eiſenblechverkleidung
von 0,5 —1 mm. Ob und inwieweit im Einzelfalle und an einzelnen
Stellen , ſoweit in der Richtſchnur nicht beſtimmte Vorſchriften gegeben
ſind , Türen mit Elektroverglaſung in Sproſſenteilung und in feſt
anſchließenden Metall⸗ oder Eichenholzrahmen oder dieſen gleich⸗
wertige zuzulaſſen ſind , ſteht im Ermeſſen des Bezirksamtes .

e) Dächer , die mit einem Material gedeckt ſind , das genügen⸗
den Schutz gegen Übertragung des Feuers bietet ( Metall , Beton ,
Stein , Schiefer , Ziegel , Holzzement mit entſprechend ſtarker Sand⸗
oder Kiesſchichte darüber , Glas von genügender Stärke und andere
dieſen gleichwertige Stoffe ) .

In feuerſicheren Wänden dürfen Fenſter aus Drahtglas , Elek⸗
troglas und ähnlichen Verglaſungen verwendet werden , wenn ihre
Geſamtgröße ½0 der Wandfläche , in der ſie angebracht ſind , nicht
überſteigt .
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4. Zur glutſicheren Ummantelung von Eiſenkonſtruktionenſind ſchlechte Wärmeleiter zu verwenden , welche geeignet ſind , dasVordringen der Hitze zu dem Eiſen zu verzögern und große Wider⸗ſtandsfähigkeit gegen mechaniſche Einflüſſe ( Waſſer , Stoß , Drucku. dergl . mehr ) zeigen . Als ausreichend für den genannten Zweck ſindu. a. anzuſehen :
a) Mauerwerk von mindeſtens Stein Stärke aus guten hartgebrannten Ziegeln in guter Ausführung , poröſen Steinen mit Port⸗landzementmörtel vermauert nebſt feſthaftender Deckſchicht aus 1emſtarkem Portlandzementputz , dieſer nötigenfalls auf Drahtgeflecht .b) Portlandzementbeton von mindeſtens 5 em Stärke nebſtfeſthaftender Deckſchicht aus etwa 1 em ſtarkem Portlandzementputz .0) 4 em ſtarker Putz aus Portlandzementmörtel auf Drahtnetz ,Metallgeflecht oder ähnlicher Unterlage .
Rohrleitungen irgend welcher Art dürfen inkdie Ummantelungennicht verlegt werden .
Im Zweifelsfalle werden diejenigen Konſtruktionen oder Vau⸗ſtoffe als maſſiv , feuerfeſt , feuerſicher oder glutſicher anzuerkennenſein , denen durch eine amtliche Prüfungs⸗ und Verſuchsanſtalt ineinwandfreier Weiſe dieſe Bedeutung zugeſprochen wird oder iſt .

1) Verordnung des Miniſteriums des Innern vom31 . Juli 1912 , die Einrichtung und den Betrieb
von Aufzügen ( Fahrſtühlen ) betr . )

( Geſ . ⸗ u. VOBl . 1912 Seite 353) . — Auszuge ) —.

I . Geltungsbereich der Verordnung .
§ 1. ( 1) Den Beſtimmungen dieſer Verordnung ſindalle Aufzugseinrichtungen unterworfen , deren Fahrkörbe ,Kammern oder Plattformen zwiſchen feſten Führungen be⸗

wegt werden , ſofern ihre Hubhöhe zwei Meter überſteigt.
( 2) Ausgenommen ſind Aufzüge in den der Aufſichtder Bergbehörde unterſtehenden Betrieben , Verſenkvorrich⸗tungen in Theatern , Paternoſterwerke für Laſten und Schiffs⸗hebewerke .

) Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 10. Auguſt1912 Nr. 24525 den Bezirksämtern „ Erläuterungen “ zu dieſer Ver⸗
ordnung zum dienſtlichen Gebrauch mitgeteilt .

Die in der Verordnung enthaltenen beſonderen Beſtimmungenüber die Einrichtung der Aufzüge , über den Betrieb der Aufzüge ,über die Vornahme der Prüfungen und die Gebühren ſind hier nichtabgedruckt .
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II . Einteilung der Aufzüge .

§ 2. ( 1) Die Aufzüge werden eingeteilt in :
1. Perſonenaufzüge ,
2. Laſtenaufzüge .

(2) Als Perſonenaufzüge gelten auch diejenigen Laſten⸗
aufzüge , auf denen Führer mitfahren dürfen .

III . Allgemeine Beſtimmungen für Aufzüge .

§S 3. Anlage der Aufzüge . Aufzüge ſollen im
Freien oder an der Außenſeite der Gebäude oder in Treppen⸗
häuſern , die von feuerfeſten Wänden umgeben ſind , oder in
Lichthöfen angelegt werden ; die vorgeſchriebene Mindeſt⸗
grundfläche der Lichthöfe darf jedoch dadurch nicht beſchränkt
werden .

§ 4 . Fahrſchächte . ( 1) Die Fahrbahn der Aufzüge
iſt in ihrer ganzen Ausdehnung nach Maßgabe der für den
Aufſtellungsort geltenden baupolizeilichen Vorſchriften oder ,
falls in dieſen beſondere Beſtimmungen über Fahrſchächte
nicht enthalten ſind , nach dem Ermeſſen der Baupolizeibe⸗
hörde mit feuerfeſten oder mindeſtens dichten feuerſicheren
Wänden zu umſchließen .

( 2) Von der Vorſchrift feuerfeſter und feuerſicherer
Schachtwände ſind ausgenommen :

1. Aufzüge , die dem §3 entſprechend in Treppenhäuſern
freiſtehend oder an der Außenſeite von Gebäuden oder
in Lichthöfen angelegt werden ;

2. Aufzüge , die im Innern von Gebäuden übereinander
gelegene Galerien verbinden ;

3. Aufzüge , die nur zwei unmittelbar aufeinander fol⸗
gende Geſchoſſe oder nur Kellergeſchoſſe mit dem Erd⸗
geſchoß verbinden , wenn in den durch den Aufzug ver⸗
bundenen Geſchoſſen keine feuergefährlichen Gegen⸗
ſtände lagern ;

4. Gichtaufzüge in allen Arten von Betrieben ;
5. Aufzüge in Gebäuden mit unverſchalten und unver⸗

putzten Zwiſchendecken , die an und für ſich der Über⸗
tragung eines Feuers keinen Widerſtand leiſten .
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( 3) Kleine Aufzüge , d. h. Laſtenaufzüge für Speiſen ,
Akten , kleine Erzeugniſſe der Induſtrie und dergleichen , die
nicht betretbar ſind , höchſtens 100 kg Tragfähigkeit und
nicht mehr als 0,7 qm Schachtquerſchnitt haben , bedürfen ,
ſoweit nicht nach vorſtehenden Beſtimmungen feuerfeſte oder
feuerſichere Wände überhaupt entbehrlich ſind , nur feuer⸗
ſicherer Schachtwände .

§ 5. Abdeckung der Fahrſchächte . ( 1) Von feuer⸗
feſten oder feuerſicheren Wänden umſchloſſene Fahrſchächte ,in denen die Förderung bis zum Dachgeſchoſſe geht , ſind an
ihrem oberen Ende mit einer feſten , feuerſicheren Abdeckung
zu verſehen . Von der feuerſicheren Beſchaffenheit der Ab⸗
deckung kann nur abgeſehen werden , wenn in den durch den
Aufzug verbundenen Geſchoſſen keine feuergefährlichen
Gegenſtände lagern und die Schachtwände ſowie ein in der
Abdeckung anzubringendes Entlüftungsrohr mindeſtens 0,2 m
über Dach geführt werden . Glasabdeckungen ſind mittels
Drahtgitter zu unterfangen .

( 2) Von feuerfeſten oder feuerſicheren Wänden um⸗
ſchloſſene Fahrſchächte , in denen die Förderung nicht bis zum
Dachgeſchoſſe geht , ſind an ihrem oberen Ende ſtets feuer⸗
ſicher abzuſchließen .

( 3) Fahrſchächte , deren obere Mündung im Freien oder
an Orten liegt , die von Menſchen betreten werden , ſind mit
Deckel⸗ oder Klappenverſchlüſſen , die vom Fahrkorbe ge⸗
hoben werden , zu verſehen , ſofern nicht nach Abſatz 1oder 2
feuerſichere Verſchlüſſe erforderlich ſind oder 8 4 Abſatz 2,
Ziffer 1 und 2 zutreffen .

(4J) Über dem Fahrkorb in ſeiner höchſten normalen
Stellung muß , ſofern er mit einer Decke verſehen iſt , eine
freie Höhe von mindeſtens 1m vorhanden ſein . Von dieſer
Vorſchrift ſind Bremsaufzüge in kleinen Getreidemühlen und
nicht betretbare kleine Aufzüge ( § 4 Abſatz 3) ausgenommen .
Muß der Fahrſchacht der vorgeſchriebenen freien Höhe halber
über die Dachfläche hinaus geführt werden , ſo wird dieſes
Maß auf die zuläſſige Gebäudehöhe nicht angerechnet .

§ 6. Umwehrungen der Fahrbahn . ( 1) Aufzüge,
deren Fahrbahn nicht durch feuerfeſte oder dichte feuerſichere

—
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Wände abzuſchließen iſt , müſſen allſeitig derart umwehrt ſein ,
daß Menſchen durch den Betrieb des Aufzugs nicht zu
Schaden kommen können . Der Fahrſchacht darf nur durch
Türen oder Schranken zugänglich ſein . Aufzüge an der
Außenſeite von Gebäuden oder im Freien bedürfen der
Umwehrung nur dort , wo Menſchen an die Fahrbahn ge⸗
langen können .

( 2) Die Umwehrungen müſſen dauerhaft hergeſtellt ,
mindeſtens 1,8 m hoch und aus einem nicht brennbaren Ma⸗
terial hergeſtellt ſein ; von der Erfüllung der letzten Vorſchrift
kann abgeſehen werden in Gebäuden , deren Zwiſchendecken
an und für ſich der Übertragung eines Feuers keinen Wider⸗
ſtand leiſten (§S 4 Abſatz 2 Ziffer 5) . Die Umwehrungen
müſſen ſo beſchaffen ſein , daß in den vom Fahrkorbe be⸗
ſtrichenen Raum nicht hindurchgegriffen werden kann . Be⸗
ſtehen ſie aus Drahtgeflecht , ſo darf die Maſchenweite höch⸗
ſtens 2 em betragen .

(8) Fahrſchächte mit Deckel⸗ oder Klappenverſchlüſſen
an ihrer oberen Mündung ( § 5 Abſatz 3) ſind unfallſicher ſo
zu umwehren , daß die Abdeckung nicht ohne weiteres betreten
werden kann .

§ 7. Fahrſchachttüren . ( 1) Zugangstüren ( Fahr⸗
ſchachttüren ) zu Fahrſchächten mit feuerfeſten oder feuer⸗
ſicheren Wänden müſſen feuerſicher ſein . Fahrſchachttüren
und Hubgitter , die zu Fahrſchächten führen , die nicht mit
feuerfeſten oder dichten feuerſicheren Wänden zu umgeben
ſind , müſſen mindeſtens den an die Umwehrung geſtellten
Anforderungen ( § 6 Abſatz 2) entſprechen.

( 2) Fahrſchachttüren oder Schranken dürfen nicht in die
Fahrbahn hineinſchlagen . Türen in Fahrkörben dürfen nicht
aus der Fahrbahn herausſchlagen .

88 . Lichtöffnungen in Fahrſchächten . ( 1) Licht⸗
öffnungen ſind , ſoweit nicht Brandmauern in Frage kommen ,
in den Wandungen auch ſolcher Fahrſchächte zuläſſig , welche
feuerfeſt oder feuerſicher umſchloſſen ſein müſſen .

( 2) Lichtöffnungen in Außenmauern müſſen durch Fenſter
verſchloſſen werden . Sind die Fenſter zum Gffnen einge⸗
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richtet , ſo dürfen ſie nicht nach innen ſchlagen und von Unbe⸗
fugten nicht geöffnet werden können . Lichtöffnungen in
Wänden oder Zugangstüren , die den Fahrſchacht gegen
Innenräume begrenzen , müſſen durch Drahtglas von minde⸗
ſtens 10 mm Stärke oder ein gleich widerſtandsfähiges Glas
dicht abgeſchloſſen werden ; ihre Geſamtgröße darf ½/5 der
Wandfläche der Zugangsſeite zum Fahrſchacht in keinem
Geſchoß überſteigen .

§ 9. Gegengewichte . ( 1) Gegengewichte der Fahr⸗
körbe müſſen in Führungen laufen und ſo angeordnet werden ,
daß ſie ihre Führungen am oberen und unteren Ende nicht
verlaſſen können . Endigt die Gegengewichtsbahn nicht auf
gewachſenem Boden , ſo iſt dafür zu ſorgen , daß ſich das

Gegengewicht beim Bruche des Tragſeils auf ausreichend
widerſtandsfähiges Mauerwerk aufſetzt . Von letzterer For⸗
derung kann bei nicht betretbaren kleinen Aufzügen ( 8 4
Abſatz 3) abgeſehen werden , wenn durch geeignete Mittel
eine zu hohe Belaſtung der beim Abſturz bedrohten Gebäude⸗
teile vermieden wird .

( 2) Die Bewegungsbahnen von Gegengewichten , Laſt⸗
ſeilen und Laſtketten müſſen , wenn ſie außerhalb des Fahr⸗
ſchachts liegen und zu Durchbrechungen der Decken in größerer
Ausdehnung als 100 qem nötigen , ebenſo wie die zuge⸗
hörigen Aufzugsſchächte umſchloſſen ſein ; bei geringerer Aus⸗

dehnung müſſen ſie mindeſtens unfallſicher eingefriedigt und

feuerſicher durch die Decken geführt werden .

( 3) Die Tragorgane der Gegengewichte dürfen nicht
höher

erche
werden als die des Fahrſtuhls ( §8 13

und 22 ) .

§ 10 . Fang⸗ und Bremsvorrichtungen . ( 1) Die

Fahrkörbe der Aufzüge ſind mit einer zuverläſſigen Fang⸗
oder Geſchwindigkeitsbremsvorrichtung ( ſelbſttätige Senk⸗

bremſe ) zu verſehen . Von dieſer Vorſchrift ſind ausge⸗
nommen :

1. Fahrkörbe mit unmittelbar tragendem hydrauliſchen
Stempel , ſofern dicht am Treibzylinder eine Vorrich⸗
tung angebracht wird , die verhindert , daß der Fahr⸗
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korb im Falle eines Bruches der Zuleitung mit größerer f0
Geſchwindigkeit als 1,5 m in der Sekunde niedergeht ; f

das Gleiche gilt für Spindelaufzüge oder Zahnſtangen⸗
antriebe in Verbindung mit Schneckengetrieben , wenn bre
der Antrieb der Spindeln oder Schnecken entſprechende il.
Sicherheit ſchafft ; l

2. Laſtenaufzüge , ſofern der Fahrkorb beim Be⸗ und Ent⸗ ſ

laden infolge ſeiner Bauart oder der Art des Betriebs
und des Beladens ordnungsmäßig nicht betreten wer⸗
den kann ;

3. Laſtenaufzüge , die nur zwei Förderſtellen mit einander
verbinden , ſofern an den Ladeſtellen zuverläſſige Auf⸗
ſatz , oder ähnliche Stützvorrichtungen angebracht
werden , die ſo beſchaffen ſind , daß ſie zur Wirkung
kommen , bevor der Fahrkorb betreten werden kann ;

4. Bremsaufzüge in kleinen Getreidemühlen ſowie Ab⸗
laßvorrichtungen , die durch das Gewicht der Laſt nach
unten bewegt werden , ſofern an der Windevorrichtung
eine Bremſe vorhanden iſt , welche die Laſt in jeder
Höhenlage feſtzuhalten imſtande iſt ; bei Ablaßvorrich⸗ find
tungen ſind außerdem Aufſatz⸗ oder ähnliche Stützvor⸗
richtungen anzubringen , die den Anforderungen unter Hedl
Ziffer 3 entſprechen . veht

( 2) Die Fang⸗ und Bremsvorrichtungen müſſen ſo ge⸗ U.
ſchützt ſein , daß ſie keinesfalls durch Ladegut und mög⸗
lichſt auch nicht durch unbefugte Eingriffe in ihrer Wirkung
behindert werden können . 15

§ 11 . Zuläſſige Geſchwindigkeit . ( ) Das Trieb⸗ penh.werk der Aufzüge muß ſo beſchaffen oder mit ſolchen Ein⸗ Gentrichtungen verſehen ſein , daß eine im voraus für die An⸗
lage beſtimmte größte Fördergeſchwindigkeit nicht über⸗
ſchritten werden kann . Geſchwindigkeiten von mehr als 01,5 min der Sekunde ſind nur mit beſonderer Genehmigung ides Miniſteriums des Innern zuläſſig .

lue( 2) Fahrſtühle mit Geſchwindigkeitsbremſe dürfen nach
Loslöſung oder Bruch der Tragorgane höchſtens mit einer ſtele
Geſchwindigkeit von 1,5 m in der Sekunde niedergehen;
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ſolche mit Fangvorrichtung müſſen ſich feſtklemmen , nachdem
ſie höchſtens 0,25 m tief gefallen ſind.

( 8) Auf nicht betretbare kleine Aufzüge ( § 4 Abſatz 3) ,
Bremsfahrſtühle in kleinen Getreidemühlen und Ablaßvor⸗
richtungen finden die Beſtimmungen der Abſätze 1 und 2
keine Anwendung , ſofern der Fahrkorb bei gelöſter Bremſedurch das Gewicht der Laſt bewegt wird .

§ 12 . Beleuchtung und anderes . ( ) Die Vor⸗
räume der Aufzüge und die Fahrkörbe von Perſonenauf⸗zügen müſſen , ſolange die Aufzüge benutzt werden können ,dauernd durch Tageslicht oder künſtlich ausreichend beleuchtetwerden . Von der dauernden Beleuchtung der Fahrkörbe
kann nur dann abgeſehen werden , wenn die Beleuchtungs⸗
einrichtung ſo beſchaffen iſt , daß ſie mit dem offnen der Fahr⸗
ſchachttür in Tätigkeit geſetzt wird . Für Beleuchtungseinrich⸗
tungen im Innern der Fahrkörbe iſt die Verwendung von
Mineralölen , Spiritus oder ähnlichen leicht entzündlichen
Flüſſigkeiten unzuläſſig .

( 2) Der Fahrſchacht darf nicht zur Lagerung von Gegen⸗
ſtänden benützt werden .

( 3) Der Raum für die Antriebsmaſchine muß hinreichend
geräumig , im Mittel mindeſtens 1,8 m hoch und gut um⸗
wehrt ſein .

VI . Inbetriebſetzung und Überwachung der Aufzüge .
§ 33 . Baupolizeiliche Genehmigung . Für die

bauliche Anlage der Aufzüge Gerſtellung des Schachtes ,
Durchbrechung von Decken , bauliche Einrichtungen in Trep⸗
penhäuſern , Lichthöfen und an Außenſeiten ) bedarf es der
Genehmigung der Baupolizeibehörde .

§ 34 . Prüfungen . ( 1) Die Betriebsunternehmer
von Aufzügen ſind verpflichtet , eine erſtmalige Prüfung ( Ab⸗
nahme ) neu angelegter Aufzüge vor ihrer Inbetriebnahme
ſowie regelmäßige Prüfungen der Anlage nach Maßgabe
dieſer Verordnung durch Sachverſtändige zu veranlaſſen , die
hierzu nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereitzu⸗
ſtellen und die Koſten dieſer und etwaiger außerordentlicher

zu tragen .



542 Einrichtung und Betrieb von Aufzügen .

2 ) Die Koſten der Aufzugsprüfungen werden vom Be⸗
zirksamt nach Maßgabe des § 40 feſtgeſetzt und gemäß der

Verwaltungsgebührenordnung zur Zahlung angewieſen und fl

von dem Erſatzpflichtigen zurückerhoben . 9

§ 35 ( Abſ . 1). Abnahme . (1) Der Antrag auf Abnahme
iſt vom Betriebsunternehmer oder deſſen Stellvertreter bei
dem Bezirksamt ſchriftlich zu ſtellen . Dem Antrag ſind in

5 6 f gehedoppelter Fertigung Zeichnung , Beſchreibung — dieſe nach 10demMuſter in Anlage 1 ) — und Tragfähigkeitsberechnung 1
des Aufzugs beizufügen . fn

VII . Schluß⸗ und Übergangsbeſtimmungen . 90
§ 38 . Übergangsbeſtimmungen . ( 1) Bei Auf⸗ 101

zügen , die vor Inkrafttreten der Verordnung beſtanden , ins⸗ bt
beſondere bei ſolchen , die bisher ſchon der Prüfung durch
Sachverſtändige auf Grund beſtehender Vorſchriften unter⸗
lagen und letzteren entſprechen , können , ſolange nicht eine
weſentliche Anderung der Aufzugsanlage oder der Bauten , ſcrlſ
in denen ſie aufgeſtellt ſind , eintritt , nur Anforderungen ge⸗
ſtellt werden , welche zur Beſeitigung erheblicher Gefahren 205
für das Leben und die Geſundheit der mit der Aufzugs⸗ 15
anlage in Berührung kommenden Perſonen erforderlich Oun
oder ohne unverhältnismäßige Aufwendungen ausführbar fu⸗
erſcheinen . 558

E2) Bei Aufzügen , die bisher noch keiner Prüfung unter⸗ 15
zogen ſind , müſſen die Beſtimmungen dieſer Verordnung , bis Haäli
auf die in den 88 3 und 4 enthaltenen , innerhalb Jahresfriſt geehl
nach Erlaß dieſer Verordnung durchgeführt werden . Von
einer nachträglichen Prüfung kleiner Aufzüge ( § 4 Abſatz 3) , i
die vor Erlaß der Verordnung beſtanden , kann abgeſehen
werden , ſoweit nicht in einzelnen Fällen eine Prüfung aus
beſonderen Gründen geboten erſcheint . Alle bereits beſtehen⸗ ſun
den Aufzugsanlagen ſind innerhalb 3Z Monaten vom In⸗ 5
krafttreten dieſer Verordnung an gerechnet beim Bezirksamt

5

anzumelden . Jotde

8 . 39 . Ausnahmen . ( 1) Das Bezirksamt iſt be⸗
600fugt , Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Verordnung , der f
—. ——

) Das Muſter iſt im Geſ. - u. VOBl . 1912 S. 369 abgedruckt .
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insbeſondere auch den bei Erlaß dieſer Verordnung in derAusführung begriffenen Aufzügen , zu gewähren . Genehmi⸗gungen dieſer Art ſind den Aufzugspapieren beizufügen . Vorder Gewährung von Ausnahmen für Aufzüge in Betrieben ,die der Aufſicht des Gewerbeaufſichtsamts unterſtehen , iſtdieſe Behörde zu hören .
( 2) Bei Aufzügen für Bauten und ähnliche vorüber⸗gehend benutzte Anlagen iſt das Bezirksamt nach Anhörungdes zuſtändigen Sachverſtändigen ( C37 ) befugt , von ein⸗zelnen Beſtimmungen abzuſehen.
§ 41 . Strafbeſtimmung en. Zuwiderhandlungengegen dieſe Verordnung werden aufgrund der 88 168 Ziffer 57und 116 des Polizeiſtrafgeſetzbuches an Geld bis zu 150 Markoder mit Haft beſtraft .

8) Bauliche und geſundheitliche Mindeſt⸗
forderungen für Kur⸗ und Badeorte .Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 11. Mai 1909 Nr. 15453. )Der Ständige Ausſchuß für die geſundheitlichen Einrichtungenin den Kur⸗ und Badeorten hat die an Kur⸗ und Badeorte in bau⸗licher und geſundheitlicher Beziehung zu ſtellenden Mindeſtforderungeneiner Durchberatung unterzogen . Dabei wurden die nachſtehendenGrundſätze über bauliche und geſundheitliche Mindeſtforderungen fürKur⸗ und Badeorte aufgeſtellt . Die baulichen Mindeſtforderungenwerden anläßlich der Prüfung von Baugeſuchen, Aufſtellung vonBebauungsplänen und Erlaſſung von baupolizeilichen VorſchriftenBerückſichtigung finden können , ſoweit dies nach den örtlichen Ver⸗hältniſſen tunlich erſcheint und im Hinblick auf die in Baden geltendengeſetzlichen Beſtimmungen Bedenken nicht begegnet .

Grundſätze
über bauliche Mindeſtforderungen für Kur⸗ und Badeorte .I . Es iſt als wünſchenswert zu bezeichnen , daßdie Bauten eines Kurortes den Anforderungen eines ge⸗läuterten Schönheitsgefühls entſprechen ;2. daß bei Zeiten für Aufſtellung eines Bebauungs⸗ und Flucht⸗linienplanes geſorgt wird .
II . Unbedingt notwendig iſt die Durchführung folgenderForderungen :
1. In Kurorten iſt während der Zeit des ſtärkſten Vetriebes

( Hochſaiſon ) für die Ausführung von Bauten die Genehmigung inder Regel zu verſagen .

) Jetzt : § 108 Ziffer 2 (J. Seite 547) .
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2. a) Bei der Bausausführung iſt der Entwäſſerung des Bau⸗
grundes und Jſolierung des Mauerwerkes die größte Sorgfalt zuwidmen.

b) Neubauten dürfen von Kurgäſten erſt nach vollſtändiger
Austrocknung bezogen werden . Die zuſtändigen Behörden haben
eventuell Vorſchriften zu erlaſſen , durch welche die Austrocknungsfriſt
für die einzelnen Kurorte feſtgelegt wird .

3. Auf möglichſte Schallundurchläſſigkeit der Scheidewände und
Zwiſchendecken iſt die größte Sorgfalt zu verwenden .

4. Als Luftraum für Wohn⸗ und Schlafzimmer ſind bei aus⸗
reichender Lüftung und Belichtung mindeſtens 25 cbm für den Be⸗
wohner zu fordern .

5. Wohnräume dürfen durch Wirtſchaftsräume ( Küche ! ) und
Abortanlagen nicht beeinträchtigt werden .

Die Zahl der letzteren muß der Bewohnerzahl des Hauſes Rech⸗
nung tragen .

6. Die zuſtändige Behörde hat die Anlagen für Trink⸗ und Wirt⸗
ſchaftswaſſerverſorgung ſowie die Anlagen für Beſeitigung der Küchen⸗
und Abortabgänge zu prüfen .

7. Das Gleiche gilt von den Beleuchtungsvorrichtungen .

Grundſätze
über geſundheitliche Mindeſtforderungen für Kur - und Badeorte .

In jedem Kur⸗ und Badeort , welcher Fremde zum Gebrauche
ſeiner natürlichen oder künſtlichen Kurmittel einladet oder zuläßt , mag
er ſich Kur⸗ oder Luftkurort , Sommerfriſche oder ſonſtwie bezeichnen ,
erachtet der Ausſchuß die Erfüllung nachſtehender Mindeſtforderungen
für unerläßlich :

1. Das Vorhandenſein mindeſtens zweier geeigneter Jſolier⸗
räume für die Aufnahme mit übertragbaren Krankheiten Behafteter ,
ſowie des Pflegers oder der Pflegerin .

2. Das Vorhandenſein eines iſolierten Leichenraumes .
3. Das Vorhandenſein von Desinfektionsvorrichtungen und

⸗Apparaten .
Die Anweſenheit eines ausgebildeten Desinfektors am Orte .

Aufſtellung von Spucknäpfen , wo Kranke verkehren .
„Sicherſtellung ärztlicher Hilfe .
Sicherſtellung ausreichender Arzneiverſorgung .
Sicherſtellung geſchulter Krankenpflege .

Möglichkeit , gutes Eis für Kranke zu erhalten .
10. Gutes Trinkwaſſer in genügender Menge ; zur Richtſchnur

diene die „Anleitung für die Einrichtung , den Betrieb und die Über⸗
wachung öffentlicher Waſſerverſorgungsanlagen , welche nicht aus⸗
ſchließlich techniſchen Zwecken dienen “ ( Beilage zu den Veröffent⸗
lichungen des Geſundheitsamtes 1906 , Nr . 30 ) ) . Jährlich mindeſtens
einmalige Reviſion ; die Beſeitigung der Flachbrunnen iſt anzuſtreben .

11. Einwandfreie Beſeitigung der Abfallſtoffe ; Fäkalgruben ſind
zuverläſſig abzudichten ; alljährliche Reviſion der Abfallgruben .

) Die Anleitung iſt abgedruckt im bad . Geſ . ⸗u. VOBl . 1909 S. 386 .

ο
οο

ο

0
halker

laclts

ürdi

fchun

flsfi

die
ſrd,
4650

oſte
ndd

keibi

ulge

Lert.
Etfül
fitd

Asz
100⁰


	A. Mit Rücksicht auf die Lage des Baues
	a) Bauten an öffentlichen Wegen
	Seite 393
	Seite 394

	b) Bauten in der Nähe von Waldungen
	Seite 394
	Seite 395
	Seite 396

	c) Bauten an und in Gewässern
	Seite 396
	Seite 397
	Seite 398
	Seite 399
	Seite 400
	Seite 401
	Seite 402
	Seite 403
	Seite 404
	Seite 405
	Seite 406
	Seite 407

	d) Anlagen, die der Fischzucht schädlich werden können
	Seite 408
	Seite 409
	Seite 410

	e) Bauten an Eisenbahnen
	Seite 411
	Seite 412
	Seite 413

	f) Bauten in der Nähe von Friedhöfen
	Seite 413
	Seite 414


	B. Besondere Vorschriften mit Rücksicht auf die Bestimmung des Baues
	a) Gewerbliche Anlagen im allgemeinen
	Seite 414
	Seite 415
	Seite 416
	Seite 417
	Seite 418
	Seite 419

	b) Hausarbeitgesetz
	Seite 420
	Seite 421
	Seite 422
	Seite 423

	c) Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 17. Februar 1907, betr. die Einrichtung und den Betrieb der zur Anfertigung von Zigarren bestimmten Anlagen
	Seite 424
	Seite 425
	Seite 426

	d) Verordnung vom 1. Oktober 1906, die Einrichtung und den Betrieb von Bäckereien und Konditoreien betreffend
	Seite 426
	Seite 427
	Seite 428

	e) Bekanntmachung vom 31. Juli 1897, die Einrichtung und den Betrieb der Buchdruckereien und Schriftgießereien betreffend
	Seite 428
	Seite 429
	Seite 430
	Seite 431

	f) Sonstige gewerbliche Anlagen, über deren Einrichtung und Betrieb besondere Vorschriften bestehen
	Seite 431
	Seite 432

	g) Schädliche, gefährliche, belästigende Anlagen
	Seite 432
	Seite 433
	Seite 434
	Seite 435
	Seite 436
	Seite 437
	Seite 438
	Seite 439
	Seite 440
	Seite 441
	Seite 442
	Seite 443

	h) Verordnung des Ministeriums des Innern vom 16. Juni 1876, die Einrichtung der Schlächterien betreffend
	Seite 443
	Seite 444

	i) Lager von übelriechenden Stoffen
	Seite 445

	k) Dampfkesselanlagen
	Seite 445
	Seite 446
	Seite 447
	Seite 448
	Seite 449
	Seite 450
	Seite 451
	Seite 452
	Seite 453
	Seite 454
	Seite 455
	Seite 456
	Seite 457
	Seite 458

	l) Geräuschvolle Anlagen
	Seite 459
	Seite 460
	Seite 461

	m) Privatkranken-, Irren-, Entbindungsanstalten, Wirtschaften und Singspielhallen
	Seite 462
	Seite 463
	Seite 464
	Seite 465
	Seite 466
	Seite 467
	Seite 468
	Seite 469
	Seite 470
	Seite 471
	Seite 472
	Seite 473
	Seite 474
	Seite 475
	Seite 476
	Seite 477
	Seite 478
	Seite 479
	Seite 480
	Seite 481
	Seite 482
	Seite 483

	n) Schulhausbaulichkeiten
	Seite 484
	Seite 485
	Seite 486
	Seite 487
	Seite 488
	Seite 489
	Seite 490
	Seite 491
	Seite 492
	Seite 493
	Seite 494
	Seite 495
	Seite 496
	Seite 497
	Seite 498
	Seite 499
	Seite 500

	o) Kirchenbauten
	Seite 500
	Seite 501

	p) Öffentliche Versammlungsräume und dergl.
	Seite 501
	Seite 502
	Seite 503
	Seite 504
	Seite 505
	Seite 506
	Seite 507
	Seite 508
	Seite 509
	Seite 510
	Seite 511
	Seite 512
	Seite 513
	Seite 514
	Seite 515
	Seite 516
	Seite 517
	Seite 518
	Seite 519
	Seite 520
	Seite 521
	Seite 522
	Seite 523
	Seite 524
	Seite 525
	Seite 526
	Seite 527
	Seite 528
	Seite 529
	Seite 530
	Seite 531
	Seite 532
	Seite 533
	Seite 534
	Seite 535
	Seite 536
	Seite 537
	Seite 538
	Seite 539
	Seite 540
	Seite 541
	Seite 542
	Seite 543
	Seite 544



